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Ernst-Otto Czempiel

Die Bundesrepublik - eine heimliche Großmacht?

Zur Diskussion über die Grundlagen bundesrepublikanischer 
Außenpolitik

I. Geänderte Ziele oder veränderte Umwelt?

1. Die Kritik von außen und innen

Die bundesrepublikanische Außenpolitik ist 
erneut ins Gerede gekommen. Inzwischen 
kann man auch in den Vereinigten Staaten 
besorgte Fragen hören, ob Bonn einen neuen 
Kurs steuere oder — besser gesagt — zu den 
alten Kursen deutscher Europapolitik zurück-
kehre. Solche Fragen lassen sich nicht ein-
fach abtun. Es ist zwar erkennbar, daß wir es 
hier mit einem Reflex der innerdeutschen Po-
lemik zu tun haben, deren Themen im Aus-
land aufgegriffen und nunmehr in die Bun-
desrepublik zurückgespielt werden. Man 
kann sich auch nicht mit dem Gedanken zu-
friedengeben, daß die inneren Widersprüche 
dieser Kritik sie ad absurdum führen werden. 
Das ist zwar logisch richtig; doch Politik hat 
ihre eigene Logik. Historische Reminiszenz 
gilt hier mehr als sachlich-inhaltliche Strin-
genz. Die Kritik zielt genau darauf ab, zwei 
solcher geschichlichen Erfahrungen zu Be-
wertungsmaßstäben gegenwärtiger bundesre-
publikanischer Außenpolitik zu machen. Man 
könnte sie sinnfällig als den „Geist der Wil-
helmstraße" und den „Geist von Rapallo" be-
zeichnen. Die beiden Begriffe werden nir-
gendwo verwandt; sie sind aber im Hinter-
grund deutlich zu sehen. Sie versinnbildlichen 
die beiden Sorgen, die gegen Bonn geltend 
gemacht werden: Einerseits scheint die Bun-
desrepublik die Entspannung mit der Sowjet-
union zu weit treiben zu wollen. Breschnjews 
Besuch in Bonn, eine gewisse Zurückhaltung 
der Bundesregierung hinsichtlich einer unge-
prüften nuklearen Aufrüstung in Mitteleuro-
pa, die Kritik an der Menschenrechts-Kam-
pagne des amerikanischen Präsidenten Carter 
und das Beharren auf einer Kontinuität der 
Entspannungspolitik — dies alles wird zu-
sammengezogen und zugespitzt in dem pole-
mischen Vorwurf, die Bundesrepublik finn- 
landisiere sich selbst. Den Begriff hat der 
amerikanische Sicherheitsberater Brzezinski 
aufgebracht,, der amerikanische Publizist 
Borchgrave hat ihn verbreitet. Wie weit die-

ser semantische Spuk schon gediehen ist, läßt 
sich daran ablesen, daß ernst zu nehmende 
CDU-Politiker jedenfalls privat die Frage 
stellen, welchen Grad des sowjetischen Ein-
flusses in Bonn der Westen hinzunehmen ge-
neigt sei. Daß Begriffe ihr Eigenleben entwik-
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kein und die Realität nicht wiedergeben, son-
dern beeinflussen — diese Erfahrung hat man 
offensichtlich nicht nur links, sondern nun-
mehr auch rechts gemacht.

Dabei macht es, wie gesagt, nichts, daß die 
zweite Sorge das genaue Gegenteil der ersten 
darstellt. Sie gilt den politischen Versuchun-
gen, in die die Bundesrepublik auf Grund ih-
rer wirtschaftlichen, militärischen und politi-
schen Stärke geführt werden könnte. In 



Frankreich ist sie, vor allem auf der rechten 
Seite des politischen Spektrums, schon seit 
langem zu hören. Erst im März sah sich 
der französische Staatspräsident Giscard 
d'Estaing erneut veranlaßt, ihr zu widerspre-
chen. In den USA hatte die westdeutsche Stär-
ke 1974 zu dem aufsehenerregenden Vorschlag 
geführt, die amerikanisch-westdeutsche Zu-
sammenarbeit in eine „Bigemonie" zu ver-
wandeln und mit ihr den Kar

1
ren des Westens 

wieder flottzumachen ).

Inzwischen hat die deutsche Machtfülle auch 
in den Vereinigten Staaten einen nicht mehr 
so positiven Eindruck hinterlassen, wahr-
scheinlich im Zusammenhang mit der unver-
hohlenen Kritik Bonns an der Außenpolitik 
Präsident Carters. Jedenfalls sieht man in 
den Vereinigten Staaten sehr deutlich, daß 
die Bundesrepublik das Zeug zu einer Welt-
führungsmacht besitzt, und man registriert, 
daß seit dem Präsidententreffen in Guadelou-
pe im Januar 1979 Bundeskanzler Schmidt 
sich anscheinend offen zu einer Übernahme 
einer solchen Rolle bereiterklärt hat2). Das 
reimt sich zwar nun gar nicht auf die Selbst- 
Finnlandisierung, wohl aber auf etwas ande-
res: den Gaullismus. Von dem französischen 
General und Staatschef mit seinem Namen zu 
Ansehen gebracht, verbirgt sich dahinter eine 
Politik, die die nationale Unabhängigkeit und 
Selbständigkeit, die Machtfülle und die Eh-
re des eigenen Nationalstaates zum ober-
sten Ziel erhebt. Für die Bundesrepublik 
heißt das, daß die traditionelle Politik der 
Westintegration zurückgestellt würde zugun-
sten einer stärkeren Betonung von Wieder-
vereinigung und nationaler Unabhängigkeit. 
Es sieht so aus, als strebe die westdeutsche 
Außenpolitik von der Bonner Adenauerallee 
zurück in die Berliner Wilhelmstraße.

1) C. Fred Bergsten, Die amerikanische Europa- 
Politik angesichts der Stagnation des gemeinsa-
men Marktes. Ein Plädoyer für Konzentration auf 
die Bundesrepublik, in: Europa-Archiv 29, 4, 1974, 
S. 115 ff.
2) International Herald Tribune, 19. 3. 1979.

3) Vgl. die Kritik des Abgeordneten Les Aspin 
und des Senators Nunn, International Herald Tri-
bune, 13. 3. 1979.

Wie alte Geister haben auch die hier be-
schworenen die Funktion, daß sie Wirkung er-
zeugen, obwohl sie gar nicht existieren. Der 
Effekt zeigt sich weniger in der Bundesrepu-
blik, wo die Herkunft der Geister aus der 
parteipolitischen Auseinandersetzung voll 
einsichtig, ihr Eindruck dementsprechend 
nicht so groß ist. Im Ausland wird diese Her-
kunft aber häufig genug übersehen oder doch 
mißinterpretiert. Vorurteile können so zu Ur-
teilen aufgewertet und dann in die Bundesre-
publik reimportiert werden, wo sie nunmehr 
als politische Fakten gelten. Es ist daher kei-

neswegs überflüssig, die Frage nach den 
Grundlagen der bundesrepublikanischen Au-
ßenpolitik neu zu stellen und neu zu beant-
worten.

2. Kontinuität der Ziele, aber Veränderung 
der Bedingungen

Charakteristisch für diese beiden kritischen 
Vorwürfe ist, daß es weder in der Politik 
noch in der Rhetorik der Bundesrepublik den 
geringsten Anhaltspunkt für sie gibt. Die 
bundesrepublikanische Außenpolitik ist un-
verändert atlantisch, europäisch und koope-
rativ ausgerichtet. Ihre Entspannungs- und 
Ost-Politik unterscheidet sich nur darin von 
der der westeuropäischen Partner, daß sie noch 
stärker zu den Vereinigten Staaten als dem 
Garanten westdeutscher und Westberliner Si-
cherheit hingewendet ist und den europä-
ischen Zusammenhalt eher noch deutlicher 
betont. Die Bundesrepublik gehört zu denje-
nigen NATO-Mitgliedern, die ihr Verteidi-
gungsbudget 1979 um die geplant 3en  Prozent 
anheben und nicht — wie etwa Kanada, Däne-
mark oder Holland — kürzen werden 3). Die 
Bundesrepublik gehört zu den aktivsten Be-
fürwortern einer Direktwahl des Europä-
ischen Parlaments; Bundeskanzler Schmidt 
kann für sich in Anspruch nehmen, der Vater 
des neuen Europäischen Währungssystems zu 
sein. An der Orientierung und der Zielset-
zung der bundesrepublikanischen Außenpoli-
tik hat sich in den letzten zehn Jahren nichts 
geändert.

Jedoch: Umwelt und Kontext der westdeut-
schen Außenpolitik haben sich geändert. Die 
Entspannung ist seit 1972 zum herrschenden 
Muster des Ost-West-Konflikts geworden. An 
die Stelle der amerikanisch-sowjetischen 
Konfrontation ist eine partielle Kooperation 
der beiden Supermächte getreten. Dement-
sprechend haben sich Funktion und Stellen-
wert der westlichen Militärallianz geändert. 
Als Folge des Vietnam-Krieges und der Infla-
tion hat sich die amerikanische Führungspo- 
sition in der Welt und in Westeuropa abge-
schwächt; dieser Effekt wurde durch den wirt-
schaftlichen Aufschwung Westeuropas seit 
dem Beginn der siebziger Jahre noch ver-
stärkt. Die Ölkrise von 1973 hat die wirt-
schaftliche Stärke der Bundesrepublik deutli-
cher hervortreten lassen als je zuvor. Diese 
Ereignisketten haben bewirkt, daß die Bun-
desrepublik aus einem abhängigen Provisorium 
zu einem potenten Partner geworden ist; sie 



hat die Position der Dependenz verlassen und 
sich zu einem wichtigen Knotenpunkt inner-
halb des westlich

4
en Interdependenzgefüges 

entwickelt ).

Dabei ist zweierlei zutage getreten: erstens 
die vergrößerte Handlungsfreiheit der Bun-
desrepublik und zweitens die Tatsache, daß 
die vielbeschworene Atlantische Gemein-
schaft ebenso wie die Europäische Gemein-
schaft keine Gemeinschaften im funktionalen 
Sinne des Wortes sind. Ihre Entscheidungs-
prozesse weisen sie als Staatenbünde aus, 
und die Bundesrepublik sieht sich demzufolge 
'in die Lage versetzt, sich auf der Grundlage 
ihrer gewachsenen Handlungsfreiheit zu die-
sen Bünden zu verhalten. Die anderen Part-
ner befanden sich in dieser Lage schon im-
mer; bei der Bundesrepublik ist sie relativ 
neu und fällt deswegen aus. Daß die Mitar-
beit in der NATO und in der Europäischen 
Gemeinschaft nicht automatisch, sondern je-
weils aufgrund der Entscheidungen der (fak-
tisch) souveränen Teilnehmer erfolgt, ist keine 
Erfindung Bonns, sondern eine Strukturfolge 
der beiden Organisationen. Wenn sie nun ge-
rade am Beispiel der Bundesrepublik grell be-
leuchtet wird, so hat dies, wie erwähnt, zu-
nächst politische Ursachen. Aufschlußreich für 
die Entstehung der Ängste, die sich um die 
bundesrepublikanische Außenpolitik ranken, 
ist das große Maß an Bewegungsfreiheit, über 
das alle EG- und NATO-Partner — also auch 
die Bundesrepublik — verfügen. Dieses Maß 
stimmt, leider. Nicht einmal die Europäische 
Gemeinschaft, geschweige denn die NATO, hat 
bisher vermocht, die Entscheidungsfreiheit der 
Partnerstaaten einzuschränken oder einzugren-
zen. Das gemeinsame Interesse, das sich in der 
Gründung dieser Organisationen ausdrückt, 
hat nicht dazu geführt, daß die Entscheidun-
gen gemeinsam getroffen werden. Das fast 
durchweg herrschende Einstimmigkeitsprinzip 
zeigt, daß die gemeinsamen Interessen eben 
nicht gemeinsam, sondern jeweils nur koope-
rativ durch die einzelnen Staaten verwirk-
licht werden.

An dieser Kooperation hat es die Bundesre-
publik bisher nirgendwo fehlen lassen. Sie 
kann immer noch als der Musterknabe der 
NATO und mit gewissen Einschränkungen 
auch als der der EG gelten. Aber natürlich 
haben ihre Entscheidungen mehr Gewicht als 
früher, hat die Bundesrepublik mehr Interes-

sen, mehr Gesichtspunkte und mehr Ansprü-
che geltend zu machen, als dies früher der 
Fall war. Die gewachsene Machtfülle der 
Bundesrepublik macht nun die Bedeutung ihrer 
Handlungsfreiheit sichtbar. In der Tat wäre 
die Bundesrepublik, wenn auch in bestimm-
ten Grenzen, stark genug, eine gaullistische 
Politik zu führen. Die sozialliberale Koalition 
ist aber an einer solchen Politik nicht inter-
essiert — und es zählt zu den politischen Iro-
nien der Gegenwart, daß die Koalition gerade 
von denen am schärfsten kritisiert wird, die 
stets im gaullistischen und eben nicht im at-
lantischen Lager gestanden haben.

Dürfte die Haltlosigkeit solcher Vorwürfe auch 
erwiesen sein — sie haben den Vorteil, auf ein 
Strukturproblem der westlichen Gemeinschaft 
aufmerksam zu machen: Es liegt in dem Wi-
derspruch zwischen gemeinsamer Zielsetzung 
und unilateraler Ausführung. Von den Inter-
essen her aufeinander zugeordnet und ange-
wiesen, werden die westlichen Staaten durch 
die verwendeten Entscheidungsprozeduren 
immer wieder vereinzelt. Dieser funktionale 
Anachronismus stellt das Kernproblem der 
westlichen Gemeinschaft, vor allem der Euro-
päischen Gemeinschaft, dar; er bildet auch 
das Kernproblem der bundesrepublikanischen 
Außenpolitik. Ihre Ziele sind identisch ge-
blieben, wie ihre Interessen auch. Ihre Hand-
lungsfreiheit aber hat sich ganz erheblich 
vergrößert und damit auch das Maß der Ver-
einzelung, aus dem heraus sie die gemeinsa-
men Ziele zu verwirklichen sucht. Es handelt 
sich dabei, wie erwähnt, nicht um ein bun-
desrepublikanisches, sondern um ein Problem 
aller westlichen Staaten. Es läßt sich aber am 
Fall der Bundesrepublik besonders deutlich 
sichtbar machen.

3. Der Anachronismus der Mittel

Im Prinzip hat die funktionalistische Theo-
rie 5) mit ihrer Annahme recht, daß kontinu-
ierlich gemeinsame Interessen zu gemeinsa-
mer Entscheidungsfindung führen. Die Praxis 
zeigt jedoch, daß es sich hier nicht um eine 
Automatik handelt, sondern daß die Politik 
durchaus imstande ist, der funktionalen Logik 
Widerstand zu leisten. Trotz dichter Interde-
pendenz und weitgehender Interessenkonver-
genz haben die EG-Partner das Prinzip der 
Einstimmigkeit nicht aufgegeben. Sie ver-
wirklichen nach wie vor ihre gemeinsamen 
Interessen unilateral, jeder für sich, so, als sei 
die Europäische Gemeinschaft nichts anderes 
als die Katholische Liga von 1609. Das liegt

5) Dazu noch immer grundlegend David Mitrany, 
A Working Peace System, Chicago 1969.

4) Zum historischen Verlauf dieser Entwicklung 
vgl. E.-O. Czempiel, Die Bundesrepublik und Ame-
rika: Von der Okkupation zur Kooperation, in: 
Manfred Knapp (Hrsg.), Die deutsch-amerikani-
schen Beziehungen seit 1945, Frankfurt 1975, 
S. 132 ff.



nicht nur an einem veralteten Souveränitäts-
begriff; es liegt auch daran, daß es zwischen 
dem Unilateralismus einerseits und der rei-
nen Mehrheitsentscheidung andererseits kei-
ne Zwischenstufen gibt. Gerade sie aber wä- 

* ren erforderlich, um einer Interessenkonver-
genz Rechnung zu tragen, wie sie in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft und auch in der 
NATO vorliegt. Sie ist eben noch nicht so to-
tal, daß eine Mehrheitsentscheidung gerecht-
fertigt wäre. Sie ist aber schon groß genug, 
um das Einstimmigkeitsprinzip, den Unilate-
ralismus, als hoffnungslos veraltet auszuwei-
sen. Was fehlt, ist eine dem Multilateralis-
mus angemessene Entscheidungsprozedur.

Zunächst muß noch einmal klargestellt wer-
den, daß Unilateralismus nichts mit Nationa-
lismus zu tun hat. Letzterer bezieht sich auf 
die Zielsetzung, die eben ausschließlich auf 
die Macht und das Wohlergehen der eigenen 
Nation gerichtet sind. Unilateralismus hinge-
gen bezeichnet die Art und Weise, in der 
Entscheidungen getroffen werden, nämlich al-
lein. Jeder Staat beschließt für sich, wie und 
wie weit er kooperieren will. Bei einer Inte-
gration entscheidet die Mehrheit aller Staa-
ten bindend auch für diejenigen, die dagegen 
gestimmt haben. Der dazwischen liegende, 
für die Situation in Europa geeignete Modus 
des Multilateralismus ist weder theoretisch 
noch praktisch entwickelt worden. Dies kann 
hier auch nicht geleistet, sondern nur gefor-
dert werden. Wichtige Bestandteile eines sol-
chen Konzepts würden in der Forderung lie-
gen, daß keine Entscheidung mehr allein, 

sondern stets im Kontext der Gemeinschaft 
getroffen wird. Dabei wird man auf Einstim-
migkeit vorab nicht verzichten können. 
Wenn alle Entscheidungen im Verbund und 
dann einstimmig getroffen werden müssen, so 
ergibt sich daraus als politische Folgerung, 
daß der Diskussionsprozeß auf allen Ebenen 
und intensiv vorangetrieben werden muß, bis 
Einstimmigkeit herrscht. Im Luxemburger 
Kompromiß der EG von 1964 ist ein solches 
Verfahren vorgezeichnet worden, freilich mit 
dem Mangel, daß nur die wenigsten Entschei-
dungen einer solchen Prozedur unterworfen 
werden. Relevanter ist schon der Hinweis auf 
die Tradition afrikanischer Entscheidungsbil-
dung, die überhaupt keine Mehrheitsentschei-
dungen kennt, sondern nur die Einstimmig-
keit aufgrund langer Verhandlungen.

Wie immer dies im einzelnen aussehen mag: 
die Forderung nach Entwicklung einer multi-
lateralen Entscheidungsprozedur muß gestellt 
werden. Nur sie würde dem Grad der Ge-
meinsamkeit in der NATO wie — vor allem 
— in der EG gerecht; nur sie würde die 
westlichen Staaten und damit auch die Bun-
desrepublik von der Sorge befreien, daß der 
Widerspruch zwischen gemeinsamen Interes-
sen und vereinzelter Entscheidung immer 
wieder zugunsten der letzteren aufgelöst 
wird. Freilich handelt es sich dabei um eine 
hypothetische Sorge. Wie sich im einzelnen 
zeigen läßt, hat die Bundesrepublik die Hand-
lungsfreiheit und den Unilateralismus stets 
dazu benutzt, um die gemeinsamen Ziele der 
westlichen Gemeinschaft zu verwirklichen.

III. Zusammenarbeit für Verteidigung und Entspannung

1. NATO statt Bigemonie

Nach wie vor ist es ein Axiom der westdeut-
schen Außenpolitik, „daß das Atlantische 
Bündnis, in dem Amerika die wichtigste Rol-
le spielt, die unverzichtbare Grundlage ist für 
die gemeinsame Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik" 6). Daß die Sicherheit der Bun-
desrepublik latent bedroht ist, steht für Bonn 
außer Frage; zwar hat sich das Bild der Sowjet-
union inzwischen etwas differenziert. Ihre mili-
tärische Agression gilt als der Ausnahme-
fall, als der ,worst case', der möglich, aber 
nicht wahrscheinlich ist. Vielmehr benutzt 
die Sowjetunion ihr großes und zunehmendes 
Militärpotential dazu, ihren Besitzstand und 
Einflußbereich in Mitteleuropa zu sichern 
und, wenn möglich, ihren Einfluß nach We-

sten auszudehnen, die USA aus Westeuropa 
zu verdrängen 7). Auf diese doppelte Bedro-
hung reagiert die NATO, indem sie mit ihrer 
Abschreckungsfunktion den andauernden Ag-
gressionsverzicht der Sowjetunion sicherstellt 
und mit ihrer eigenen militärischen Stärke 
die Sowjetunion daran hindert, ihr militäri-
sches Potential politisch auszunutzen. Beide 
Funktionen sind ohne die Vereinigten Staa-
ten nicht zu erfüllen. Nur die USA verfügen 
über das zureichende nukleare Abschrek- 
kungspotential, nur sie können auf der strate-
gischen Ebene die Sicherheit Westeuropas 
gewährleisten. Weder die französische noch 
die britische Militärmacht ist dazu imstande. 
Die politische Handlungs- und Bewegungs-

6) Helmut Schmidt, Kontinuität und Konzentra-
tion, Bonn-Bad Godesberg 19762, S. 49.

7) Bundesministerium der Verteidigung, Weißbuch 
1975/76: Zur Sicherung der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Entwicklung der Bundes-
wehr, Bonn 1976, S. 14.



freiheit der Bundesrepublik ist auf den nu-
klearen Schutz durch die Vereinigten Staaten 
angewiesen. Jenseits aller (wichtigeren) Ge-
meinsamkeiten zwischen den Vereinigten 
Staaten und Westeuropa setzt dieses militäri-
sche Datum eine Orientierungsmarke, die für 
jede Konzeption verbindlich ist.

Für die Bundesrepublik kommen weitere Da-
ten hinzu. Die Freiheit West-Berlins und sei-
ner Verbindung zu der Bundesrepublik hängt 
ausschließlich von der Bereitschaft der Verei-
nigten Staaten ab, dort militärisch präsent zu 
bleiben und politisch die Sicherheit und Frei-
heit West-Berlins gegenüber der Sowjetunion 
zu gewährleisten. Das Berlin-Abkommen vom 
3. September 1971 war nicht nur hinsichtlich 
seiner Genese, sondern ist für seine Dauer 
und für seine Verwirklichung ausschließlich 
von den Vereinigten Staaten abhängig8). 
Darüber hinaus ist die Bundesrepublik auf 
die Präsenz amerikanischer Truppen in West-
deutschland insofern angewiesen, als nur die 
sich darin ausdrückende Interventionsbereit-
schaft der USA die Grenze zur Bundesrepublik 
auch gegen konventionelle Übergriffe und lo-
kale Kriege absichert. Für das erste Basisinter-
esse jeder politischen Einheit, die Gewährlei-
stung ihrer physischen Sicherheit, ist die Bun-
desrepublik eindeutig auf die Zusammenarbeit 
mit den Vereinigten Staaten angewiesen.

8) Vgl. die historische Entwicklung des Vier- 
Mächte-Abkommens über Berlin, in: Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Das 
Vier-Mächte-Abkommen über Berlin vom 3. Sep-
tember 1971, Hamburg 1971, S. 114 ff.
9) Dazu Ernst-Otto-Czempiel, Organizing the 
Euro-American System, in: ders. und Dankwart A. 
Rüstow (eds.), The Euro-American System. Econo- 
mic and Political Relations Between North Ameri-
ca and Western Europe, Frankfurt and Boulder 
1976, S. 206 ff.

10) Vgl. dazu Dieter Dettke, Allianz im Wandel. 
Amerikanisch-europäische Sicherheitsbeziehungen 
im Zeichen des Bilateralismus der Supermächte, 
Frankfurt 1976, passim.

Es gibt keine Alternative. Natürlich wären 
theoretisch die westeuropäischen Staaten im-
stande, ein Militärpotential in der Größenord-
nung einer der beiden Supermächte zu erzeu-
gen und bereitzustellen. Die materiellen, 
technologischen und finanziellen Möglichkei-
ten dazu wären durchaus gegeben. Es ist 
auch nicht zu bestreiten, daß die Existenz ei-
ner solchen europäischen Streitmacht das 
NATO-Bündnis von dem Kar

9

dinalproblem der 
Entscheidung über den Atomwaffeneinsatz 
befreien und das amerikanisch-europäische 
Verhältnis langfristig entlasten würde ). So-
gar der vertragliche Rahmen einer solchen 
europäischen militärischen Streitmacht steht 
bereits zur Verfügung: in Form der Westeu-
ropäischen Union, deren Organe nach wie 
vor regelmäßig zusammentreten und 
-arbeiten. Im Vertrag von 1954 ist die auto-
matische Beistandsverpflichtung der Mitglie-

der enthalten, zu denen außer den ursprüngli-
chen sechs Staaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft noch Großbritannien 
zählt.

Im Gegensatz zu diesem Verteidigungsver-
trag stellt die Eurogroup eine Untergruppe 
der NATO dar, die sich ausschließlich mit 
Fragen der Rüstungsstandardisierung, der 
Struktur und der Ausbildung der europä-
ischen Streitkräfte befaßt. Hat die Eurogroup 
den Vorteil, alle EG-Staaten (außer Frank-
reich) zusammenzufassen, also die Wirt-
schaftsgemeinschaft militärisch zu komple-
mentieren, so stellt sie praktisch nur eine Ar-
beitsgemeinschaft innerhalb der NATO dar. 
Mit Recht hat sie es vermieden, sich als eine 
mögliche Alternative zum westlichen Bündnis 
zu begreifen.

Auch die Westeuropäische Union hat von ei-
nem solchen Konzept von Anfang an Abstand 
genommen. Sie könnte zwar ohne weiteres 
um die beiden noch fehlenden EG-Staaten er-
weitert und damit zum Verteidigungsbündnis 
der Europäischen Gemeinschaft gemacht wer-
den. Damit sind aber die Probleme nicht ge-
löst. Eine europäische Streitmacht, will si 
ernst genommen werden, müßte eine inte-
grierte Struktur, einen gemeinsamen Oberbe-
fehl aufweisen, der ohne Vereinheitlichung 
der politischen Entscheidungsprozesse nicht 
denkbar ist. An einer solchen Konstruktion 
und der damit einhergehenden Verminderung 
der Handlungsfreiheit sind weder Großbritan-
nien noch Frankreich (und auf Dauer vermut-
lich auch nicht die Bundesrepublik) interes-
siert. Eine solche europäische Streitmacht 
würde auch die Bundesrepublik an der Ein-
satzentscheidung über die Nuklearwaffen be-
teiligen — eine Entwicklung, die die westeu-
ropäischen Staaten, die USA und die Sowjet-
union bisher sorgsam vermieden haben. Eben 
weil sich die Sorgen aller Nachbarn verstär-
ken würden, kann auch der Bundesrepublik 
an einer solchen Beteiligung nicht gelegen 
sein. Für sie ist und bleibt das Atlantische 
Bündnis die Gruppierung, in der die militäri-
sche Verteidigung zu organisieren ist.

Die erhöhte Handlungsfreiheit der Bundesre-
publik hat daran nichts geändert, wohl aber 
für einige Anpassungsschwierigkeiten- ge-
sorgt. Den Vereinigten Staaten ist es ver-
ständlicherweise nicht leichtgefallen, den 
Wandel Bonns vom abhängigen Kleinstaat 
zum kooperationswilligen Partner jederzeit 
taktisch voll zu berücksichtigen10 ). In Bonn 



haben die einsamen Entscheidungen der USA 
bei den SALT-Verhandlungen, im Fall der 
Neutronen-Bombe oder die teilweise bis zur 
Pression geratenen Ansprüche in der leidigen 
Offset-Angelegenheit unnütze Verstimmun-
gen hervorge 11rufen ). In Washington ande-
rerseits hat die streckenweise beckmesseri- 
sehe Demonstration des bundesrepublikani-
schen Machtzuwachses, etwa bei der Benut-
zung deutscher Häfen und Flughäfen für 
amerikanische Israel-Lieferungen, verständli-
cherweise Erstaunen ausgelöst. Werden 
durch solche Stilfehler die amerikanisch-
deutschen Beziehungen gelegentlich „aufge-
rauht" 12),  gibt es Meinungsverschiedenhei-
ten bei der Durchsetzung der Menschenrech-
te, bei der Einschätzung des Proliferations-Ri-
sikos aufgrund des Exports von Kernenergie-
anlagen, gibt es Antipathien zwischen Ent-
scheidungsträgern, kurz, gibt es „Irrit io-
nen", wie Bundeskanzler Schmidt im März 
1979 diese Divergenzen nannte — die Bünd-
nisbeziehung wird davon nicht berührt. Viel-
mehr handelt es sich um unausbleibliche, un-
problematische Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Partnern, die sich ihrer Gemeinsam- 
keit in der Allianz bewußt sind. Deren Be-
deutung für die Sicherheit der Bundesrepu-
blik hat Willy Brandt vor der Amerikani-
schen Handelskammer am 20. Juli 1978 noch-
mals bilanziert: „Je unzerreißbarer die Bande 
des gemeinsamen militärischen Risikos sind, 
um so größer wird unsere Sicherheit. Alles, 
wa
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s uns im Risiko voneinander abkoppeln 
könnte, wäre weniger Sicherheit, zuerst für 
uns, schnell für alle. Ich denke, die Bilanz ist 
eindeutig. . . Die Allianz ist für Europa und 
für Amerika, für jeden von uns unentbehrlich 
geworden" ).

2. Atlantische statt europäische Sicherheit

Brandt hat hier keine Allgemeinplätze von 
sich gegeben. Vielmehr gibt es mehrere, 
wenngleich untereinander verschiedenartige 
Versuche, die Vereinigten Staaten von Europa 
und die Bundesrepublik von allen beiden ab-
zukoppeln. Sie sind auch nicht gerade neu. 
Sie suchen sich aber stets neue Problemfor-
men, in denen sie sich präsentieren können. 

Eine davon ist der Vorschlag eines amerika-
nisch-deutschen Bilateralismus, die andere 
die Suche nach einer euro-strategischen Pari-
tät. Die Bundesregierung wandte sich 1978 
dezidiert und erfolgreich dagegen, daß die 
Neutronenwaffe ausschließlich auf deutschem 
Boden stationiert und die Bundesrepublik da-
mit mehr noch als bisher zum Kernwaffenträ-
ger der Vereinigten Staaten gemacht werden 
würd 14e ).  Sie stand damit gegen die Militärs, 
die hinter die Verbesserung ihres Waffenar-
senals jede politische Argumentation zurück-
treten lassen; gegen manche Westeuropäer, 
die der Bundesrepublik gern das nukleare Ri-
siko zuschieben möchten, und schließlich ge-
gen eine Reihe bundesdeutscher Stimmen, die 
um diesen Preis gern die deutsche militäri-
sche Macht verstärkt hätten. Die Bundesre-
gierung sah jedoch sehr genau, daß auf diese 
Weise die atlantische Sicherheit zu einer 
spezifisch amerikanisch-deutschen Sicherheit 
geworden wäre; genauer: zu einer Absiche-
rung der amerikanischen Strategie, wobei die 
Bundesrepublik sehr rasch das exklusive Op-
fer sowjetischer Pressionen hätte werden 
können.

Bei der Beantwortung der sowjetischen Grau-
zonenwaffen verhält es sich nicht sehr viel 
anders. Die Bundesregierung schätzt deren 
Bedeutung nicht minder wichtig ein als die 
anderen NATO-Partner 15). Wiederum aber 
will sie sich nicht dazu verleiten lassen, der 
SS-20 und dem Backfire-Bomber — die hier 
nur stellvertretend für die insgesamt verbes-
serte nukleare Kapazität der Sowjetunion im 
Mittelstreckenbereich stehen — nur eine 
Antwort auf bundesdeutschem Boden entge-
genzustellen. Sie wendet sich dagegen, daß 
nur die in der Bundesrepublik stationierten, 
regional gebundenen Kernwaffen moderni-
siert werden, weil auch dies eine bundesre-
publikanische Sonderstellung im Bündnis und 
zu den Vereinigten Staaten bewirken würde. 
Sie vertritt statt dessen den „Grundsatz der 
sicherheitspolitischen Einheit des Bündnisge-
bietes" 16 ). Diese Einheit umfaßt die Verei-
nigten Staaten und Westeuropa; von daher 
kann es keine eigene westeuropäische Si-
cherheit, kann es demzufolge auch keine

11) Vgl. dazu Eugene J. McCarthy, Look, No Al-
lies, in: Foreign Policy 30, Frühjahr 1978, S. 3 ff.
12) Manfred Knapp, Politische und wirtschaftliche 
Interdependenzen im Verhältnis USA—(Bundesre-
publik) Deutschland 1945—1975, in: ders. u. a., Die 
USA und Deutschland 1918—1975, München 1978, 
S. 153 ff.
13) Willy Brandt, Europa und die Vereinigten 
Staaten: Die unentbehrliche Allianz. Rede vor der 
American Chamber of Commerce in Germany, 
Düsseldorf 1978, Bonn.

14) Vgl. Lothar Ruehl, Die Nichtentscheidung 
über die „Neutronenwaffe" — ein Beispiel ver-
fehlter Bündnispolitik, in: Europa-Archiv 34, 5, 
1979, S.147.
15) Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Fraktionen der SPD und FDP sowie 
auch der Fraktion der CDU/CSU zum Problem-
kreis der Friedenssicherung und der Rüstungskon-
trolle (Drucksachen 8/2195 und 8/2312, Bonn 1979, 
Nr. 51).
16) Ebd., Nr. 54.



euro-strategische Parität mit der Sowjetunion 
geben. Sie anzustreben dient nur scheinbar 
der Sicherheit. In der Praxis bewirkt es die 
Herauslösung einer westeuropäischen Sicher-
heit aus der atlantischen Sicherheit und damit 
jedenfalls perspektivisch die Ablösung West-
europas vom amerikanischen Nuklearschutz.

Die Bundesregierung vertritt damit nicht nur 
das Gegenteil dessen, was ihr ihre Kritiker 
unterstellen, nämlich einen Alleingang mit 
de

17
r Sowjetunion oder gar die Annäherung an 

Moskau ). Sie vertritt auch das Gegenteil 
dessen, was viele dieser Kritiker, jedenfalls 
in der Bundesrepublik, möchten: die Stärkung 
der westdeutschen Handlungsfreiheit durch 
Stärkung des westdeutschen Militärpotenti-
als. Bundesregierung und sozialliberale Koali-
tion verhalten sich dezidiert nichtgaullistisch; 
sie treten für ein Verteidigungskonzept im 
ungeschmälerten Rahmen der NATO-Allianz 
ein, verweigern sich auch hier den Lockun-
gen, die in einer stärkeren Betonung der 
amerikanisch-deutschen Achse liegen könn-
ten. Sie wissen sich in dieser Auffassung im 
übrigen einig mit dem amerikanischen Präsi-
denten Carter und seinem Außenminister 
Vance, der am 9. Dez
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ember 1978 in einer 
Rede in London die Bedeutung der NATO-In  
tegrität hervorgehoben hatte ).

Auch die Rüstungskontroll- und Abrüstungs-
politik betreibt die Bundesregierung als inte-
gralen Bestandteil der Bündnispol 19itik ). Sie 
trat, wie die Regierung Carter, für einen Ab-
schluß des SALT-II-Vertrages ein, was 
gleichfalls nicht alle ihre konservativen Kri-
tiker für sich in Anspruch nehmen können. 
Ob Modernisierung der Rüstung und Sicher-
heit oder Rüstungskontrolle und Entspannung 
zur Disskussion stehen — stets zeigt sich die 
Bundesregierung als Anwalt atlantischer So-
lidarität. Das ist freilich nicht mehr nur die 
Rollen des Waffenträgers. Hier zeigt sich na-
turgemäß die gewachsene Bedeutung der 
Bundesrepublik, Sie führt eine selbständige 
Bündnispolitik, die auch den bilateralen Kon-

takt zu den Staaten des Warschauer Paktes 
miteinschließt20). Mit diesem Unilateralis-
mus im Vorgehen, den sie mit allen anderen 
NATO-Partnern teilt, festigt sie die atlanti-
sche Einheit.

17) Im Frühjahr 1979 lief, ausgehend von den 
Vereinigten Staaten, insbesondere von einem Ar-
tikel von Evans & Nowak in der International 
Herald Tribune vom 21. 3., geradezu eine Kampa-
gne der Verdächtigungen gegen die Bundesregie-
rung. Vgl. die Antwort der Bundesregierung dar-
auf, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 23.3. 
1979 und 24. 3. 1979. .
18) Secretary of State Cyrus Vance: The US-Euro- 
pean Partnership. Speech before the Royal Insti-
tute for International Affairs, London, 9. 12. 1978.
19) Antwort der Bundesregierung (Anm. 15), 
Nr .37.
20) Ebd., Nr. 43.

21) Helmut Schmidt (Anm. 6), S. 153.
22) Klaus Ritter, Zur Weiterentwicklung der Ost- 
West-Beziehungen: Der konzeptionelle Spielraum, 
in: K. Kaiser und H.-P. Schwarz (Hrsg.), Amerika 
und Westeuropa. Gegenwarts- und Zukunftspro-
bleme, Stuttgart 1977, S. 204 ff.

3. Entspannung als Funktion des 
amerikanisch-sowjetischen Verhältnisses

Die Entspannungs- und Ostpolitik der Bun-
desrepublik wird durch die gleiche Interes-
senlage bestimmt. Mehr noch: Diese Politik 
kann überhaupt nur als abhängige Funktion 
des Verhältnisses zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion geführt werden. 
Konrad Adenauer versuchte über mehrere 
Jahre hin vergeblich, die Ostpolitik der Bun-
desrepublik aus dem Entspannungstrend des 
internationalen Systems herauszuhalten: Er 
scheiterte. Die sogenannte „Ostpolitik" unter 
Bundeskanzler Brandt führte die Bundesrepu-
blik in diesen Trend zurück. Oder allgemei-
ner ausgedrückt: Die Ostpolitik der Bundes-
republik schwingt, wenngleich mit gewissen 
Zeitverzögerungen, im gleichen Rhythmus wie 
die Beziehung zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion. Sich antizy-
klisch zu verhalten, ist der Bundesrepublik 
nicht möglich. Bundeskanzler Helmut 
Schmidt sieht die historische Rolle seines 
Vorgängers Willy Brandt mit Recht darin, 
daß er gerade noch rechtzeitig, nämlich „ehe 
die Großmächte sich über unseren deutschen 
Kopf hinweg geeinigt hätten, die deutsche 
Ostpolitik realisiert und vertraglich abgesi-
chert hat" 21 ).

Wie unsere Ost- und Entspannungspolitik vom 
Zustand der amerikanisch-sowjetischen Bezie-
hungen abhängig ist, so ist sie auch auf die 
Zustimmung der europäischen Partner ange-
wiesen. Eine unilaterale Politik Bonns — ganz 
zu schweigen etwa von einer „nationalen" — 
gibt, es hier nicht. Andererseits gibt es keine 
einheitliche, nach Zielen und Mitteln definierte 
oder gar koordinierte Politik der Neun zusam-
men mit den Vereinigten Staaten. Die euro-
päische politische Zusammenarbeit (EPZ) be-
schränkt sich notwendigerweise in der Ost- 
und Entspannungspolitik auf große Leitlinien. 
In diesem „konzeptionellen Synkretismus" hat 
sie sich jedoch relativ gut bewährt22 ). Die 
Neun haben die bei der KSZE in Helsinki ein-
geführte Praxis, gemeinsame Standpunkte zu 



entwickeln und vorzutragen, beibehalten und 
ausgebaut. Sie haben auch in Belgrad ko-
operiert, wobei stets institutionalisierte Füh- 
lungsnahmen mit den Vereinigten Staaten 
erfolgten23 ). Berücksichtigt man die Infor- 
malität der EPZ und die große Bandbrei-
te der dort repräsentierten Interessen, so muß 
die gemeinsame Sprache der Neun in Ent-
spannungsfragen entsprechend hoch bewertet 
werden. Daß die Konzertierung von Sprache 
und Aktion für jeden der europäischen Staa-
ten eine Notwendigkeit darstellt, zeigt schon 
der Größenvergleich zur Sowjetunion. Kein 
westeuropäisches Land, und schon gar nicht 
die Bundesrepublik, könnte Moskau unilate-
ral gegenübertreten. Gerade der Versuch, 
auch über individuelle Interessen mit den ost-
europäischen Staaten und der Sowjetunion zu 
verhandeln, setzt die feste Verankerung im 
Kollektiv der Neun voraus.

23) Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, 
Beilage 8, 1977: Europäische Union, S. 9.
24) Erklärung der Bundesregierung zur Lage der 
Nation vor dem Deutschen Bundestag, abgedruckt 
in: Bulletin 13, 30. 1. 1976, S. 136.
25) Helmut Schmidt (Anm. 6), S. 237.

26) Zu diesem Zusammenhang in den USA vgl. 
Ernst-Otto Czempiel, Die Vereinigten Staaten von 
Amerika und die Entspannung, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B "3>im, S. 3 ff.
27) Christian Hacke, Die Ost- und Deutschlandpo-
litik der CDU/CSU. Wege und Irrwege der Oppo-
sition seit 1969, Köln 1975.

Für alle Bundesregierungen seit Adenauer 
galt dies als Axiom. Die bundesdeutsche Ost- 
und Entspannungspolitik muß mit den Ver-
bündeten abgestimmt sein und darf die Si-
cherheit Westeuropas, der Bundesrepublik 
und West-Berlins nicht gefährden24 ). Abge-
sehen von der Identifikation mit dem Westen 
— über die weiter unten zu sprechen sein 
wird —, verbietet diese Interessenlage jeden 
bundesdeutschen Alleingang.

Relevant vielmehr ist der Versuch der Bun-
desregierung, auf der Basis des Grundkonsen-
ses mit Mitgliedern der EG und den Vereinig-
ten Staaten die Entspannungspolitik, und dar-
in die Ostpolitik, darin wiederum die Politik 
gegenüber der DDR zu entfalten. Entspan-
nungspolitik kann, da es kein integriertes 
Gremium gibt und der Europäische Rat nur 
eine lockere Konferenz der Regierungschefs 
darstellt, notwendigerweise wiederum nur 
eine unilaterale Politik sein. Sie könnte aber 
hier den Anschein auch einer inhaltlichen 
Berechtigung haben, insofern die Bundesrepu-
blik aufgrund ihrer geographischen Lage und 
aufgrund der deutschen Teilung spezifische 
Interessen besitzt, für die sozialliberale Ko-
alition sind diese Interessen unabdingbar mit 
der Entspannungspolitik verknüpft. Sie ent-
hält nicht nur die „Hoffnung auf eine Wende 

25unseres nationalen Schicksals" ),  sie birgt 
darüber hinaus die Möglichkeit zu verstärk-
ten Kontakten mit den sozialistischen Län- 

dem im Vorfeld der Sowjetunion. Sie ent-
spricht vor allem dem Selbstverständnis der 
sozialliberalen Koalition in der gleichen Wei-
se, wie die Politik der Stärke dem des Kabi-
netts Adenauer zugeordnet werden muß. Die 
sozialliberale Koalition macht mit der Zwei- 
Pfeiler-Theorie ernst, die eine zureichende 
Verteidigung mit einer zunehmenden Ent-
spannung verbindet. Die Entspannung hat die 
innerdeutschen Kontakte vermehrt, zahlrei-
chen Familien aus den osteuropäischen Staa-
ten den Übertritt in die Bundesrepublik er-
möglicht, die Beziehungen zu den osteuropä-
ischen Staaten vermehrt, und zwar sowohl po-
litisch als auch wirtschaftlich, und schließ-
lich auch der Sowjetunion den Vorwand zu 
einer aggressiv-isolationistischen Politik ge-
nommen.

Es ist unvermeidlich, daß eine solche Politik 
auf die Kritik derer stößt, die die Entspan-
nung mit der Sowjetunion nicht wollen26 ). 
Dazu zählen auch Teile der CDU, die sich zu 
den Kernstücken der Ostpolitik, zum Gewalt-
verzichtsvertrag mit Moskau, zur Berlin-Re-
gelung und zum Grundlagenvertrag mit der 
DDR weder zustimmend noch ablehnend äu-
ßern wollten27 ). Der Partei fällt es schwer, 
sich auf den veränderten Kontext der Ent-
spannung einzustellen.

Dieser Kontext ist sicherlich sehr viel 
schwieriger zu handhaben als der der Kon-
frontation des Kalten Krieges. Da unter ihren 
Auspizien die Atlantische Gemeinschaft 
und die EG entstanden waren, kann der Ge-
danke naheliegen, daß die Entspannung bei-
des gefährde. Er findet sich bestätigt durch 
die Differenzierung, Nuancierungen und Mei-
nungsunterschiede, die seitdem das westliche 
Feld kennzeichnen. Sie bieten selbstverständ-
lich der Sowjetunion manchen Ansatzpunkt 
zu einer Diversionstaktik. Moskau versucht 
über den Bilateralismus mit den Vereinigten 
Staaten, die traditionellen Beziehungen zu 
Frankreich, die KPs und die Abrüstungsko-
mitees die Entspannung dazu auszunutzen, 
den Zusammenhalt der westlichen Welt auf-
zusplittern. Vornehmstes Ziel dabei ist offen-
sichtlich die Bundesrepublik, in der Moskau 
und Ost-Berlin auf die einzige noch linien-
treue kommunistische Partei zählen können. 
Die Sorge ist verständlich, daß die Sowjet-
union aus der Entspannung taktische Vorteile



ziehen könnte28). Die Konsequenz daraus 
kann jedoch nicht heißen, zur Spannungspoli-
tik zurückzukehren, sondern die Solidität und 
den Zusammenhalt des Westens in den ver-
änderten Kontext der Entspannung einzubrin-
gen.

28) Vgl. die — im übrigen stets differenzierte — 
Argumentation von Alois Mertes, MdB, CDU/CSU, 
in: Deutschland-Union-Dienst, 11. 8. 1978.
29) Dazu Willy Brandt, Begegnungen und Einsich-
ten. Die Jahre 1960—1975, Hamburg 1976.
30) Bundeskanzler Schmidt vor dem Deutschen 
Bundestag, 8. Wahlperiode, 90. Sitzung, 11.5.1978, 
S. 7064. 31) Oppositionsführer Kohl, ebd., S. 7067 ff.

Hier liegt der eigentlich neuralgische Punkt. 
Wenn der Unilateralismus über das unver-
meidliche, die Komplexität westlicher Posi-
tionen widerspiegelnde und insofern un-
schädliche Maß hinaus gesteigert wird, zer-
fällt der Zusammenhalt des Westens, nimmt 
in seiner Vereinzelung jeder Staat Schaden. 
Das ist kein bundesrepublikanisches, sondern 
ein Problem aller westeuropäischen Staaten. 
An die Adresse der Bundesrepublik muß je-
doch die Frage gerichtet werden, ob sie die 
Ost- und Entspannungspolitik, in der sie 
zweifellos spezifische deutsche Interessen zu 
realisieren versucht, kombiniert hat mit einer 
Politik in der EG, die nicht unbedingt auf die 
Eliminierung des Unilateralismus, wohl aber 
auf seine Einbindung in ein zunehmend stär-
ker ausgestaltetes Gebäude der Zusammenar-
beit ausgerichtet war.

Diese Frage stellt sich für die Bundesrepublik 
speziell deswegen, weil sie als einziger der 
westeuropäischen Staaten an Bewegungsfrei-
heit zugenommen hat. Für das Frankreich de 
Gaulles oder für Großbritannien standen die 
Eigenständigkeit ihrer Ostpolitik ohnehin nie 
in Frage. Bundeskanzler Brandt hatte der euro-
päischen Zusammenarbeit gleich zu Beginn sei-
ner Ostpolitik Rechnung getragen, indem er 
eine aktive Westpolitik zu ihrer Vorausset-
zung erhob 29 ). Zu fragen ist dementsprechend, 
ob die sozialliberale Bundesregierung die zehn 
Jahre, die seitdem vergangen sind, dazu be-
nutzt hat, diese Basis zu verstärken.

Eine Bilanz ist nicht einfach und nicht ein-
deutig. Nimmt man den Besuch des General-
sekretärs der KPdSU, Breschnjew, im Mai 1978 
als Testfall, so zeigt sich, daß die Bundesre-
gierung hier wie in anderen Fällen ihrer Ost-
politik „enge, um nicht zu sagen engste Füh-
lung mit unseren Partnern" im Westen 
hält30 ). Weit davon entfernt, als westeuro-
päische Vormacht aufzutreten, hat die Bun-
desregierung die Sowjetunion zu überzeugen 
versucht, daß der Fortgang der europäischen 
Integration nicht gegen die Entspannung in 

Europa gerichtet ist. Bonn versteht und prä-
sentiert sich gegenüber der Sowjetunion als 
integrierter Teil der EG und der Atlantischen 
Gemeinschaft.

Dieses Selbstverständnis wird der Bundesre-
gierung, nimmt man die Kritik der Opposi-
tion zum Maßstab, nicht bestritten31 ). Der 
Verdacht richtet sich gegen die Partei, gegen 
den Fraktionschef, den Bundesgeschäftsführer 
und die „Linke", denen zugleich nationale 
und ideologische Motive für eine Annähe-
rung an Moskau unterschoben werden. Abge-
sehen von der ebenso verfehlten wie unzuläs-
sigen Personalisierung verkennt das Argu-
ment zweierlei: Erstens haben gerade die 
Konservativen der Bundesregierung angela-
stet, daß sie das Ziel der Wiedervereinigung 
nicht groß genug schriebe. Zweitens gibt es 
keinen schärferen ideologischen Gegensatz 
als den zwischen entschiedenen Sozialdemo-
kraten und Sowjetkommunisten. Man geht si-
cher nicht fehl in der Annahme, daß der Va-
ter des Verdachts in der Absicht zu suchen 
ist, einen politischen Keil in die Sozialdemo-
kratische Partei zu schlagen.

Auf der anderen Seite ist das mit dem Begriff 
der Wiedervereinigung veraltet umschriebene 
Programm sicherlich eines derjenigen Spezi-
alprobleme, um dessen Lösung im Rahmen 
der Entspannung die Bundesrepublik sich 
kümmern muß. Es ist jedoch nicht das einzi-
ge. Die Bundesrepublik ist diejenige große 
mitteleuropäische Macht, die unmittelbar an 
den Ostblock grenzt. An dieser geographi-
schen Lage kann sie nichts ändern. Sie ist 
gezwungen, im Rahmen der Entspannung 
Kontakte mit ihren Grenznachbarn zu unter-
halten, auch mit der Sowjetunion. Daraus auf 
eine Tendenz zur Selbst-Finnlandisierung zu 
schließen, ist höchst problematisch. Das Ver-
dikt unterschlägt sämtliche politischen Ent-
scheidungen, sämtliche ihnen zugrunde lie-
genden Interessen und nicht zuletzt die ge-
wandelte Struktur der westdeutschen Gesell-
schaft mit ihren Folgen für außerpolitisches 
Verhalten.

Realiter betreibt die Bundesrepublik eine 
Ostpolitik, die sich zur Entspannungspolitik 
des Westens verhält wie die Berlin-Politik 
zum Vier-Mächte-Abkommen von 1971. In 
diesem Abkommen hatten die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion bestimmte 
Grundregeln festgelegt, die dann zur freien 
Ausgestaltung den beiden deutschen Staaten 
überlassen wurden. Sie hat bisher keinen An-
laß zu Besorgnissen gegeben. In der Entspan-



nungspolitik verhält es sich nicht anders. Ihr 
Rahmen wird durch das amerikanisch-so-
wjetische Verhältnis vorgegeben, innerhalb 
dessen die Bundesrepublik sich bei der Ausge-
staltung von Spezialproblemen frei bewegen 
kann. Angesichts der vergrößerten Hand-
lungsfreiheit der Bundesrepublik ist eine an-
dere Arbeitsteilung gar nicht denkbar. War-
um sollte sie Anlaß zur Besorgnis geben?

Auch hier liegt das eigentliche Problem ganz 
woanders. Es liegt nicht in den Personen, 
sondern — wiederum — in den Prozessen. 
Die Bundesrepublik muß ihre regionalspezifi-
schen Interessen allein verwirklichen, ob-
wohl sie dazu, trotz aller gewachsenen Hand-
lungsfreiheit, kräftemäßig gar nicht in der 
Lage ist. DDR und Wiedervereinigung sind 
auch nur scheinbar das alleinige Problem der 
Bundesrepublik; im Grunde handelt es sich 
um ein europäisches Problem, das von den 
europäischen Staaten gelöst werden müßte. 
In jedem Fall kann die Bundesrepublik die 
Ostpolitik selbst in diesen spezifischen Berei-
chen nicht allein führen, weil es sich, infolge 
der in Westeuropa herrschenden Interdepen-
denz, bereits zumindest um ein westeuropä-
isches Problem handelt.

Ist der Unilateralismus der Bundesrepublik 
hier also allianzpolitisch und entspannungspo-
litisch unproblematisch, so erweist er sich 
verfahrensmäßig als Anachronismus. Funktio-
nal gesehen, dürfte die Ost- und Entspan-
nungspolitik eigentlich nur als EG-Politik ge-
führt werden.

Dieser Kontext existiert jedoch nicht. Erneut 
zeigen sich hier die Folgen der Verspätung, mit 
der die Europäische Gemeinschaft hinter der 
Entwicklung der wirtschaftlichen Interdepen-
denz hinterherhinkt. Bonn muß unilateral han-
deln, weil es den multilateralen Kontext nicht 
gibt. Dabei würde allein ein solcher Kontext 
alle Verdächtigungen ä la Rapallo von vorn-
herein beseitigen; er würde vor allem die Er-
folgschancen erheblich vergrößern.

Daß es diesen Kontext nicht gibt, kann nicht 
der Bundesrepublik angelastet werden. Alle 
westeuropäischen Staaten sind daran beteiligt 
und davon betroffen. Freilich muß die Frage, 
warum es diesen Kontext nicht gibt, auch an 
die Adresse Bonns gestellt werden. Sie be-
zieht sich nicht nur auf die Ost- und Ent-
spannungspolitik, sondern ebenso auf die 
Wohlstandspolitik, in gewissem Ausmaß so-
gar auf seine Weltpolitik.

III. Allein in der Wohlstands- und

1. Bilateral in der Europäischen Gemeinschaft?

Handelspolitisch hängt die Bundesrepublik 
von Westeuropa, währungspolitisch von den 
Vereinigten Staaten ab. Ihre Wohlstandspoli-
tik ist daher eingebettet in das Spannungs-
verhältnis zwischen den Vereinigten Staaten 
und der EG. Sofern es sich bei der Zusam-
menarbeit mit der EG oder mit den Vereinig-
ten Staaten überhaupt um Alternativen han-
delt, hat sich die Bundesrepublik eindeutig 
für die Europäische Gemeinschaft entschie-
den. Sie hat nicht nur allen Versuchungen zu 
einer wirtschaftlichen „Bigemonie" widerstan-
den; sie hat auf der Gipfelkonferenz des Euro-
päischen Rates in Bremen, August 1978, maß-
geblich dazu beigetragen, daß die Gemein-
schaft einen Schritt nach vorn auf eine Wäh-
rungsunion hin getan hat. Die Abkoppelung 
vom Dollar, die Umgestaltung der monetären 
Beziehungen zwischen den Vereinigten Staa-
ten und Europa von der Hegemonie zur Ko-
operation ist damit wenigstens perspektivisch 
in Sicht gerückt.

Die Option für die Europäische Gemeinschaft 
liegt in der Tradition, der Situation und den 
Interessen Westdeutschlands begründet. Sie

Weltpolitik?

darf nicht als Alternative zur amerikanisch-
europäischen Zusammenarbeit mißverstanden 
werden. Die amerikanisch-europäischen Pro-
bleme 32 ) sind temporärer Art, beruhen auf 
den notwendigen Anpassungen der Vereinig-
ten Staaten an die relative wirtschaftliche 
Machtverschiebung zwischen ihnen und den 
Europäern, bezeichnet durch den Niedergang 
des Dollars.

In diesem Ubergangsstadium besteht durch-
aus die Möglichkeit, der amerikanischen Ten-
denz, mit den westeuropäischen Staaten bila-
teral zu verhandeln, nachzugeben. Statt des-
sen die Kooperation mit den europäischen 
Partnern zu stärken und mit ihnen gemein-
sam die Verhandlungen mit den Vereinigten 
Staaten zu führen — dies ist die europäische 
Option. Sie sagt freilich noch nichts darüber 
aus, ob sie unilateral oder integrativ gehand-
habt wird. Die Bundesrepublik ist gegenwär-
tig der wirtschaftlich stärkste Teil der Euro-
päischen Gemeinschaft. Sie könnte diese Po-
sition dazu benutzen, „Zahlmeister" und 

32) Dazu J. Robert Schaetzel, Ein Bündnis geht 
aus den Fugen. Amerika und die Europäische Ge-
meinschaft, Düsseldorf 1977.



„Schrittmacher" 33Europas zu sein ),  also in-
tegrierend zu wirken. Sie könnte gleicherma-
ßen versucht sein, in Europa die Position ein-
zunehmen, die vordem die Vereinigten Staa-
ten innehatten: die des Hegemon.

Die Politik der Bundesrepublik ist uneinheit-
lich und undeutlich. Einerseits kann sie gel-
tend machen, keinen außergewöhnlichen 
wirtschaftlichen Druck auf ihre Partner aus-
zuüben. Viele bundesdeutsche Interessen: an 
einer gemeinsamen Energiepolitik, an der Re-
form der Agrarpolitik und an der Direktwahl 
zum Europäischen Parlament, sind bisher 
nicht oder nur spät erfüllt worden. Der Bun-
desrepublik ist es noch nicht einmal gelun-
gen, das Jet-Projekt nach Westdeutschland 
zu ziehen; es ging nach Großbritannien. Auf 
der anderen Seite mußte selbst Bundeskanz-
ler Schmidt zugeben, daß angesichts ihrer 
wirtschaftlichen Stärke manche Bundesrepu- 
b

34
likaner „Machtgelüste verspüren, weil sie 

glauben, Hebel in der Hand zu halten" ).  
Seine eigene Position grenzte Schmidt nach 
beiden Seiten ab. Die Bundesrepublik brau-
che weder „Minderwertigkeitskomplexe zu 
kultivieren, noch ... i

35
n den Fehler neureicher 

Attitüden (zu) verfallen" ).  Er hat damit das 
Losungswort des gemäßigten Unilateralismus 
ausgegeben.

Die Bundesrepublik nutzt ihre wirtschaftliche 
Stärke nicht zu einer hegemonialen Position 
aus, setzt sie aber auch nicht zugunsten der 
westeuropäischen Integration ein. Die Folge 
ist jener undeutliche Zustand, in der die Bun-
desrepublik zwar der Zahlmeister

36
 Europas ist, 

insofern sie ,5 Prozent des EG-Haushalts fi-
nanziert, aber nicht der Schrittmacher der eu-
ropäischen Integration sein will — ein Zu-
stand, in dem die Bundesrepublik ihre wirt-
schaftliche Macht nicht direkt anwendet, es 
aber hinnimmt, daß sie indirekt kräftig ge-
spürt wird. Es kann offenbleiben, ob die Bun-
desrepublik eine „economie dominante" im 
Sinne Perroux' darstellt36). Sicher ist, daß die 
Bundesrepublik mit dem höchsten Bruttoin-
landsprodukt in Westeuropa wirtschaftliche 
Daten setzt, die für die anderen EG-Partner 
maßgebend und unkorrigierbar sind. Sogar 
der Präsident der Bundesbank muß einräu-
men, daß die westdeutsche Stabilität nicht 

33) Klaus Otto Nass, Der „Zahlmeister" als 
Schrittmacher? Die Bundesrepublik Deutschland in 
der Europäischen Gemeinschaft, in: Europa-Archiv 
31, 10, 1976, S. 325 ff.
34) Helmut Schmidt (Anm. 6), S. 144.
33) Ebd.
36) Die These wird bestritten von Joachim Hütter, 
Die Stellung der Bundesrepublik Deutschland in 
Westeuropa. Hegemonie durch wirtschaftliche Do-
minanz?, in: Integration 3, 1978, S. 103 ff.

37) Otmar Emminger, Die internationale Bedeutung 
der deutschen Stabilitätspolitik, in: Europa-Archiv 
32, 15, 1977, S. 509 ff.
38) Frieder Schlupp, Das deutsche Modell und sei-
ne europäischen Folgen, in: EG-Magazin 5, 1978, 
S. 8 ff.
39) Michael Kreile, Die Bundesrepublik Deutsch-
land — Eine „economie dominante" in West-
europa?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 26/1978, S. 3 ff.
40) Helmut Schmidt (Anm. 6), S. 140.

nur eine Stütze und ein Ansporn für die Welt 
darstellt, sondern auch „eine Herausforde-
rung und gelegentlich ein Ärgernis" 37 ).

In Frankreich wird daher schon offen vom 
DM-Imperialismus gesprochen, zumindest von 
der politischen Hegemonie der Bundesrepu-
blik, die das „Modell Deutschland" ihren EG- 
Partnern oktroyieren wolle38 ). Mögen in 
solchen Einschätzungen auch psychologische 
Elemente, Reminiszenzen an vergangene Über-
legenheiten und Besorgnisse über die Zukunft 
mitschwingen — es ist unbestreitbar, daß die 
deutsche Stabilitätspolitik angesichts der in 
der Europäischen Gemeinschaft bereits gege-
benen Verflechtung den wirtschaftlichen und 
gesellschaftspolitischen Handlungsspielraum 
ihrer Nachbarländer beeinflußt39 ).

Wirtschaftlich ist die Bundesrepublik, ob sie 
will oder nicht, ein Schrittmacher in Europa. 
Sie kann die Frage, wohin sie ihre Schritte 
lenkt, nicht übergehen. Da sie bisher nicht 
eindeutig und ausschließlich auf Europa zu-
gegangen ist, hat sie zweierlei offengelegt. 
Erstens: Ihre Handlungen sind weniger euro-
päisch als ihre Reden. Zweitens: Sie bevor-
zugt den Unilateralismus gegenüber der Zu-
nahme der Integration. In jedem Fall hat sie 
bis zum EWS kein Beispiel dafür gegeben, 
wie sich multilaterale Prozeduren einrichten 
und verstärken lassen.

Die Bundesrepublik hat zwar ihre wirtschaft-
liche Macht durchaus schon eingesetzt, um 
ihren Partnern zu helfen. Sie hat dabei auch 
die multilateralen Institutionen benutzt, je-
doch den Bilateralismus entschieden bevor-
zugt. Sie ist sich zwar bewußt, daß sie nicht 
eine Insel des Wohlstands inmitten eines 
Meeres von wirtschaftlichen Problemen sein 
kann, hat aber bisher keine organisiert multi-
lateralen Anstrengungen unternommen, um 
die Insel zu verbreitern oder das Meer aufzu-
füllen.

Es geht hier nicht um die Frage, ob eine sol-
che Politik durch Ankurbelung der westdeut-
schen Konjunktur oder durch Beseitigung der 
Inflation bei den westeuropäischen Partnern 
besser zu erreichen wäre. Es geht darum, daß 
die Bundesrepublik bei jeder Strategievarian-



te helfen muß, und zwar multilateral über die 
Europäische Gemeinschaft. Die Bundesrepu-
blik weiß, daß sie nicht nur finanzielle Mit-
tel, sondern gegebenenfalls auch Teile ihrer 
sozialpolitischen und reformpolitischen Hand-
lungsfreiheit in eine solche europäische Stra-
tegie einbringen muß; daß sie den anderen 
Partnern helfen muß, nachzuziehen, und daß 
sie entsprechend lange warten muß. Sie weiß, 
daß sie Partnerschaft nicht nur bereden, son-
dern auch bezahlen muß40 ). Es reicht nicht 
aus, die anderen EG-Staaten aufzufordern, 
„unverzüglich die dringenden innereuropä-
ischen Probleme, insbesondere Arbeitslosig-
keit, wirksam zu bekämpfen" 41 ). Man muß 
durch die eigene Wirtschafts-, Finanz- und So-
zialpolitik dazu beitragen, daß die Vorauset -
zungen für eine wirksame Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit in den anderen Staaten ge-
schaffen werden können.

41) So der Beschluß des Hamburger Parteitages 
der SPD, November 1977, in: SPD: Dokumente zur 
Europapolitik, Bonn o. J., S. 7.
42) Regierungserklärung Bundeskanzler Schmidts,
6. 12. 1978, abgedruckt in: Europa-Archiv 34, 5, 
1979, D 135.

43) Rede vor dem Europäischen Parlament am 
13. 12. 1978, abgedruckt ebd., D 142.

40) Europäische Politische Zusammenarbeit (verein-
barte regelmäßige Konsultationen der Außenmini-
ster der Gemeinschaft).

Länder im afrikanischen, karibischen und pazi-
fischen Raum (mit der EG durch das Abkommen 
von Lome assoziiert).

Eine solche Hilfe kann nicht bilateral, son-
dern muß multilateral, kann nicht von der 
Bundesrepublik selbst, sondern muß über die 
europäischen Institutionen verteilt werden. 
Nur auf diese Weise läßt sich der Anschein 
einer westdeutschen Hegemonie vermeiden, 
nur auf diese Weise schlägt Unilateralismus 
in Multilateralismus um, werden Präzeden- 
zen geschaffen und Verhaltensweisen einge-
schliffen, die die Europäische Gemeinschaft 
näher zusammenführen. Einen entschlossenen 
Schritt in diese Richtung hat die Bundesrepu-
blik erst auf dem Bremer Treffen des Euro-
päischen Rates im August 1978 gemacht, wo 
ein "europäischer Fonds für währungspoliti-
sche Zusammenarbeit beschlossen wurde. Die 
deutschen Währungsreserven werden seine 
wichtigste Basis sein, aber eben nicht sich 
ausschließlich in bundesdeutscher, sondern in 
der Hand der EG befinden.

Damit werden nicht alle Probleme der euro-
päischen Zusammenarbeit gelöst, aber einige 
wichtige von ihnen auf den richtigen Lö-
sungsweg gebracht. Der Europäische Wäh-
rungsfonds, kommt er in den nächsten Jahren 
zustande, wird ein multilaterales Institut sein, 
nicht mehr unilateral, aber auch noch nicht 
integrativ zu betreiben. Schon in seiner er-
sten Phase enthält das ECU-System eine 
„Pflicht zur Konsultation", wenn die Wäh-
rungsparitäten zu sehr voneinander abwei-
chen42). Obwohl im Endeffekt die Entschei-
dungsfreiheit der Mitgliedsländer nicht auf-

gehoben wird, wird sie doch in das Kollektiv 
der Neun hineingestellt und insofern be-
grenzt. Es handelt sich nicht mehr um ein 
zwischenstaatliches System, wenngleich es 
wohl übertrieben ist, mit dem Präsidenten dei 
Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten, Jenkins, schon von einem „Gemein-
schaftssystem" zu sprechen43 ).

Auf dem Währungsgebiet zumindest ist er-
kennbar, daß die Bundesrepublik ihr bevor-
zugtes bilaterales Verfahren in der Europäi-
schen Gemeinschaft aufzugeben bereit ist, je-
denfalls soweit es sich um europäische Pro-
bleme handelt. In der Weltpolitik, auch wenn 
sie durch die EG und mit ihr betrieben wird, 
hat Bonn den Unilateralismus beibehalten.

2. Unilateral mit Hilfe der EG? .

Diese Feststellung kann freilich nur sehr be-
hutsam getroffen werden. Zunächst ist eine 
integrierte oder auch nur koordinierte Welt-
politik der Neun nicht zu erkennen, ungeach-
tet aller Erfolge der EPZ’). In der bundes-
republikanischen Weltpolitik kan  die Euro-
päische Gemeinschaft dementsprechend nur 
eine selektive Rolle spielen.

Gegenüber den AKP-Staaten *)  tritt die Bun-
desrepublik weitgehend vollständig als EG- 
Mitglied auf; nur über die stark koordinierte 
Politik in der Lome-Konvention und ihrer 
Vorgänger war die von Frankreich verlangte 
Mitarbeit an der Aufarbeitung des europä-
ischen Kolonialbesitzes in Afrika zu leisten, 
ohne darunter zu leiden. Als EG-Mitglied 
konnte und kann die Bundesrepublik in Welt-
regionen auftreten, wo sie bisher nicht präsent 
war und vielleicht als westdeutscher National-
staat nicht willkommen wäre. Platte sich Bonn 
getreu seiner Devise, weltpolitisch ein Zwerg 
zu bleiben, früher global zurückgehalten, so 
bietet die Europäische Gemeinschaft einen 
willkommenen Kontext der Vermittlung und 
Verbrämung einer zunehmend als dringlich, 
jedenfalls als unvermeidlich empfundenen 
westdeutschen Präsenz. Der euro-arabische 
Dialog erlaubt die Wiederherstellung der 
traditionellen deutsch-arabischen Bezie-
hungen, ohne die deutsch-israelischen zu 
beschädigen, über die EG kann sich Bonn 

• auch in Asien, beispielsweise bei den ASEAN-



Staaten einfinden, zu denen von der Tradition 
her Westdeutschland wenig Zugang besaß. 
Die Europäische Gemeinschaft wirkt hier als 
Tor zur Welt, als die .offene Tür' bundesrepu-
blikanischer Weltpolitik. Es ist nicht die ein-
zige, aber eine wichtige. Durch sie kann die 
Bundesrepublik von den Verbindungslinien 
profitieren, die die europäische Welt seit lan-
gem mit den Staaten Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas verbinden. Um so leichter fällt 
es Bonn, die traditionell kontinentale Orien-
tierung Deutschlands zu überwinden.

Die Europäische Gemeinschaft kann die deut-
sche Weltpolitik nicht nur vermitteln, sie 
kann sie auch verstärken. Die Südafrika-Poli-
tik der Bundesrepublik läßt sich besser legiti-
mieren, wenn sie einen europäischen ,code of 
conduct’ vorzuweisen hat.

Freilich wird eine solche instrumentelle Be-
nutzung die Europäischen Gemeinschaft für 
eine unilateral definierte Weltpolitik sehr 
schnell durchsichtig, wenn sie. nur Vorteile 
für die Bundesrepublik, nicht auch für die an-
deren EG-Staaten bringt. Auch hier wieder-
um ist es nicht der Unilateralismus als sol-
cher, der kritisch zu Buche schlägt, sondern 
seine Relation zu einer multilateralen Politik. 
Die Bilanz fällt für die Bundesrepublik nicht 
immer und nicht überall günstig aus. Ihre 
sehr stark konservative Politik gegenüber 
den Entwicklungsländern und deren Einzel-
forderungen im Rahmen der neuen Weltwirt-
schaftsordnung hat ihr ebenso Kritik einge-
tragen wie ihre Weigerung, ihre Exportinter-
essen im Energiegeschäft den sicherheitspoli-
tischen Interessen der westlichen Welt unter-
zuordnen. Der Verdacht bleibt nicht aus, als 
würde die Rolle moralisch-politischer Absi-
cherung deutscher Weltpolitik, die bis zum 
Vietnam-Krieg die Amerikaner, danach die 
Franzosen gespielt haben, von selten Bonns 
nunmehr der EG zugedacht.

Die Bundesrepublik befindet sich hier wirk-
lich in einer Zwickmühle. Einerseits ist sie 
wirtschaftlich, und also auch politisch, eine 
Weltmacht (nur militärisch eine Regional-
macht), andererseits würde eine deutsche 
Weltpolitik bei den anderen Staaten düstere 
Erinnerungen hervorrufen, unter denen die an 
das Wilhelminische Reich bereits genügten. 
Bonn ist also gezwungen, eine weltpolitische 
Rolle zu spielen, ohne sie spielen zu können.

Aus diesem Dilemma gibt es zwei Auswege: 
nämlich, Weltpolitik als europäische Politik 
zu betreiben oder die europäische Politik zur 

Weltpolitik zu benutzen. Der erste Ausweg 
führt in den Multilateralismus und zur Ver-
stärkung der europäischen Integration; der 
zweite führt in den Unilateralismus und zur 
Vernachlässigung der EG. Der erste Ausweg 
steht natürlich nur theoretisch zur Verfü-
gung. In der Weltpolitik sind die Interdepen-
denzen der westeuropäischen Staaten unter-
einander sehr viel schwächer ausgeprägt als 
ihre Konkurrenz. Es gibt historisch wie poli-
tisch unterschiedliche Interessen, Verbindun-
gen, Rücksichten. Eine Ausnahme bildet der 
Handelssektor, auf dem die EG weltweit ak-
tiv ist. Die Europäische Politische Zusammen-
arbeit hinkt demgegenüber entschieden nach. 
Ihr auf die Beine zu helfen, stünde der bun-
desdeutschen Politik gut an. Freilich ist die 
Aufgabe delikat, weil sich die anderen euro-
päischen Staaten vermutlich nur sehr ungern 
in ihre weltpolitischen Karten schauen lassen 
wollen.

Nicht nur undelikat, sondern geradezu ge-
fährlich aber ist die Alternative einer sich 
entwickelnden, unilateral betriebenen deut-
schen Weltpolitik. Auch wenn sie, woran 
analytisch nicht zu zweifeln ist, wie bisher 
friedlich und kooperativ verliefe, würde sie 
bei den westeuropäischen Partnern Besorg-
nisse und Ängste vor der deutschen Größe 
und Machtfülle auslösen. Sie lassen sich nur 
vermeiden, wenn diese Weltpolitik multilate- 
ralisiert wird. Die Bundesrepublik muß den 
mühsamen Weg beschreiten, die Konsultation 
mit den anderen Staaten zu vertiefen, 
Schrittmacher multilateraler Weltpolitik der 
EG-Partner zu werden. Sie muß die Bedingun-
gen, unter denen sich der Multilateralismus 
verwirklichen läßt, außenpolitisch erst her-
stellen.
Innenpolitisch sind die Voraussetzungen da-
für günstig. Zwar haben die politischen Par-
teien sich bisher weder an einer Theorie des 
Multilateralismus noch an einer solchen der 
Integration versucht. Die konzeptuellen Defi-
zite sind hier beträchtlich. Auf der anderen 
Seite zeigt eine Besichtigung der Bürokratie 
und der gesellschaftlichen Entwicklung im all-
gemeinen, daß in der Bundesrepublik nicht 
nur nach wie vor eine beträchtliche, sondern 
eine zunehmende Bereitschaft besteht, die 
unilaterale Machtpolitik zu vernachlässigen 
und sich mehr denn je als Teil Europas und 
als Träger einer auf Frieden gerichteten Poli-
tik zu verstehen. Die westdeutsche Gesell-
schaft würde, soziostrukturell gesehen, eine 
auf die Herstellung des Multilateralismus ge-
richtete Politik voll mittragen.



IV. Integrationswünsche von Politik und Gesellschaft

1. Programme der Parteien

In einem politisch akuten und relevanten 
Sinn gibt es keine Anforderungen nach der 
Intensivierung der westeuropäischen Integra-
tion. Es gibt Vorstellungen der großen poli-
tischen Parteien und gesellschaftlichen Grup-
pen; sie sind auch durchweg ausgearbeitet 
und detailliert. Sie spielen jedoch anschei-
nend für das politische Verhalten dieser 
Gruppen keine Rolle; sie besitzen lediglich 
die Funktion eines Reserverades. Es dreht 
sich, wann immer die Aufmerksamkeit sich 
auf Europa richtet. Es hebt sofort vom Boden 
der Realitäten ab, sowie Politik als konkretes, 
aktuelles Geschäft betrieben wird. Man wird 
die einschlägigen Parteiprogramme deswegen 
nicht zu den politischen Sonntagsreden zäh-
len dürfen. Sie reflektieren vielmehr die 
durchgängige rationale politische Auffassung, 
daß der westeuropäische Staat mittlerer Grö-
ße allein nicht mehr handlungsfähig ist, daß 
Westeuropa auf ideologischem, gesellschaftli-
chem, wirtschaftlichem und politischem Ge-
biet so interdependent geworden ist, daß die 
Beziehungen der europäischen Staaten unter-
einander eine andere, höhere Qualität auf-
weisen müssen als die zwischen ihnen und 
ihrer Umwelt. Die daraus abgeleitete Forde-
rung nach der europäischen Integration muß 
daher durchaus als real eingeschätzt werden. 
Sie ist aber insofern nur latent, als niemand 
weiß, wie sie verwirklicht werden kann. Das 
Kardinalproblem Europas liegt nicht in seiner 
Zielsetzung, sondern in den Strategien zu ihrer 
Verwirklichung. Die Struktur dieses Europa 
bleibt ebenso im dunkeln wie die konkreten 
Entscheidungen, mit denen sie heraufgeführt 
werden könnte. Die Rationalität der europäi-
schen Integration scheitert an der Blindheit 
der integrativen Prozesse. Als Folge dessen 
bleibt die Integration verbal und die Politik 
unilateral.
Die Programmatik der drei großen Parteien 
unterscheidet sich weniger in dem Grad ihres 
Engagements für die europäische Einigung 
als vielmehr in unterschiedlichen Anforde-
rungen ihrer binnenstrukturellen Ausgestal-
tung. Die Sozialdemokratische Partei, die in 
den ersten Nachkriegsjahren den politischen 
Akzent auf die Wiedervereinigung gelegt 
hatte44 ), hat im Zusammenhang mit dem Go- 
desberger Programm die europäische Eini-
gung zu einem Primärziel erklärt. Seitdem 
hat sie sich um eine aktive Förderung der 

44) Vgl. Rudolf Hrbek, Die SPD — Deutschland 
und Europa, Bonn 1972.

45) Charles R. Foster, The Social Democratic Par-
ty and West German Foreign Policy: Continuity 
and Change, in: Werner J. Feld (ed.), The Foreign 
Policies of West European Socialist Parties, New 
York 1977, S. 17 ff.
46) Erklärung des Parteivorstands der SPD zur Eu- 
ropawahl, 1978, in: Dokumente (Anm. 41), S. 4.
47) Ebd., S. 15 ff.

westlichen Integration bemüht. Die Ölkrise 
verminderte den Enthusiasmus etwas, weil 
sie allzu deutlich die Vitalität des Unilatera-
lismus in beinahe allen europäischen Staaten 
erkennen ließ. Dennoch hat die SPD die For-
derung nach einem Fortgang der europäi-
schen Einigung unvermindert weiter erhoben 
und sich insbesondere für die Wirtschafts- 
und Währungsunion eingesetzt 45 ).
Die SPD weiß sich bei dieser Programmatik im 
Einklang mit ihrer Tradition, in der die For-
derung nach Überwindung des Nationalis-
mus, der für so viele Kriege in Europa ver-
antwortlich zu machen ist, stets eine große 
Rolle gespielt hat. Die Partei vertraut dem-
entsprechend der europäischen Einigung zwei 
Ziele an: die Herbeiführung einer europäi-
schen Friedensordnung, „die allen Europäern 
die Angst vor einem möglichen Krieg. . . 
nehmen kann", und die Herstellung „der so-
zialen Demokratie .. ., der Verbind
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ung von 

Freiheit und Gerechtigkeit" ). Dieses allge-
meine Programm hat die Partei zusammen 
mit den anderen sozialdemokratischen Partei-
en in der Europäischen Gemeinschaft in ihrer 
Wahlplattform vom 6. Juni 1977 in Einzelfor-
derungen übersetzt47 ). Sie fordert ein Europa 
der Vollbeschäftigung, der Wirtschaftsde-
mokratie, der verbesserten sozialen Sicher-
heit und entsprechender Lebens- und Arbeits-
bedingungen — ein Europa, das die Entspan-
nung im Ost-West-Konflikt und die Solidari-
tät im Nord-Süd-Konflikt realisiert.

Zu der entscheidenden Frage der Realisierung 
dieser Forderungen enthält das Programm je-
doch nichts bzw. die nur sehr allgemeine 
Forderung nach einer entsprechenden Zusam-
menarbeit der politischen und gesellschaftli-
chen Gruppen. Angesichts der beträchtlichen 
Disparität der Sozialstruktur und der gesell-
schaftspolitischen Konzeptionen, die in West-
europa herrschen, besitzt ein solches Pro-
gramm vorwiegend deklamatorischen Wert.

Das gleiche Schema ist bei den anderen Par-
teien sichtbar: CDU und FDP treten engagiert 
für die europäische Einigung ein, haben sich 
mit ihren ideologischen Partnern in den EG- 
Staaten zu europäischen Zusammenschlüssen 
verbunden. Sie unterscheiden sich selbstver-



ständlich hinsichtlich der Präferenzen für die 
Binnenstruktur dieses Europa. Die CDU legt 
den Akzent mehr auf die Freiheit und das 
wirtschaftliche Wachstum48 ); die FDP ver-
sucht beides mit der Forderung nach Chan-
cengleichheit und sozialem Ausgleich zu ver-
binden 49).  Einen praktisch-politischen Weg 
zur Realisierung dieser Forderungen zeigen 
auch diese Parteien nicht.

48) Vgl. das Programm der (christlich-demokrati-
schen) Europäischen Volkspantei vom März 1978, 
in: CDU-Dokumentation 8, Bonn 1978.
49) Europäische Liberale Demokraten: Thesen des 
Wahlprogramms, Bonn 1977, S. 16.
50) Ludwig Rosenberg, Die Westpolitik der deut-
schen Gewerkschaften, in: U. Borsdorf u. a. 
(Hrsg.), Gewerkschaftliche Politik: Reform aus So-
lidarität, Köln 1977, S. 553 ff.
51) Michael Kreile (Anm. 39), S. 3 ff.
52) Werner J. Feld und John K. Wildgen, Natio-
nal Administrative Elites and European Integra-
tion, Saboteurs at Work?, in: Journal of Common
Market Studies 13, 1975, S. 264.

Selbst der Deutsche Gewerkschaftsbund ver-
mag ihn nicht zu weisen. Er ist zwar zu Op-
fern für die europäische Integration bereit, 
falls sie nicht einseitig gefordert werden und 
tatsächlich dem Ziel der vollen Integration 
dienen50 ). Er arbeitet mit dem 1973 gegrün-
deten Europäischen Gewerkschaftsbund 
(EGB) zusammmen, dessen erster Vorsitzen-
der der DGB-Chef Vetter war. Wie der EGB 
hoch über den Wassern der Politik seiner 
Mitgliedsverbände schwebt, so ist auch das 
Europaprogramm des DGB nicht konkret mit 
der Praxis der bundesrepublikanischen Ge-
werkschaften verbunden. Sie richtet sich 
vie
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lmehr nach wie vor in erster Linie auf die 

bundesrepublikanische Wirklichkeit aus ).

Parteien und Gewerkschaften, so muß man 
sagen, sind zur Integration bereit und an ihr 
interessiert. Sie beschreiten jedoch weder 
noch wissen sie den Weg, der dorthin führt. 
Schwerer wiegt, daß sie auf die Suche nach 
diesem Weg so gut wie keine Energie ver-
wenden. Sie richten sich auf die Bundesrepu-
blik, in der die Nahziele zu verwirklichen 
sind. Der Unilateralismus ist kein Nationalis-
mus, er ist eine Praxis faute de mieux.

2. Interessen von Bürokratie und Management 
Blickt man auf die Ministerialbürokratie und 
auf die Manager der Wirtschaft, also auf jene 
ökonomisch-politische Kooperationsstruktur, 
in der die meisten europa-praktischen Ent-
scheidungen fallen, so ergibt sich ein schär-
fer konturiertes Bild. Werner Feld hat jeden-
falls bei den von ihm befragten Bürokraten 
einen deutlichen Widerstand gegen die politi-
sche Union festgestellt ), bei den deutschen 
übri 52gens stärker als bei anderen europä - 
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sehen Ministerialen. Sie befürchten Karriere-
einbußen. Hingegen haben gerade die deut-
schen Beamten eine Verstärkung der wirt-
schaftlichen Kopera tion bis hin zur Wirt-
schaftsunion stark befürwortet53 ). Da aber 
eine Wirtschaftsunion de facto eine wirt-
schaftspolitische Union sein muß, geht man 
wohl nicht fehl in der Annahme, daß der Wi-
derstand, zumindest das Desinteresse der Bü-
rokraten dort einsetzt, wo Kooperation in Or-
ganisation umschlägt. Die Beamten würden 
zwar keinen Widerstand leisten, sie werden 
einen solchen Umschlag aber auch nicht för-
dern. „They are not so much guilty for trea- 
son as they are of anomy." 54 )

Welche Forderungen stellen die Manager? 
Die deutschen Manger sind, vornehmlich in 
den oberen Rängen, weniger integrationsfreu-
dig als die anderer europäischer Staaten. Auf 
der anderen Seite würden sich diejenigen, die 
der Integration zuneigen, stärker engagieren 
als ihre europäischen Partner55 ). Das Enga-
gement für Europa nimmt (ebenso wie die 
Orientierung zur SPD) zu, je niedriger der 
Rang ist, in dem sich der Manager befindet. 
Generell gilt, daß die Mehrheit unter ihnen 
durchweg eine Konstruktion befürwortet, in 
der eine integrierte Struktur mit einer wirkli-
chen Entscheidungskompetenz ausgestattet 
ist. Auf dem Gebiet der militärischen Sicher-
heit würden sogar die meisten die Entschei-
dungskompetenz integrieren. Nur auf ihrem 
eigenen Gebiet, dem der Wirtschaft, sind sie 
stärker zurückhaltend, befürworten sie in ih-
rer Mehrzahl gemischt national-integrierte 
Kompetenzstrukturen. Wichtig ist, daß die 
Beibehaltung nationalstaatlicher Entschei-
dungskompetenz nur von einer verschwin-
dend kleinen Minderheit gefordert wird.

Auch die Manager also sind nicht gegen eine 
Zunahme der europäischen Integration. Sie 
würden sich ihr nicht entgegenstellen, wenn 
sie käme. Sie würden sie aber auch nicht 
heraufführen; erstens, weil dies nicht in ihrer 
Macht steht, und zweitens, weil ihre unmit-
telbaren Interessen davon nicht profitieren. 
Sie haben sich im „Europa der Chefetagen" 
eingerichtet — warum sollten sie für ein 
Brüsseler Europa arbeiten? Auch bei ihnen 
zeigt sich also, daß ihr Unilateralismus nicht 
aus Notwendigkeit und Überzeugung, schon 
gar nicht aus einer nationalen Orientierung 
stammt. Er stellt vielmehr eine bequeme und 
handhabbare Praxis dar, die aufzugeben nie-

53) Ebd., S. 249.
54) Werner J. Feld, Political and Administrative 
Elite Attitudes in the European Community, 1975, 
mimeo, S. 23.



mand zögern, für deren Aufgabe sich aber 
kaum jemand engagieren würde.

3. Dispositionen der Gesellschaft

Die Dispositionen der Öffentlichkeit, ihre At-
titüden, lassen sich verständlicherweise nur 
schwer feststellen und noch schwerer beur-
teilen. Meinungsumfragen, zumal sie — je-
denfalls in der Bundesrepublik — sich nur 
selten und unsystematisch mit internatio-
nalen Fragen beschäftigen, haben einen frag-
würdigen Wert. Mit dieser Einschränkung 
kann gesagt werden, daß das Engagement der 
Öffentlichkeit für die europäische Integration 
kontinuierlich zugenommen hat. Noch 1965 
lag einer Mehrheit die deutsche Wiederverei-
nigung näher als die europäische Integration. 
Seit den siebziger Jahren jedoch sind beinahe 
drei Viertel der westdeutschen Bevölkerung 
für eine Weiterentwicklung der Europäischen 
Gemeinschaften bis hin zu den Vereinigten 
Staaten von Europa56 ). Fast die Hälfte, näm-
lich 41 Prozent, bevorzugt die europäische 
Einigung gegenüber dem Bündnis mit den 
USA, ist also sehr viel stärker europäisch 
als atlantisch orientiert57 ). Diese Option darf 
nicht als Mißachtung oder Unterschätzung 
der NATO interpretiert werden. 71 Prozent 
der westdeutschen Bevölkerung waren 1971 
für eine weitere Mitgliedschaft, in der rich-
tigen Erkenntnis, daß das gegenwärtige Euro-
pa seine Sicherheit nicht zu gewährleisten 
vermag. Auf der anderen Seite wird die kon-
tinuierliche Unterstützung der atlantischen 
Zusammenarbeit im Rahmen der NATO flan-
kiert mit einem auffallend konstanten Inter-
esse für Neutralität. 1951 hatten sich 48 Pro-
zent, 1965 noch 42 Prozent für eine solche 
Position Westdeutschlands ausgesprochen;

57) Karl P. Sauvant und Bernhard Mennis, Corpo- 
rate Internationalization and German Enterprise: 
A Social Profile of German Managers and Their 
Attitudes Regarding the European Community and 
Future Company Strategies, Unversity of Pennsyl-
vania, 1973, S. 44.
56) E. Noelle-Neumann, Jahrbuch der öffentlichen 
Meinung, 19.68—1973, Allensbach 1974, S. 211. Die 
Daten der öffentlichen Meinung verdanke ich der 
Mitarbeit von Herrn Werner Damm.
57) Dies., Allensbacher Jahrbuch der Demoskopie, 
München 1976, S. 285.

58) Ebd., S. 279.
59) Ebd., S. 293, 287.
60) Kai Hildebrandt und Russel J. Dalton, Die 
Neue Politik. Politischer Wandel oder Schönwet-
ter-Politik?, in: Politische Vierteljahresschrift 18, 
2/3, November 1977, S. 237 ff.
61) Ebd., S. 247.

1975 waren es immerhin noch 36 Prozent58 ). 
Genesis und Bedeutung dieses Interesses ist 
schwer einzuschätzen. Es dürfte am ehesten 
auf den Wunsch zurückzuführen sein, aus 
dem Großmächte-Konflikt auszuscheren, eine 
weltpolitische Randposition einzunehmen. An 
einer erneuten deutschen Führungsposition 
besteht so gut wie kein Bedarf. Die befragten 
Deutschen waren mehrheitlich der Meinung, 
daß die Bundesrepublik außenpolitisch nichts 
zu sagen habe; nur ein Drittel meldete einen 
Führungsanspruch für die Bundesrepublik in-
nerhalb der EG an 59 ).

In der Breite der westdeutschen Gesellschaft 
kommt, wie die Analysen der Bundestags-
wahl von 1976 zeigen, eine neue Tendenz 
hinzu. Mit dem gewachsenen Wohlstand der 
postindustriellen Gesellschaft in der Bundes-
republik wandelt sich das Wertsystem von der 
Betonung materieller zur Bevorzugung nicht-
materieller Werte. Selbstverwirklichung wird 
wichtiger als die Aufrechterhaltung der tra-
dierten Sozialstruktur; Teilnahme und Teil-
habe überwiegen das Interesse an Ruhe und 
Ordnung; das Verständnis und die Toleranz-
bereitschaft für Minderheiten vergrößern sich 
anstelle der Betonung der Sicherheit der ei-
genen Gruppe nach innen und außen60 ). Die 
Anhänger einer solchen „Neuen Politik" tre-
ten seit den sechziger Jahren deutlich in Er-
scheinung, grenzen sich ab von den Befür-
wortern der „Alten Politik", die sich am 
Wertesystem der vormaterialistischen Gesell-
schaft orientierten. Zwar zählt die Mehrheit 
der bundesrepublikanischen Bevölkerung 
noch immer zu der letzteren Gruppe. Sie wird 
aber abnehmen in dem Maße, in dem sich die 
Industrialisierung durchsetzt. Von den An-
hängern der „Neuen Politik" unterstützten in-
teressanterweise drei Viertel die Sozialdemo-
kratische Partei61 ), während ihr nur 37,5 
Prozent der Hüter der „Alten Ordnung" ihre 
Stimme gaben.



V. Die Notwendigkeit eines Konzepts des Multilateralismus

Das Umfeld der bundesrepublikanischen Ge-
sellschaft zwingt also die Entscheidungsträ-
ger nicht dazu, den Unilateralismus aufzuge-
ben. Die Versuchung, diese einfache und be-
währte Praxis nicht aufzugeben, ist demzufol-
ge groß. Auf der anderen Seite würde das 
Umfeld die Entscheidungsträger aber ermuti-
gen, unilaterale Praktiken durch multilaterale 
zu ersetzen. Es fordert sie, wenn auch nur 
schweigend, heraus, ein neues, den veränder-
ten Bedingungen angemessenes Konzept au-
ßenpolitischen Verhaltens zu entwickeln.

Dergleichen fällt sicherlich nicht leicht. An-
dererseits würde ein solches Konzept nur die 
Erfahrungen zu verarbeiten haben, die die 
Bundesrepublik — wie alle anderen europäi-
schen Staaten — in der EG bereits gemacht 
hat. Sie wären zu ergänzen, indem das Kon-
zept Formen multilateralen Verfahrens ersin-
nen müßte, die stärker als bisher die Mitte 
zwischen Entscheidungsfreiheit und Mehr-
heitsbeschluß innehalten. Diese Mitte wird 
nicht in jedem Sachbereich gleich sein, sie 

wird auch die unterschiedlichen Relevanzen 
und Sensitivitäten zu berücksichtigen haben. 
Entscheidend ist, daß sie den Kompromiß als 
adäquaten Ausdruck der in Westeuropa herr-
schenden Bedingungen institutionalisiert, daß 
sie den Alleingang ausscheidet.
Hinter der Entwicklung eines» solchen Kon-
zepts steht natürlich die weitergehende For-
derung nach einer neuen, integrativen Theo-
rie der auswärtigen Politik. In ihr müßte die 
Gewinnoptimierung nicht mehr auf den eigenen 
Herrschaftsbereich begrenzt sein, sondern 
kontinuierlich auf die von der Außenpolitik 
Betroffenen erweitert werden. Vorab aber hat 
die Entwicklung einer solchen Theorie durch-
aus als akademisches Problem zu gelten. Die 
unmittelbare Aufgabe lautet, ein Konzept des 
Multilateralismus zu entwickeln, das ein den 
Bedingungen, Strukturen und Interessen an-
gemessenes Verhalten formuliert und anlei-
tet. Damit würde nicht nur den Versuchungen 
einer falschen, sondern auch den Verdächti-
gungen der richtigen Politik vorgebeugt.



Gerhard Wettig

Das Ringen zwischen Ost und West um Sicherheit

SALT, MBFR und die Optionen der westlichen Politik

I. Entspannung und Sicherheit

1. „Politische" und „militärische" Entspan-
nung

Seit 1969 sucht die sowjetische Führung das 
Thema der „europäischen Sicherheit" zum 
Gegenstand multilateraler Verhandlungen in 
Europa zu machen. Es entsprach ihren Ab-
sichten, daß, als nach einigem Hin und Her 
die Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (KSZE) zustande kam, 
nur die Fragen der „politischen Sicherheit" 
(wie insbesondere die Prinzipien der Grenz-
unverletzlichkeit, des Gewaltverzichts und 
der Nichteinmischung) auf die Tagesordnung 
gesetzt wurden, während die militärischen 
Bedingungen der Sicherheit in diesem Zusam-
menhang außer Betracht blieben. Zwar ka-
men auf nachdrücklichstes Verlangen der 
NATO-Staaten hin fast gleichzeitig Ost- 
West-Verhandlungen über wechselseitige 
ausgewogene Streitkräftereduzierungen in 
Mitteleuropa (MBFR) in Gang, doch waren 
diese von den KSZE-Beratungen über die po-
litischen Probleme in jeder Weise getrennt. 

Das führte dazu, daß die KSZE im Sommer 
1975 einen erfolgreichen Abschluß fand, wäh-
rend die MBFR-Verhandlungen keine wesent-
lichen Fortschritte machten. Die sowjetischen 
Politiker und Kommentatoren hatten seit 1970 
wiederholt erkennen lassen, daß nach ihrer 
Ansicht zunächst auf der KSZE ein Arrange-
ment der „politischen Entspannung" getroffen 
werden sollte und daß dann anschließend — 
möglichst in einem „gesamteuropäischen" 
Rahmen — die Fragen der „militärischen Ent-
spannung" zur Regelung gelangen müßten. 
Dementsprechend leitete Moskau nach dem 
Ende der KSZE sogleich eine lautstarke Kam-
pagne unter der Parole ein, es gehe nunmehr 
darum, das Werk der Entspannung von der 
militärischen Seite her zu vollenden. 

)
Die östliche Propaganda stieß in den westli-
chen Ländern auf Argwohn. Die UdSSR und 
die meisten ihrer Verbündeten hatten die 
Jahre der „politischen Entspannung", wäh-

rend der die westlichen Rüstungen stagniert 
hatten oder zurückgegangen waren, zu einem 
zügigen Ausbau ihrer militärischen Kapazitä-
ten benutzt. Nach westlicher Einschätzung
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hatten sie sich auf diese Weise vielfach un-
vertretbar günstige Positionen gegenüber der 
NATO verschafft. Außerdem arbeitete die 
östliche Seite mit einseitigen Darstellungen 



und Forderungen, welche die Mitgliedstaaten 
des westlichen Bündnisses in eine Art Ankla-
gestand versetzen sollten. Die Vorschläge, 
welche die Warschauer-Pakt-Staaten auf dem 
Belgrader Folgetreffen zur KSZE 1977 auf den 
Tisch legten und in der europäischen Öffent-
lichkeit als einzig sinnvolles Friedenspro-
gramm zu propagieren suchten, erschienen we-
der den westlichen noch den neutralen und 
nicht-gebundenen Ländern als geeignete Ba-
sis für eine künftige Regelung.

2. Das Problem der Krisen-Stabilität

Von der polemischen Instrumentalisierung 
abgesehen, entbehrt die von der UdSSR emp-
fohlene Reihenfolge nicht der vernünftigen 
Überlegung. Geht man davon aus, daß keine 
der beiden Allianzen die andere aus Aggres-
sionslust bekriegen will, dann gibt es zwei 
Haupterfordernisse der Friedenssicherung in 
Europa. Zum einen soll eine vorbeugende 
Entschärfung der politischen Konflikte dafür 
sorgen, daß die Wahrscheinlichkeit von kri- 
sen- und kriegsträchtigen Spannungen so ge-
ring wie möglich gehalten wird. Dies ist im 
Zuge der Ostverträge und der KSZE großen-
teils geschehen. Zum anderen besteht das 
noch unerfüllte Desiderat, daß in dem — 
nicht mit restloser Sicherheit auszuschließen-
den — Fall einer Krise keine der beiden Sei- ‘ 
ten aus dem militärischen Kräftverhältnis die 
Erwartung herleiten kann, durch den direkten 
oder indirekten Gebrauch von Gewalt Vortei-
le zu erlangen, die nicht mit unannehmbaren 
Nachteilen und Risiken bezahlt werden müß-
ten. Mit anderen Worten: Keine Seite darf 
die Fähigkeit besitzen, die andere irgendwie 
zu bedrohen, ohne sich damit zugleich selbst 
einer entsprechenden Bedrohung auszusetzen.

Wenn von den Relationen der militärischen 
Macht wechselseitig ein gleich starker An-
reiz ausgeht, sich der Gewalt gegeneinander 
zu enthalten, dann besteht ein Zustand der 
Krisen-Stabilität: Niemand sieht sich in die-
sem Falle durch Ambition oder Nervosität 
zu militärischem Losschlagen oder Druckaus-
üben veranlaßt. Die Herstellung eines derar-
tigen Zustandes muß als zentrales Erfordernis 
einer bündnisübergreifenden (aber nicht 
bündnisaufhebenden) Sicherheitspolitik gel-
ten. Eine Rüstungs-Stabilität (d. h. die Festle-
gung des Rüstungs-Umfangs auf gleichem oder 
niedrigerem Niveau wie bisher) dagegen kann, 
wenn sie der Friedenssicherüng dienen soll, 
erst auf dieser Basis anvisiert werden: Die 
Festschreibung eines militärischen Kräftever-
hältnisses, das einer Seite Potentiale unge-
strafter Kriegsinitiative einräumt, würde ein 

ungleiches Interesse an der Kriegsverhütung 
schaffen und damit die realpolitische Grund-
lage des Gewaltverzichts gefährden.

Das KSZE-Prinzip des Verzichts auf die An-
wendung, Androhung und Manifestation von 
Gewalt hat politisch-abstrakt das Ziel vorge-
geben, das durch die Schaffung von Krisen- 
Stabilität militärisch-konkret festgelegt wer-
den könnte und sollte. Auf das Recht zum 
Gewaltgebrauch zu verzichten, kann jedoch, 
wenn mit dem vereinbarten Prinzip Ernst ge-
macht werden soll, auf die Dauer nicht aus-
reichen: Da sich die Staaten in den Fragen 
ihrer Sicherheit — mit einer ironischen Rede-
wendung aus der UdSSR ausgedrückt — nor-
malerweise nicht auf die „Macht des Papiers" 
verlassen, erscheint es sinnvoll, ja notwen-
dig, auch die Möglichkeit zum Gewaltge-
brauch für alle Beteiligten mittels Krisen-Sta-
bilität so weit wie nur vorstellbar einzu-
schränken.

Verhandlungen, die der Erzielung von Kri-
sen-Stabilität dienen könnten, haben bisher 
nur in Teilbereichen stattgefunden: Die 
MBFR-Thematik umfaßt nur einen — aller-
dings nicht unwichtigen — Ausschnitt der 
europäischen Gefechtsfeld-Dimension. Westli-
che Versuche, dabei auch Maßnahmen der 
Zurückhaltung im Blick auf die dahinterlie-
genden Aufmarschgebiete und auf die Nord- 
bzw. Südflanke Europas zur Sprache zu brin-
gen, sind bisher an sowjetischem Widerstre-
ben gescheitert. Inzwischen mehren sich aber . 
die Anzeichen dafür, daß Moskau einer Er-
örterung dieser Fragen aufgeschlossener als 
bisher gegenübersteht. Die Zielvorstellungen 
wei

1

chen zwar, wie das Kommunique über die 
Konferenz der östlichen Außenminister vom 
15. Mai 1979 ) erkennen läßt, noch stark von 
den westlichen Überlegungen ab, doch ist da-
mit immerhin eine erste Voraussetzung für 
einen Wandel des bisher starren Nein ge-
schaffen.

Allerdings besitzen die „vertrauensbildenden 
Maßnahmen" der Ankündigung von Manö- 
vern und der erwünschten Einladung von 
Manöverbeobachtern, mit denen die KSZE 
allein den militärischen Bereich berührt 
hat, für sich einen zu geringen Stellenwert, 
um die notwendige Verklammerung der mit-
teleuropäischen Lage mit den übrigen Gebie-
ten Europas herbeizuführen. Das global-stra-
tegische militärische Verhältnis zwischen den 
USA und der UdSSR (d. h. die interkontinen-
talen Trägersysteme und Nuklearwaffen der 
beiden Supermächte) steht bei den Verhand-

1) Text: Izvestija, 17. 5. 1979. 



lungen über eine Begrenzung der strategi-
schen Rüstungen (SALT) zur Diskussion. Die 
kontinental-strategischen Kräfterelationen in 
Europa und Asien sind bisher noch nicht zum 
Gegenstand von Gesprächen geworden. Uber 
die Spielregeln, die Ost und West politisch 
und militärisch bei den Konflikten in den 
Ländern der Dritten Welt beachten sollten, 
gibt es nicht einmal ansatzweise einen Dia-
log.

3. Ungleichgewichtige Rüstungsentwicklungen

In den westlichen Ländern herrschte nach 
den Fortschritten der Ost-West-Entspannung 
zu Beginn der siebziger Jahre weithin die Er-
wartung, daß nun auch das Problem des Rü-
stungswettlaufs eine Lösung finden werde. 
Der Abschluß eines ersten Abkommens über 
die Begrenzung der strategischen Waffen 
(SALTI) im Mai 1972 und der Beginn von 
Gesprächen über eine Truppenverringerung 
in Mitteleuropa (MBFR) Anfang 1973 schie-
nen zu derartigen Hoffnungen konkret zu be-
rechtigen. Es zeigte sich jedoch während der 
folgenden Jahre immer deutlicher, daß die Ent-
spannung die militärischen Anstrengungen nur 
der NATO-Staaten, nicht aber der Warschauer- 
Pakt-Mitglieder dämpfte. Daher schlugen mi-
litärische Fachleute in den westlichen Län-
dern zunehmend Alarm: Es drohe, so hieß es, 
eine Ausweitung der bereits bestehenden be-
grenzten östlichen Überlegenheit auf den po-
tentiellen Kriegsschauplätzen entlang den 
Grenzen der UdSSR bzw. ihres Hegemonial-
gebietes, und das bei gleichzeitiger Parität — 
oder sogar Überparität — gegenüber den USA 
(die herkömmlicherweise mit ihrer Kernwaf-
fenmacht lokale Schwächemomente des We-
stens hatten ausgleichen können) auf der glo-
bal-strategischen Ebene.

Nach westlichen Erkenntnissen haben die So-
wjetunion und ihre Verbündeten im Verlauf 
des Entspannungsprozesses keineswegs ihre 
militärischen Anstrengungen eingeschränkt. 
Das sowjetische Militärbudget liegt, wenn man 
die Kosten für den „Output" an Truppen und 
Rüstungen berechnet, mit 11 bis 13 Prozent 
des Bruttosozialprodukts relativ über doppelt 
so hoch wie das amerikanische. Auch absolut 
gesehen dürfte die UdSSR bei den Verteidi-
gungsaufwendungen die USA mittlerweile 
überholt haben. Die jährliche Steigerungsrate 
der sowjetischen Militärausgaben beträgt 
nach westlichen Schätzungen 4 bis 5 Prozent. 
Diese Zunahme — mit der Wirkung eines 
fortlaufenden starken Ausbaus der sowje-
tischen Militärmacht in allen Bereichen — 
blieb auch während der großen Entspannungs-
fortschritte zu Beginn der siebziger Jahre kon-

stant, als die Entwicklung der westlichen Ver-
teidigungshaushalte eine entgegengesetzte 
Tendenz nahelegte. Auch die anderen War-
schauer-Pakt-Staaten sahen sich dazu veran-
laßt, militärisch mehr oder weniger stark zu-
zulegen.

Die unterschiedliche Entwicklung in Ost und 
West führte zu einer Verschiebung des mili-
tärischen Kräfteverhältnisses. Auf der global-
strategischen Ebene hat sich die traditionelle 
Überlegenheit der USA gegenüber der UdSSR 
wesentlich verringert; sie könnte in den acht-
ziger Jahren einem völligen Gleichstand oder 
sogar, wie einige befürchten, einer gewissen 
Disparität zuungunsten Amerikas Platz ma-
chen. Das bedeutet für die NATO, daß der 
Schutzschirm der amerikanischen global-stra-
tegischen Abschreckung die regionalen Ver-
teidigungsdefizite nicht mehr unbedingt und 
zuverlässig ausgleicht. Die Wahrung der euro-
päischen Kräftebalance, die lange vernachläs-
sigt worden ist, wird zu einem immer weniger 
abzuweisenden Erfordernis.

Die Elemente des Ungleichgewichts zugun-
sten der Warschauer-Pakt-Staaten in Eu-
ropa haben sich während des letzten Jahr-
zehnts zunächst in der Gefechtsfeld-Dimen-
sion und dann auf eurostrategischer Ebe-
ne wesentlich verstärkt. Beginnend mit der 
Besetzung der Tschechoslowakei 1968, hat 
die Sowjetunion ihre Mannschaftsstärken in 
Mitteleuropa erhöht. Auch verbündete Staa-
ten wie vor allem die DDR haben Truppen-
vermehrungen durchgeführt. Dem folgte ein 
Prozeß der Modernisierung und Zunahme in 
der Bewaffnung der östlichen Streitkräfte in 
Europa, welche deren Feuerkraft erheblich 
heraufsetzten. Bei manchen Waffensystemen 
erreichte der Warschauer Pakt gegenüber der 
NATO eine zwei- bis dreifache Überlegen-
heit. Besondere Unruhe rief im Westen her-
vor, daß Offensivsysteme wie vor allem 
die Panzerwaffe von dem Ausbau besonders 
profitierten. Gleichzeitig nahm die herkömm-
liche westliche Überlegenheit bei den tak-
tisch-nuklearen Waffen immer mehr ab.

Westliche Sorgen gehen dahin, daß der War-
schauer Pakt auf dem europäischen Gefechts-
feld im Laufe der nächsten Jahre eine sofor-
tige und totale, durch die westliche Verteidi-
gung nicht mehr auszugleichende Offensivka-
pazität gewinnen könnte. Verstärkt werden 
derartige Befürchtungen durch den Umstand, 
daß durch die Dislozierung der Rakete SS-20 
in der UdSSR (mit einer ganz Westeuropa er-
fassenden Reichweite) auch die eurostrategi-
sche Balance vollends aus den Fugen zu ge-
raten droht. Es eröffnet sich die besorgniser-



regende Aussicht, daß die Sowjetunion künf-
tig kraft militärischer Überlegenheit eine zu-
nehmende Kontrolle über die Politik westeu-
ropäischer Staaten erlangen könnte.

Unter diesen Umständen gilt in der NATO 
die dreiprozentige Zulage bei den Militäraus-
gaben pro Jahr, welche die Teilnehmerstaa-
ten im Mai 1978 beschlossen haben, als ein 
Mindesterfordernis, um den östlichen Rü-
stungsanstrengungen Paroli zu bieten. Die 
Vorstellung, daß, wie die Moskauer Deklara-
tion der Warschauer-Pakt-Staaten vom 
23. November 1978 daraufhin propagandi-
stisch unterstellt hat, die westlichen Länder in 
Europa eine Position der militärischen Über-
legenheit anstreben und erreichen könnten, er-
scheint bar jedes Realitätsbezugs. Dessen un-
geachtet hat der Oberkommandierende des 
Warschauer Pakts, Marschall Kulikov, wäh-
rend der Moskauer Beratungen Alarm ge-
schlagen und von den Verbündeten sowohl 
eine Stärkung des gemeinsamen Verteidi-
gungspotentials als auch eine engere Integra-
tion ihrer Abwehrbemühungen gefo

2

rdert. 
Diesem Ansinnen widersetzten sich nur die 
Rumänen offen ).

Wie ein Kommentator in der sowjetischen 
Zeitschrift für internationale Beziehungen im 
Februar 1979 ausführte, sehen sich die östli-
chen Staaten durch die NATO-Rüstung ge-
zwungen, ihr militärisches Instrumentarium 
zu verstärken. Die Sowjetunion und ihre Ver-
bündeten seien nicht bereit, auf westliche 
Vorschläge einzugehen, nach denen sie das 
Bemühen um eine Stärkung ihrer Verteidi-
gung aufgeben sollten. Es könne nicht zuge-
lassen werden, daß die „imperialistischen 
Staaten" die Möglichkeit erlangten, mit den 
Ländern des Warschauer Pakts aus einer 
„Position der Stärke" heraus zu verhandeln. 
Daher hätten sie es auf der Moskauer Konfe-
renz für notwendig erachtet, „einige Maßnah-
men zur Koordinierung ihrer militärischen 
Anstrengungen im Rahmen der Organisation 
des Warschauer Vertrages" vorzusehen, und 
sich dem unabweisbaren Erfordernis gebeugt, 
„ihre Verteidigung zu stärken". Auf diese 
Weise, so hieß es weiter, sei der westlichen 
Seite zu verstehen gegeben worden, man 
werde „nicht mit untätigen Händen dasitzen",

2) Text der Moskauer Deklaration: Europa-Archiv, 
1/1979, D 14—28 (deutschj/Pravda, 24. 11. 1978 
(russisch). Zu den Auseinandersetzungen über die
Vorschläge von Marschall Kulikov: Charles An-
dras, A Summit With Consequences, RFE, RAD 
Background Report/271, 14. 12. 1978, S. 1—6; Pa-
trick Moore, The Ceauescu Saga, RFE, ARD-Back- 
ground Report/275, 20. 12. 1978, S. 1—6, 8, 9 f„ 12 f. 

wenn die NATO ihre Militärmaschine aus-
bau 3e ).

Ein derartiges östliches Vorgehen verstärkte 
die westlichen Befürchtungen, daß die Sowjet-
union eine hohe militärische Überlegenheit in 
Europa anstrebe. Seit Ende 1978 hat sich in der 
NATO als Gegenkonzept eine Doppelstrategie 
herausgebildet: Die westlichen Staaten bieten 
der UdSSR und ihren Verbündeten zum einen 
Verhandlungen über Maßnahmen einer wech-
selseitigen Rüstungsbegrenzung auf der Basis 
eines militärischen Gleichgewichts in Europa 
an und bekunden zum anderen ihre Entschlos-
senheit zu einer Politik der Nachrüstung, wenn 
die östliche Seite nicht darauf eingehen sollte. 
Dementsprechend wird vor allem der eventuel-
le Ausbau kontinental-strategischer Kapazitä-
ten in Europa vorbereitet. Die Außenminister 
der Warschauer-Pakt-Staaten lehnten am 15. 
Mai 1979 die westliche Gleichgewichtsforde-
rung indirekt ab und polemisierten gegen das 
angebliche Anheizen des Wettrüstens durch 
die NATO.

4. Der Stellenwert Chinas in der sowjetischen 
Sicherheitspolitik

Die sowjetische Führung legt große Sorge an 
den Tag gegenüber der Möglichkeit, daß sich 
westliche Technologie und chinesisches Men-
schenpotential miteinander verbinden könn-
ten, vornehmlich — aber keineswegs aus-
schließlich — im militärischen Bereich. Es 
wurden daher keine Überredungskünste ge-
scheut, um die Westeuropäer und die Nord-
amerikaner an einer Politik des wirtschaft-
lich-technischen Aufbaus in China zu hin-
dern. Ein von Moskau als bedrohlich angese-
henes westlich-chinesisches Zusammenwirken 
wird als mit der Ost-West-Entspannung un-
vereinbar erklärt.

Der Besuch des chinesischen Parteichefs Hua 
Guofeng in Rumänien (und anschließend in 
Jugoslawien) im August 1978 führte den 
Männern im Kreml vor Augen, daß selbst in-
nerhalb des Bereichs, den sie als ihre tradi-
tionelle Domäne betrachten, „chinesische 
Provokationen" stattfinden können. Um einer 
Wiederholung auf dem Boden des Warschau-
er Pakts vorzubeugen, setzten sie äuf der 
Moskauer Tagung des östlichen Bündnisses 
am 22./23. November 1978 eine Diskussion 
über diese Frage in Gang. Zu welchen Ergeb-
nissen man dabei gelangt ist, wurde nicht be-
kannt. Im Zusammenhang damit brachte die

3) V. Sestov, Razoruzenie — kljuevaja problema 
mirovoj politiki, in: Mezdunarodnaja izn; 2/1979, 
S. 99, 105, 106.



sowjetische Seite erneut die Forderung vor, 
der Warschauer Pakt müsse das Band der po-
litischen und militärischen Solidarität nicht 
nur in Europa knüpfen. Der Vorstoß scheiter-
te am Widerstand der Rumänen — aber auch 
andere Bundesgenossen der UdSSR waren 
über dieses negative Ergebnis nicht unglück-
lich 4 ).

Die militärische. „Lektion", welche die chinesi-
sche Führung — erbittert über die Eroberung 
Kambodschas, die Vertreibung des chinesi-
schen Bevölkerungsteils und die Anzettelung 
vieler Grenzzwischenfälle von vietnamesi-
scher Seite — dem Regime in Hanoi erteilen 
wollte, kam den Männern im Kreml außeror-
dentlich zustatten. Es bot sich so nicht nur 
eine willkommene Gelegenheit, öffentliche 
Warnungen an den Westen vor einer Kolla-
boration mit den „chinesischen Aggressoren" 
zu richten, die Verfechter einer Annäherung 
an China in den USA und anderswo der 
Komplicenschaft mit den Pekinger Angreifern 
zu bezichtigen und die These von der Unver-
einbarkeit eines guten westlich-chinesischen 
Verhältnisses mit der Ost-West-Entspannung 
zu illustrieren. Die östlichen Kommentatoren 

konnten auch mit einiger Plausibilität geltend 
machen, daß ihre Einschätzung der Chinesen 
als einer aggressiven und friedensfeindlichen 
Kraft richtig gewesen sei, während sich der 
Westen mit seiner positiven Sicht der Pekin-
ger Politik offenkundig geirrt habe.

Mehr noch: Wer bisher im Westen geglaubt 
habe, er könne die „chinesische Karte" gegen 
die UdSSR ausspielen, sei nun eines Besseren 
belehrt worden — die chinesische Führung 
habe es statt dessen verstanden, die westli-
che, vor allem amerikanische Karte für ihre 
eigenen, den Westen in Verlegenheit stürzen-
den Zwecke zu benutzen. Liege es, so ist 
die Schlußfolgerung, nicht im ureigensten In-
teresse der westlichen Länder,, sich von den 
„Abenteurern" in Peking, von dem schädliche 
Unruhe stiftenden und sich jeder westlichen 
Kontrolle oder Berechnung entziehenden Chi-
na so rasch wie möglich zu lösen, um nicht 
in den Strudel gefährlicher Entwicklungen 
hereingezogen zu werden? Der Appell lautet, 
die westliche Seite müsse sich für die Ent-
spannung mit der UdSSR und damit zugleich 
gegen ein Zusammenwirken mit der Volksre-
publik China entscheiden.

II. Probleme bei den Ost-West-Verhandlungen 
über Rüstungsbegrenzung (SALT und MBFR)

1. Entwicklungen bei den global- und konti-
nental-strategischen Kräfterelationen

Die NATO sucht traditionellerweise den so-
wjetischen Gegner von dem hypothetischen 
Entschluß, Westeuropa mit der Truppenmacht 
des Warschauer Pakts anzugreifen, durch die 
Inaussichtstellung einer „Bestrafung" mittels 
eines amerikanischen Kernwaffenschlages ab-
zuschrecken. Solange die Trägersysteme, mit 
denen die nuklearen Sprengköpfe ins Ziel ge-
bracht werden konnten, noch keine interkon-
tinentale Reichweite besaßen, war diese Ab-
schreckung völlig unproblematisch: Die USA 
sahen sich im Falle des von ihnen angedroh-
ten Kernwaffenschlags gegen die UdSSR kei-
ner sowjetischen Vergeltung ausgesetzt; ein 
Vordringen der östlichen Armeen nach West-
europa und in andere angrenzende Gebiete 
richtete sich zugleich gegen die dortigen 
strategischen Basen — und damit gegen das 
globale Machtpotential — der USA. Falls die 
sowjetische Seite die Sicherheit der westeu-
ropäischen NATO-Staaten durch eine militä-

4) Charles Andras, a. a. O., S. 6—9; Robert Rand, 
The China Factor in Soviet Policy Towards Eastern 
Europe, RL 76/79, 2. 3. 1979.

rische Offensive gefährden sollte, mußten die 
Vereinigten Staaten sowohl wegen ihrer ge-
genüber den Verbündeten eingegangenen 
Verpflichtungen als auch um der Behauptung 
ihrer strategischen Macht willen nuklear zu-
rückschlagen — und sie konnten dies auch 
tun, ohne daß sie Zerstörungen auf ihrem ei-
genen Territorium zu erwarten gehabt hät-
ten.
Diese Situation änderte sich, als beide Super-
mächte nukleare Trägermittel von interkonti-
nentaler Reichweite entwickelten. Die UdSSR 
gewann nun ebenfalls die Fähigkeit, Kern-
waffen auf das Gebiet des Hauptgegners zu 
befördern. Die Amerikaner konnten von da 
an nicht mehr damit rechnen, daß ein nuklea-
rer Vergeltungsschlag gegen die UdSSR für 
ihr eigenes Land folgenlos bleiben würde, 
auch wenn sie bis Anfang der siebziger Jahre 
oder noch darüber hinaus hinsichtlich ihres 
Kernwaffenpotentials weit überlegen blieben. 
Anfang der sechziger Jahre zog die amerika-
nische Führung ihre landgestützten Mittel- 
Streckenraketen aus Spanien, Marokko, Liby-
en, Saudi-Arabien, Italien, Großbritannien 
und schließlich auch aus der Türkei ab, weil 
diese nunmehr durch Interkontinentalwaffen



auf amerikanischem Boden ersetzbar schie-
nen.
Damit verloren die Länder, die bis dahin 
den USA strategische Stützpunkte zur Verfü-
gung gestellt hatten, einen Teil ihres Wertes 
für Washington. Gleichzeitig entschloß sich 
die amerikanische Seite, die eigenen und die 
britischen Mittelstreckenbomber nicht, wie 
bis dahin vorgesehen gewesen war, durch 
den Einbau von Luft-Boden-Raketen als eine 
für die fernere Zukunft schlagkräftige Waffe 
zu erhalten. Trotzdem stationierten die USA 
auf den Flugplätzen westeuropäischer NATO- 
Länder, des Irans und in Ostasien weiterhin 
nuklearfähige Bomber und Kampfflugzeuge, 
die allerdings zum Teil für Gefechtsfeldauf-
gaben bestimmt sind und unter bestimmten 
Voraussetzungen nur konventionell einge-
setzt werden sollen. Ähnliches gilt für die 
Flugzeuge der Trägerschiffe der amerikani-
schen Flotte im Nordatlantik und im Mittel-
meer. Gegen die UdSSR gerichtete nukleare 
Sprengköpfe tragen amerikanische U-Boote, 
die in den beiden genannten Meeren sowie im 
Indischen Ozean und im Pazifik kreuzen.

Der Abbau der landgestützten amerikani-
schen Mittelstreckenkapazitäten wurde durch 
die Raketenrüstung Großbritanniens und 
Frankreichs nicht wettgemacht. Die so-
wjetische Führung folgte dem amerikani-
schen Beispiel nicht: So blieben die gegen 
Westeuropa gerichteten Mittelstreckenrake-
ten SS-4 und SS-5 (mit einer Reichweite zwi-
schen 200 und 4 000 km) unverändert beste-
hen, als die UdSSR ihre Interkontinentalrake-
ten zu Land und zur See ausbaute. Während 
sich die westliche Abschreckung immer stär-
ker auf die in und um die USA stationierten 
Interkontinentalraketen stützte, legte die so-
wjetische Sicherheitspolitik daneben weiter 
Wert auf ein günstiges kontinental-strategi-
sches Kräfteverhältnis in Europa und ander-
wärts.
Durch diese Entwicklung hat sich die NATO 
in eine Situation manövriert, in der die Ame-
rikaner auf der global-strategischen Ebene 
der Interkontinentalwaffen nicht nur für ein 
stabiles Verhältnis zwischen den beiden Su-
permächten, sondern auch für einen Kräfte-
überschuß zum Ausgleich für Schwächelagen 
ihrer Verbündeten auf den kontinental-strate-
gischen Ebenen der Mittelstreckenwaffen, vor 
allem in Europa, sorgen müssen.

Das hat die amerikanisch-sowjetischen SALT- 
Verhandlungen von allem Anfang an mit dem 
Problem belastet, daß es dabei nicht allein 
um die Schaffung von global-strategischer 
Stabilität im bilateralen Verhältnis gehen 

kann: Die westeuropäischen Verbündeten der 
USA — potentiell auch die amerikanischen 
Bundesgenossen in Östasien und anderswo — 
würden sich preisgegeben sehen und eine 
Gefährdung des grundlegenden Allianzkon-
trakts geltend machen, wenn die Vereinigten 
Staaten bei den SALT-Vereinbarungen nur 
ihre eigene, global-strategisch definierte Si-
cherheit, nicht aber die Sicherheit ihrer Part-
ner auf den darunter liegenden militärischen 
Ebenen im Auge hätten.

Es könnte beispielsweise für die NATO nicht 
genügen, wenn die beiden Supermächte ein 
Arrangement träfen, in dem sie für eine 
wechselseitige Verwundbarkeit ihrer Gesell-
schaften (d. h. vor allem ihrer administrativen 
und industriellen Zentren) und für eine wech-
selseitige Unverwundbarkeit ihrer strategi-
schen Streitkräfte (zur Sicherung des vergel-
tenden Zweitschlags) sorgen würden. Ver-
mutlich ist es nicht zuletzt auf dieses Pro-
blem zurückzuführen, wenn die amerikani-
sche Regierung sich nicht konsequent an dem 
Stabilitätspostulat des Rüstungssteuerungs-
konzepts (arms control philosophy) orientiert 
hat und wiederholt Optionen einer teilweisen 
Ausschaltung gegnerischer Raketenstellungen 
(counterforce strategy) anvisiert hat.

2. SALT und das global-strategische Verhält-
nis

Die amerikanischen Strategen suchen die Un-
verwundbarkeit ihrer eigenen Interkontinen-
talraketen, die im Falle eines nuklearen Kon-
flikts den Zweitschlag gegen die UdSSR zu 
führen bestimmt sind, unbedingt aufrechtzu-
erhalten. In der ersten Hälfte der sechziger 
Jahre war errechnet worden, daß im amerika-
nisch-sowjetischen Verhältnis eine jeweilige 
Verfügung über etwa 1 000 Raketen geeignet 
sein werde, um das Territorium des jeweili-
gen Gegners, einer hinreichenden Vernich-
tung auszusetzen, zugleich aber dessen 
Zweitschlagskapazitäten unbeeinträchtigt zu 
lassen. Dementsprechend legte die amerikani-
sche Regierung fest, daß sie ihren „Minute- 
man"-Aufbau bei 1 000 stoppen werde. Ab 
1967 war diese Zahl erreicht — wozu noch 54 
alte Flüssigtreibstoff-Raketen vom Typ „Ti-
tan 2" kamen.

Ende der sechziger Jahre zeichnete sich deut-
lich die Tendenz ab, daß die UdSSR auf ihrer 
Seite keine entsprechende numerische Be-
grenzung respektieren werde. Als die UdSSR 
mit der Interkontinentalrakete SS-9 ein Sy-
stem mit sehr hohem Wurfgewicht (das den 
Transport von Sprengköpfen mit sehr hoher 
Detonationskraft erlaubt) in Dienst stellte, 



regte sich in Washington die Sorge, der so-
wjetische Gegner könnte die Fähigkeit zur 
weitgehenden Vernichtung der amerikani-
schen Landraketenstellungen mittels eines 
Erstschlages gewinnen. Das Interimsabkom-
men zur Begrenzung der interkontinentalen Of-
fensivwaffensysteme bei SALT I 1972 schuf in 
dieser Hinsicht wenig Abhilfe. Die Zunahme 
der sowjetischen Raketen wurde zwar 'ge-
stoppt, doch hatte die UdSSR inzwischen eine 
erheblich größere Zahl erreicht als die USA. 
Die „schweren Raketen" (wie die Träger vom 
Typ SS-9 bezeichnet wurden) sollten nicht 
über das bestehende Ausmaß hinaus ver-
mehrt werden. Das hieß aber zugleich, daß 
den über 300 Stück auf sowjetischer Seite 
keine entsprechenden Systeme der Amerika- 
ner gegenübergestellt werden durften. Be-
stimmungen, die nach amerikanischer Ab-
sicht eine Vergrößerung der bis dahin vor-
handenen Wurfgewichte um mehr als 15 Pro-
zent ausschließen sollten, fanden in der 
UdSSR während der folgenden Jahre eine 
Handhabung, die eine Steigerung bis zu 150 
Prozent ermöglichte.

Für die amerikanische Regierung war SALT I 
nur darum akzeptabel, weil die Vorteile, die 
der anderen Supermacht zugestanden wurden, 
durch die interkontinentale Überlegenheit der 
USA aufgrund höherer Treffgenauigkeit und 
Sprengkopfzahl mehr als ausgeglichen schie-
nen. Bei dieser Einschätzung spielte der Um-
stand eine besondere Rolle, daß die Verei-
nigten Staaten im Gegensatz zur UdSSR das 
Waffensystem der unabhängig voneinander 
ins Ziel zu bringenden Mehrfachsprengköpfe 
(MIRV) entwickelt hatten. Diesen technologi-
schen Vorsprung suchten die Amerikaner zu 
nutzen und achteten infolgedessen darauf, 
daß die SALT-I-Vereinbarungen die MIRV- 
Option offen hielten. Dabei wurde in Kauf 
genommen, daß die neue Technologie poten-
tiell stabilitätsgefährdend wirken konnte.

Dem amerikanischen Verhalten lag auch 
eine Unterschätzung der sowjetischen Mög-
lichkeiten zugrunde. Der zeitliche Vorsprung 
der USA war geringer als angenommen: Be-
reits 1973 testete die UdSSR MIRV-Raketen. 
Die Kombination der wesentlich größeren so-
wjetischen Wurfgewichte mit der neuen 
Technologie eröffnete die Perspektive, daß 
die Sowjetunion im Endergebnis wesentlich 
mehr nukleare Sprengköpfe bereitstellen 
könnte als die Vereinigten Staaten. Mehr als 
jemals zuvor entstand Grund zu der Befürch-
tung, daß in einer voraussehbaren Zukunft 
die amerikanischen Raketenstellungen durch 
einen sowjetischen Erstschlag ausgeschaltet 
werden könnten — und das um so mehr, als 

auch hinsichtlich der Treffgenauigkeit so-
wjetische Fortschritte zu verzeichnen waren. 
Dann stünden die USA der anderen Super-
macht nur noch mit einer beträchtlich ge-
schwächten Kapazität, nämlich mit ihren see-
gestützten Raketen, gegenüber.

Bis jetzt haben sich die Vereinigten Staaten 
nach allgemeiner Einschätzung noch einen 
gewissen Vorsprung zu erhalten gewußt, 
doch wird vielfach für die achtziger Jahre 
eine kritische Lage befürchtet. Das Problem 
dürfte freilich wechselseitiger Art sein: Die 
interkontinentalen Landraketen werden vor-
aussichtlich nicht nur in den USA, sondern 
auch in der UdSSR durch einen gegnerischen 
Erstschlag großenteils bedroht sein.

Ein wesentliches Motiv der amerikanischen 
Seite bei den SALT-II-Verhandlungen ist, da-
bei keine Disparitäten zugunsten der Sowjet-
union entstehen zu lassen. Dieses Bemühen 
ist nicht erfolglos geblieben. Vor allem sollen 
die höheren Wurflasten der UdSSR nicht voll 
in vermehrtes Zerstörungspotential umgesetzt 
werden können. Die Zahl der Träger, die bei-
derseits mit MIRV ausgestattet werden dür-
fen, soll überdies einer Limitierung unterlie-
gen, welche die Wucht eines eventuellen Erst-
schlags einzugrenzen geeignet ist. Mit 1 200 
(bzw. 820 bei den Abschußstellen zu Land) 
liegt die Obergrenze zwar höher, als dies 
dem amerikanischen Wunsch entsprochen 
hätte, aber zugleich auch niedriger, als die 
sowjetischen Verhandlungspartner ursprüng-
lich wollten. Auch die vorgesehene Bestim-
mung, daß eine Rakete nicht mit beliebig vie-
len Sprengköpfen ausgerüstet werden darf 
(etwa zehn bei den landgestützten und 14 bei 
den seegestützten Raketen), nimmt der 
UdSSR die Möglichkeit, ihr ungleich größeres 
Wurflastpotential langfristig entsprechend zu 
einer Sprengkopfvermehrung auszunutzen.

Schließlich hat sich Moskau bereitgefunden, 
eine gemeinsame Trägerhöchstzahl zusammen 
mit den USA zu akzeptieren und demgemäß 
im Unterschied zu der anderen Supermacht 
bereits vorhandene Trägersysteme wieder ab-
zubauen. Die fixierte Obergrenze von 2 250 
beseitigt zwar nicht die Sorgen hinsichtlich 
einer vergeltungsschwächenden Wirkung eines 
möglichen Erstschlags der anderen Seite, 
stellt aber ein substantielles sowjetisches Zu-
geständnis an amerikanische Forderungen 
dar. Natürlich haben die USA ihren Verhand-
lungspartnern Gegenkonzessionen machen 
müssen. Dazu gehört die Übereinkunft, nach 
der den USA — im Gegensatz zur UdSSR — 
keinerlei „schwere Raketen" zustehen. Das 
sowjetische Verlangen richtet sich weiterhin 



auf die Schließung technologischer Optionen, 
die der amerikanischen Seite bisher noch of- 
fenstehen. Welche Regelung hier getroffen 
worden ist, läßt sich zur Zeit — vor Veröffent-
lichung des SALT-II-Abkommens — noch nicht 
genau angeben.

3. SALT und das kontinental-strategische 
Verhältnis in Europa

Entscheidenden Wert legt die sowjetische 
Führung darauf, daß die Vorteile, die sie sich 
auf den kontinental-strategischen Ebenen 
verschafft hat, vertraglich festgeschrieben 
und nach Möglichkeit noch erweitert werden. 
Das gilt vor allem im Blick auf das eurostra-
tegische Kräfteverhältnis. Schon bei SALT I 
hat die UdSSR die „vorne stationierten Sy-
steme" (forward based Systems, FBS) in die 
Verhandlungen einzubeziehen gesucht. Die 
peripheren Trägersysteme der USA und ihrer 
Verbündeten, so hieß es, gehörten ebenfalls 
zur strategischen Gleichung. Der Begriff 
„strategische Waffen" müsse sich an dem 
Kriterium orientieren, ob man mit ihnen das 
Gebiet der jeweils anderen Seite — der USA 
bzw. der UdSSR — erreichen könne. Unab-
hängig davon, ob sie eine größere oder gerin-
gere Reichweite besäßen, stellten alle gegen 
die UdSSR gerichteten westlichen Träger 
eine Bedrohung des Sowjetlandes dar und 
müßten deshalb eine entsprechende Berück-
sichtigung finden. Daher, so lautete das Fazit, 
seien auch die vorgeschobenen westlichen 
Träger in Europa und anderwärts gegen die 
sowjetischen Interkontinentalkapazitäten (als 
den einzigen gegen die USA gerichteten 
Waffen der UdSSR) aufzurechnen. Was unter 
den „vorne stationierten Systemen" verstan-
den werden soll, ist niemals im einzelnen 
ausgeführt worden. Gemeint sind offenbar 
vor allen die nuklearfähigen Raketen und 
Flugzeuge, die von ihren westeuropäischen 
Basen und von Trägerschiffen auf den euro-
päischen Randmeeren aus gegen sowjetisches 
Gebiet tätig werden könnten.

Die sowjetische Logik erscheint auf den er-
sten Blick hin überzeugend. Bei genauerer 
Betrachtung freilich zeigt sich, daß sie von 
einer den NATO-Zusammenhalt gefährdenden 
Prämisse ausgeht. Wollte man nämlich der 
sowjetischen Argumentation folgen, dann 
hieße dies, daß nur die Sicherheit der beiden 
Supermächte in ein ausgewogenes Verhältnis 
gebracht werden würde, während die Sicher-
heit der dazwischen liegenden Länder außer 
Betracht bliebe. Da das westeuropäische 
NATO-Gebiet (wie analog das mit den Ame-
rikanern verbündete Japan in Ostasien) ei-

nerseits durch einen Ozean von den USA ge-
trennt ist und im geographischen Vorfeld der 
sowjetischen Militärmacht liegt, andererseits 
eines ausreichenden Gegengewichts zur so-
wjetischen kontinental-strategischen Bedro-
hung entbehrt und daher auf einen strategi-
schen Schutz seitens der Vereinigten Staaten 
angewiesen ist, läuft die FBS-Logik auf eine 
einseitige sicherheitspolitische Entblößung 
der westlichen Länder in der Zwischenregion 
hinaus.

Die Sowjetunion brauchte ihre gegen West-
europa (und auch gegen Ostasien) gerichte-
ten Mittelstreckenwaffen weder zu beschrän- *
ken noch zu begrenzen, während die Träger, 
die von den bedrohten Regionen aus durch 
ein Anzielen sowjetischen Territoriums der 
Bedrohung von Seiten der UdSSR wenigstens 
teilweise Paroli bieten sollen, gegen die auf 
Ziele in Nordamerika gerichteten sowje-
tischen Interkontinentalkapazitäten aufge-
rechnet und Restriktionen unterworfen wür-
den. Mit anderen Worten: Die kontinental-
strategische sowjetische Bedrohung der an-
grenzenden westlich orientierten Länder wür-
de weder durch Gegenmittel blockiert noch 
auf irgendeine Weise limitiert.

Die amerikanischen Unterhändler haben sich 
bei SALT I einem derartigen Herangehen an 
das Problem der wechselseitigen Sicherheit 
mit Erfolg widersetzt. Bei SALT II legte die 
sowjetische Seite die FBS-Forderung erneut 
auf den Tisch. Präsident Ford gelang es wäh-
rend seines Treffens mit Breshnew in Wladi-
wostok 1974 ein weiteres Mal, den Verhand-
lungsrahmen auf die interkontinentalen Waf-
fensysteme beider Seiten zu beschränken. Die 
sowjetischen Unterhändler haben seither zu 
erkennen gegeben, daß sie bei SALT III auf 
eine Klärung der Angelegenheit in ihrem Sin-
ne dringen werden.

Wenn sich der sowjetische FBS-Standpunkt 
bei SALT bisher nicht durchgesetzt hat, dann 
bedeutet dies nicht, daß die SALT-Ergebnisse 
für die kontinental-strategische Problematik 
gleichgültig sein müßten. So hat sich die so-
wjetische Seite bemüht, bei SALT II Klauseln 
zu erreichen, welche die kontinental-strategi-
schen Sicherheitsinteressen der nicht-ameri-
kanischen NATO-Länder negativ berühren. 
Das gilt zunächst in dem allgemeinen Sinne, 
daß die Festlegung eines Gleichgewichts bei 
den interkontinentalen Waffen, das den USA 
keine Extrakapazitäten als Ausgleich für die 
relative westliche Schwäche auf der konti  
nental-strategischen Ebene einräumt, auf eine 
Begünstigung der UdSSR hinausläuft.



Darüber hinaus suchte die sowjetische Füh- 
ung vertragliche Festlegungen herbeizufüh- 
en, welche die amerikanischen Mittelstrek- 
<enkapazitäten in Relation zu denen der 
JdSSR zusätzlich vermindern. Die amerikani-
schen U-Boote, die von ihren Stützpunkten in 
Großbritannien und Spanien aus in den euro- 
äischen Randgewässern operieren und mit 

ihren nuklear bestückten Raketen sowje-
tisches Gebiet erreichen können, werden seit 
SALT I als interkontinentale Waffensysteme 
gezählt, weil die Reichweite der Schiffsein- 
beiten zusammen mit der Reichweite der ab-
zuschließenden Flugkörper eine interkonti-
nentale Entfernung ergibt. Die sowjetische 
Seite weigert sich jedoch beharrlich, für den 
Bomber „Backfire" die gleichen Gesichts-
punkte gelten zu lassen. Dieses Flugzeug, das 
eine sehr große Bombenlast zu tragen ver-
mag, besitzt bei dem vorgesehenen Auftan-
ken während des Fluges eine fast interkonti-
nentale Reichweite und könnte auf dem Weg 
von der Sowjetunion nach Kuba mühelos je-
den Punkt in Nordamerika erreichen. Würde 
er mit Luft-Boden-Flugkörpern ausgerüstet, 
würde er auch ohne Landung in Kuba inter-
kontinentale Angriffsmissionen erfüllen kön-
nen. Dessen ungeachtet, verweigern die so-
wjetischen Unterhändler mit der bloßen Er-
klärung, der Bomber habe keinen antiameri-
kanischen Auftrag zu erfüllen, bei SALT II 
jede Diskussion über eine zahlenmäßige Be-
grenzung.

4. Das technologische Moment beim konti-
nental-strategischen Verhältnis

Die Frage des kontinental-strategischen Kräf-
teverhältnisses hat in den letzten beiden Jah-
ren durch die Dislozierung der sowjetischen 
Mittelstreckenrakete SS-20 eine besondere 
Dringlichkeit erhalten. Mit diesem Waffensy-
stem ist erstmals die MIRV-Technologie un-
terhalb der interkontinentalen Reichweite 
eingeführt worden. Die Treffgenauigkeit ist 
wesentlich gesteigert worden. Die SS-20 wird 
von mobilen Abschußrampen abgefeuert und 
kann daher durch die Zielabdeckungspläne 
der amerikanischen „Minuteman" nicht erfaßt 
werden. Außerdem ist rasches Nachladen der 
Startgeräte möglich. Daher ist (bei zur Zeit 
geschätzten 120—130 SS-20 Startgeräten) eine 
nicht nur quantitative, sondern auch qualita-
tive Steigerung der Bedrohung Westeuropas 
und anderer Randzonen durch die Sowjet-
union zu verzeichnen. Besorgnisse hinsichtlich 
der amerikanischen Sicherheit wurden durch 
den Umstand ausgelöst, daß die SS-20 durch 
eine dritte Antriebsstufe sich in eine SS-16 
von interkontinentaler Reichweite verwan-

deln läßt. Im Rahmen von SALT II hat die so-
wjetische Seite freilich zugesagt, daß sie von 
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch machen 
werde. Damit erreichte Moskau zugleich, daß 
die SS-20 bei den derzeitigen Verhandlungen 
in keiner Weise zur Diskussion steht.
Während die SS-20 mit 4 500 km Reichweite 
außer Betracht bleibt, wurden die von den 
USA geplanten Marschflugkörper (cruise mis-
siles) in die SALT-Verhandlungen einbezo-
gen, obwohl sie im Gegensatz zur SS-20 nicht 
als Erstschlags-, sondern nur als Vergeltungs-
waffe taugen und vielfach für weitaus kleine-
re Entfernungen vorgesehen sind. Nach dem 
gegenwärtigen Sachstand wollen sich die 
USA in einem Drei-Jahres-Protokoll dazu 
verpflichten, keine land- und seegestützten 
Marschflugkörper mit mehr als 600 km Reich-
weite zu entwickeln und zu dislozieren. Eine 
solche Regelung, die nach sowjetischer Ab-
sicht den Auftakt zu einem gleichartigen 
amerikanischen Dauerverzicht bilden soll, 
entspricht haargenau sowjetischen Wün-
schen: Auf diese Weise würde das neue 
westliche Waffensystem ohne entsprechende 
östliche Gegenleistung dadurch entschärft 
sein, daß es sowjetisches Territorium nicht er-
reichen könnte.
Das sowjetische Bestreben geht deutlich da-
hin, daß der eigene Boden im Falle eines 
Krieges in Europa von Westeuropa aus nicht 
getroffen werden kann, wie u. a. die Reaktion 
Moskaus auf die NATO-Diskussion über eine 
Ersetzung der „Pershing I" in der Bundesre-
publik Deutschland durch eine Version II mit 
2 500 km Reichweite gezeigt hat. Würde der 
Grundsatz, daß in Westeuropa stationierte 
amerikanische Waffensysteme nur das poten-
tielle Gefechtsfeld erreichen dürfen und dem-
zufolge zu einem überfliegen der sowje-
tischen Grenzen außerstande sein müssen, 
allgemeine Geltung erlangen, dann hätte dies 
nicht nur militärisch weitreichende Konse-
quenzen (etwa hinsichtlich der dann nicht 
mehr möglichen Interdiktion östlichen Nach-
schubs). Es wäre damit vor allem eine sicher-
heitspolitische Abkopplung Westeuropas von 
den USA verbunden: Solange die USA nicht 
ihre Interkontinentalwaffen einsetzen und da-
mit die nukleare Weltkatastrophe heraufbe-
schwören würden, könnte die UdSSR sicher 
sein, daß ein von ihr begonnener europäi-
scher Krieg keine unmittelbaren Rückwirkun-
gen auf sie selbst hätte; die beiden Super-
mächte könnten somit nach einem Mao-Wort 
„auf dem Berg sitzen und dem Kampf der Ti-
ger im Tal zuschauen".
Die sowjetischen SALT-Unterhändler forder-
ten im Blick auf die NATO-Verbündeten der 



USA auch, daß hinsichtlich der Waffensyste-
me, die der Beschränkung und Begrenzung 
vertraglich unterliegen würden, eine Nicht- 
Weitergabe-Klausel formuliert werden müsse. 
Das hätte die Vereinigten Staaten dazu ver-
pflichtet, praktisch alle Rüstungstechnologien 
von kontinental-strategischer Bedeutung, die 
meistens in entsprechender Modifikation 
auch für das nukleare wie konventionelle 
Gefechtsfeld wichtig sind, den NATO-Part-
nern vorzuenthalten. Der amerikanischen Sei-
te ist es gelungen, die Sache zu einer Nicht- 
Umgehungs-Klausel abzuschwächen.

Danach wird der Transfer der unter SALT II 
fallenden Waffentechnologien nur so weit 
untersagt, wie dies die Verwirklichung des 
künftigen Abkommens schwächen würde. Die 
amerikanische Regierung erklärte sich zu der 
Zusage bereit, darauf hinwirken zu wollen, 
daß ihre Verbündeten die SALT-Verpflichtun- 
gen für sich gelten ließen. Unter dieser Vor-
aussetzung soll eine technologische Zusam-
menarbeit in der NATO nach wie vor statthaft 
sein. Der Transfer amerikanischer Rüstungs-
technologien und die amerikanische Hilfe bei 
der Waffenentwicklung von Verbündeten 
sind daher grundsätzlich weiterhin möglich.

Unklar ist noch, ob (wie die sowjetische Sei-
te verlangt) der Transfer von einzelnen Kom-
ponenten SALT-sensitiver Technologien — 
wie namentlich der Marschflugkörper — ver-
boten sein soll. Da die Regelung dieses Punk-
tes im einzelnen noch nicht bekannt ist, bleibt 
abzuwarten, ob die nachdrücklichen amerikani-
schen Versicherungen, SALT II werde die Rü-
stungskooperation innerhalb der NATO nicht 
beeinträchtigen, auf einer unzweideutigen Wil-
lensbekundung beider Vertragsparteien oder 
auf einseitigen amerikanischen Interpretatio-
nen basieren.

5 . Kontinental-strategisches Verhältnis und 
europäisches Gefechtsfeld

Die mangelhafte kontinental-strategische Ab-
deckung Westeuropas, die nach allgemeiner 
westlicher Einschätzung seit langem existiert 
und durch die militärischen und politischen 
Entwicklungen der letzten Jahre an Schärfe 
gewonnen hat, ist auch für die Gefechtsfeld- 
Dimension in Europa von großer Bedeutung. 
Die sowjetische Militärdoktrin sieht nämlich 
vor, daß der Warschauer Pakt, wenn ein mi-
litärischer Konflikt in Europa unausweichlich 
erscheint, präemptiv mit allen militärischen 
Kräften zum Angriff schreitet, um mit über-
wältigender Stärke so rasch wie möglich den 
Atlantik zu erreichen und die Amerikaner 
vom europäischen Kontinent zu vertreiben.

Es liegt nahe, daß dabei alle Mittel eingesetzt 
werden — so wie die östliche Seite von dem 
westliche Gegner erwartet, daß er seine 
Niederlage in Europa mit allen verfügbaren 
Mitteln zu verhindern suchen wird.

Dieses Konzept für den Fall eines Krieges 
läßt verständlich werden, warum die so-
wjetische Führung auf westeuropäischem Bo-
den so wenig Kernwaffen wie möglich statio-
niert sehen will: Jedes von westlicher Seite 
regional einsetzbare nukleare Potential er-
schwert nicht nur ein rasches Vordringen der 
östlichen Streitkräfte, sondern birgt auch das 
politische Risiko einer Eskalation der Kämpfe 
auf die amerikanisch-sowjetische strategische 
Ebene in sich. Es sollte nicht erstaunen, daß 
die sowjetische Führung einen nuklearen Ab-
bau in Westeuropa mit einem Rückzug ihrer 
nuklearen Kapazitäten bis hinter die Grenzen 
der UdSSR zu honorieren bereit ist: Während 
die amerikanischen Kernwaffen regionaler 
Reichweite kaum innerhalb von wenigen Ta-
gen über den Atlantik zurückgeholt werden 
können, kann die sowjetische Seite ohne gro-
ße Mühe ihre taktisch-nuklearen Systeme bei 
Bedarf nach Mitteleuropa vorschieben und 
mit ihren kontinental-strategischen Trägern 
von sowjetischem Boden aus alle Ziele im 
letzten Winkel von Westeuropa erreichen.
Es erscheint plausibel, daß, wie General Gal-
lois argumentiert hat5), die sowjetische Füh-
rung im Falle eines europäischen Krieges 
auch ihre kontinental-strategische Überlegen-
heit einsetzen würde, um jeden westlichen 
Widerstand aussichtslos zu machen und das 
Anfangsziel einer Besetzung aller Gebiete 
diesseits des Atlantik schnellstmöglich zu er-
reichen. Sie könnte dies mit um so geringerem 
Risiko tun, je weniger in Westeuropa statio-
nierte Nuklearsysteme das Risiko einer glo-
bal-strategischen Eskalation vergrößern wür-
den. Wie Breshnew am 2. März 1979 deutlich 
gemacht hat, ist die UdSSR zu Verhandlun-
gen über den „Grauzonenbereich" zwischen 
der global-strategischen und der konventio-
nellen Ebene bereit, will aber unbedingt ver-
hindern, daß die NATO Maßnahmen zum Ab-
bau ihrer relativen Schwäche in diesem Be-
reich u 6nternimmt ).

5) Pierre Gallois, La defense de l'Europe face au 
Pacte de Varsovie, in: Le Monde des Conflits, 
Nr. 2 (Nov./Dez. 1978), S. 1—19.
6) Text der Rede: Pravda, 3. 3. 1979.

6. Das MBFR-Konzept der NATO

Bei den MBFR-Verhandlungen verfolgen die 
NATO-Staaten das erklärte Ziel, in dem be-
grenzten Raum von Mitteleuropa eine militä-



rische Parität durch einen stärkeren Streit- 
kräfteabbau auf östlicher als auf westlicher 
Seite herbeizuführen. Eine Verwirklichung 
dieses Konzepts würde freilich die für Mittel-
europa relevanten Militärstärken nicht bei 
derseits auf gleiches Niveau bringen, denn 
die geographische Asymmetrie, die dem War-
schauer Pakt, nicht aber der NATO ein ra-
sches Nachziehen von Kräften und eine Kampf-
führung durch Mittelstreckenwaffen erlaubt, 
läßt sich durch diese Regelung nicht behe-
ben.

Die westlichen Regierungen haben darüber 
hinaus von Anfang an die regionale Pari-
tät nur in einem sehr eingeschränkten Sin-
ne gefordert. Sie haben darauf verzichtet, die 
— so gut wie ausschließlich auf östlicher 
Seite vorhandenen — paramilitärischen 
Streitkräfte in die Rechnung einzubeziehen, 
und sie haben ihrem Verlangen das Kriterium 
der Mannschaftsstärken zugrunde gelegt, wo-
mit die militärisch ausschlaggebenden Grö-
ßen — Kampfeinheiten und Feuerkraft — von 
vornherein außer Betracht blieben. Die Wahl 
dieser Diskussionsbasis läßt die NATO mili-
tärisch stärker erscheinen, als sie tatsächlich 
ist. Nach amtlichen westlichen Angaben bzw. 
Schätzungen stehen 791 000 Soldaten in der 
Bundesrepublik Deutschland und in den Be- 
nelux-Ländern auf dem Gebiet der DDR, der 
CSSR und Polens 962 000 Mann gegenüber. 
Die Relation der Kampfverbände wird auf 28 
zu 58 Divisionen von jeweils durchschnittlich 
etwa gleich starker Bewaffnung veranschlagt. 
Dementsprechend ergibt sich bei den meisten 
konventionellen Waffensystemen ein sehr er-
hebliches Übergewicht an Feuerkraft auf öst-
licher Seite. Besonders groß ist der Vorteil 
des Warschauer Pakts bei der Offensivwaffe 
der Panzer: Hier liegt das Zahlenverhältnis 
etwa bei 1 : 3.

Die NATO setzt also ihren Personalbestand 
weit weniger in Kampfstärke um als der Geg-
ner. Dies ist unter anderem darauf zurückzu-
führen, daß bei den westlichen Staaten die 
Nachschublinien länger sind und für die Auf-
gaben der rückwärtigen Sicherung nur regu-
läre Truppen zur Verfügung stehen. Mithin 
läuft eine Personalparität notwendigerweise 
auf ein bestimmtes Maß an Kampfstärken-Un  
terlegenheit für die NATO-Seite hinaus. Zu 
berücksichtigen ist auch, daß auf östlicher 
Seite innerhalb kurzer Zeit je vier so-
wjetische und einheimische Divisionen aus 
Ungarn und 33 sowjetische Divisionen aus 
der westlichen UdSSR herangeführt werden 
können. Ihnen steht in Großbritannien und 
Frankreich nichts Vergleichbares gegenüber.

Unter diesen Umständen richtet sich das 
westliche Bemühen bei den MBFR-Verhand- 
lungen, der offiziellen Paritätsrhetorik unge-
achtet, nicht auf die Erzielung eines militäri-
schen Gleichstandes in Europa. Es geht viel-
mehr darum, ein Minimum an militärischer 
Stabilität zu gewährleisten. Dabei gehen die 
westlichen Regierungen von der Annahme 
aus, daß die NATO als die ausschließlich auf 
Verteidigung festgelegte Seite ihren militäri-
schen Auftrag mit wesentlich geringeren Kräf-
ten erfüllen kann, als dies dem in der Rolle 
des Angreifers auftretenden östlichen Gegner 
möglich wäre. Die These von der Überlegen-
heit der Defensive über die Offensive ist un-
ter den westlichen Militärsachverständigen 
nicht unumstritten, findet aber eine Stütze in 
der sowjetischen Militärdoktrin, die eine 
fünf- bis sechsfache Überlegenheit für den 
Angreifer an dem Frontabschnitt der geplan-
ten Aktion fordert.

Nach amtlicher westlicher Ansicht besteht in 
Mitteleuropa ein Zustand ausreichender mili-
tärischer Stabilität bereits dann, wenn der 
östlichen Seite die Bildung von Angriffs-
schwerpunkten, die nach ihrer Doktrin er-
folgversprechend wären, „aus dem Stand her-
aus" (d. h. ohne die vorherige Heranführung 
von strategischen Reserven) verwehrt wird. 
Die westliche Forderung nach „Parität" zielt 
wesentlich darauf ab, eine Entwicklung abzu-
fangen, die der UdSSR die Fähigkeit zu einem 
siegreichen Überraschungsangriff in Mitteleu-
ropa verschaffen könnte. Dies erscheint nicht 
nur militärisch im Hinblick auf die Verhü-
tung eines östlichen Überraschungsangriffs 
wichtig. Als noch bedeutsamer wird angese-
hen, daß die sowjetische Führung in diesem 
Falle keine Möglichkeit hat, eine Manifesta-
tion von militärischer Gewalt vorzunehmen, 
d. h. ohne die ausdrückliche Androhung von 
Gewalt stillschweigenden Druck auf die Ent-
scheidungen westeuropäischer Länder auszu-
üben und auf diese Weise ohne einen Abbruch 
der Entspannung nötigende Gewalt zur Gel-
tung zu bringen.

Eine relative militärische Stabilität auf der 
europäischen Gefechtsfeld-Ebene, d. h. das 
Fehlen von Erfolgsaussichten für einen östli-
chen Überraschungsangriff, gilt den westli-
chen Regierungen als Minimalerfordernis der 
Krisen-Stabilität in Europa. Wenn die so-
wjetische Führung ohne vorheriges Heran-
führen strategischer Reserven aus der UdSSR 
Aussichten hätte, mit ihren Streitkräften die 
westdeutschen Länder blitzartig zu erobern 
und so vor einem Anlaufen amerikanischer 
Gegenmaßnahmen in den Besitz der atlanti-



sehen Westküste zu gelangen, erschiene das 
Verhältnis einer wechselseitigen Abschrek- 
kung zwischen Ost und West gefährdet: Der 
Einsatz der amerikanischen global-strategi-
schen Waffensysteme könnte nicht mehr zum 
Schutze der westeuropäischen Verbündeten 
angedroht werden, falls diese während einer 
kurzen Anfangsphase, die möglicherweise 
knappere Zeit beanspruchen würde als die 
amerikanische Entscheidung zum Eingehen 
des totalen Risikos, bereits ihre politische 
Existenz verlieren würden. Aus diesem 
Grund hält die NATO eine längere „Warn- 
zeit" für unerläßlich, bevor die Truppen des 
Warschauer Pakts durch Nachschubbewegun-
gen aus der UdSSR nach Mitteleuropa die Fä-
higkeit zur Bedrohung des westeuropäischen 
Verteidigungssystems erlangen können. Ein 
derartiges zeitliches Polster, so ist die Über-
legung, verwehrt der sowjetischen Führung 
im Krisenfall die Option sofortiger Pressio-
nen und Aggressionen. Vielmehr müßte eine 
derartige Option erst mittels entsprechender 
militärischer Vorbereitungen geschaffen wer-
den — und das würde der westlichen Seite 
die Möglichkeit einräumen, sich auf die ent-
stehende Bedrohungslage durch Gegenmaßre-
geln einzustellen.

7. Die Haltung der UdSSR zum Paritätskonzept

Die in der westlichen Öffentlichkeit teilweise 
gehegten Hoffnungen, daß die östliche Seite 
von sich aus an Rüstungs-Stabilität interes-
siert sein werde und daß von daher auch das 
Problem der Krisen-Stabilität keine Schärfe 
mehr besitzen werde, haben sich nicht er-
füllt. Das NATO-Konzept einer auf Minimal-
stärke abgestellten Verteidigung, die zu-
nächst nur nach Zahl der Kampfverbände und 
dann zunehmend auch nach Ausmaß der Feu-
erstärke den — seit den sechziger Jahren auf 
„präemptiven" Angriff eingestellten — Streit-
kräften des Warschauer Pakts weit unterle-
gen waren, veranlaßte die sowjetische Füh-
rung nicht zu gleicher Zurückhaltung. Der 
personelle Ausbau der östlichen Truppen-
macht in Mitteleuropa zwischen 1968 und 
1973 und die seit Beginn der siebziger Jahre 
einsetzenden Wellen der waffenmäßigen Ver-
stärkung und Modernisierung lassen eher auf 
das Bestreben schließen, bestehende Momen-
te der östlichen Überlegenheit auf dem euro-
päischen Schauplatz so weit wie möglich zu 
vervollkommnen. Die Repräsentanten des 
Warschauer Pakts bei den MBFR-Verhandlun- 
gen haben in den Jahren 1973—1976 aus der 
Ansicht, daß ihre Seite in Mitteleuropa eine 
gewisse Überlegenheit erreicht habe und an 
dieser günstigen Lage festzuhalten gedenke, 

kaum einen Hehl gemacht. Zur Begründung 
wurde auf anderwärts bestehende Nachteile 
gegenüber den NATO-Staaten verwiesen, die 
der Kompensation bedürften.
Eine östliche Argumentation ging — und 
geht in anderem Zusammenhang auch heute 
noch — dahin, daß der Westen hinsichtlich 
des wirtschaftlichen Potentials eine große 
Überlegenheit besitze, die das sozialistische 
Lager nur mit militärischen Übergewichten 
ausgleichen könne. Im übrigen komme an 
diesen Punkt die freie Wahl der beiden Sei-
ten zum Ausdruck: Die westlichen Länder 
hätten vorrangig in ökonomische Wohlfahrt 
investiert und erfreuten sich eines entspre-
chend hohen Lebensstandards, während die 
UdSSR und ihre Verbündeten ihre Anstren-
gungen vor allem auf die Wahrung ihrer Si-
cherheit gerichtet hätten und nun die Früchte 
dieser Politik ernteten.
Andere Darlegungen lenken den Blick auf si-
cherheitspolitische Defizite außerhalb Euro-
pas (bei denen hier unentschieden bleiben 
muß, inwieweit es sich um vorgebliche, ver-
meintliche oder tatsächliche Sicherheitsmän-
gel handelt). Die UdSSR macht geltend, daß 
sie — anders als die NATO-Länder — rings 
von feindlichen Nachbarn umgeben sei: Den 
sowjetfeindlichen Völkern in Europa schließt 
sich demnach ein ebenso sowjetfeindlicher 
Iran im Mittleren Osten an (wie zumindest 
bis zum Sturz des Schah-Regimes erklärt 
wurde); weiter östlich folgen ein feindliches 
China und ein fast ebenso ablehendes Japan. 
Während die NATO ihre Bemühungen weit-
hin mit denen anderen potenter Mächte ver-
einen könne, sei die Sowjetunion gezwungen, 
eine militärische Fähigkeit aufzubauen, mit 
der sie gegebenenfalls allen potentiellen Geg-
nern gleichzeitig zu begegnen imstande sei. 
Daher benötige sie ungleich größere Vertei-
digungskapazitäten, als sie die westlichen 
Staaten bereitzustellen brauchten.
Dieses Bild, das zur Rechtfertigung der so-
wjetischen Rüstung gegenüber westlichen 
Gesprächspartnern entworfen wird, vervoll-
ständigt sich noch durch Hinweise auf fort-
dauernde global-strategische Vorteile der 
USA und auf das weit überlegene Technolo-
gie-Potential des Westens, vor allem der 
Amerikaner. Es entspricht diesen Thesen, 
wenn die sowjetische Verhandlungsführung 
und die östliche Propaganda in Sachen Rü-
stungskontrolle häufig vorrangig darauf ab-
zielen, der westlichen Seite den Gebrauch 
des global-strategischen Moments in der Ab-
schreckungspolitik zu erschweren und ihr die 
Nutzung von Optionen der wehrtechnologi-
schen Innovation zu versagen.



Die Führer der sowjetischen Politik haben 
sich demgemäß bisher den westlichen MBRF- 
Vorstellungen nicht aufgeschlossen gezeigt, 
obwohl sie sich in der KSZE-Schlußakte aus-
drücklich auch zum Verzicht auf die Manife-
station von Gewalt verpflichtet haben. Wäh-
rend der ersten Jahre der MBFR-Verhandlun- 
gen haben die Delegationen der Warschauer- 
Pakt-Staaten auf einer Linie argumentiert, die 
— besonders deutlich in Äußerungen außer-
halb des Konferenzsaals — auf eine Wahrung 
ihrer als bestehend angenommenen militä-
rischen Vorteile abgestellt war. Gleichzeitig 
wurden Mannschaftsverstärkungen und vor 
allem quantitative Rüstungsverbesserungen 
in Mitteleuropa vorgenommen, die das östli-
che Übergewicht in der Region weiter aus-
bauten.

Die östlichen Vorschläge sind überdies ge-
eignet, die Disparitäten weiter zugunsten der 
UdSSR zu vergrößern. Wenn die wechselsei-
tigen „Reduzierungen", den Entwürfen der 
Sowjetunion und ihrer Verbündeten folgend, 
dergestalt gegeneinander aufgerechnet wür-
den, daß — entsprechend der unterschiedli-
chen Zusammensetzung der Truppen auf bei-
den Seiten — die NATO etwa zwei Drittel 
ihres Solls aufzulösen hätte (weil es sich um 
einheimische Streitkräfte handelt), während 
der Warschauer Pakt etwa den gleichen Pro-
zentsatz nur einige hundert Kilometer zu-
rückzuziehen brauchte (weil dies sowjetische 
Stationierungsverbände wären), dann liefe 
dies klar auf eine überproportionale Schwä-
chung des Westens hinaus. Die östlichen Un-
terhändler haben als Zielvorstellung zu er-
kennen gegeben, daß vor allem die Bundes-
wehr (als das Kernstück der westeuropäi-
schen Verteidigung) auf diese Weise im Ge-
genzug gegen die sowjetischen Formationen 
in Mitteleuropa „reduzieren" müsse. Die ame-
rikanischen Expeditionsverbände würde es 
einseitig treffen, wenn, wie östlicherseits ge-
fordert, die Kaderung von Verbänden und die 
Einlagerung von Waffen verboten würden. 
Das würde die USA gegenüber der UdSSR 
nicht nur wegen der unterschiedlichen Ent-
fernungen benachteiligen. Ebenso würden 
mehr als zwei amerikanische Divisionen, die 
gemäß dem System der Doppelstationierung 
(dual based System) mit ihrem Personal in 
Nordamerika, mit ihren Kadern und Ausrü-
stungen aber in der Bundesrepublik Deutsch-
land stehen (wohin die Soldaten im Bedarfs-
fall dann sehr rasch gebracht werden kön-
nen), ohne jede östliche Gegenleistung in 
Wegfall kommen. Derartige Vorschläge sind 
für die NATO von vornherein unannehmbar.

Unter dem moralischen Druck der westlichen 
Paritätsargumente hat sich die erklärte östli-
che Verhandlungsposition während der letz-
ten beiden Jahre gewandelt. Das Paritätsziel 
wird nunmehr bejaht. Gleichzeitig jedoch 
brachte die östliche Seite in die Datendiskus-
sion Zahlenangaben über ihre Truppenstärken 
ein, die dem Zweck dienen, einen Zustand der 
„annähernden Parität" als bereits gegeben 
hinzustellen. Dementsprechend soll von einer 
Korrektur des gegenwärtigen militärischen 
Kräfteverhältnisses in Mitteleuropa keine 
Rede sein können. Dieser Standpunkt wurde 
in dem letzten Vorschlag der Warschauer- 
Pakt-Staaten vom 8. Juni 1978 nicht wesent-
lich verändert. Da sich die Diskrepanz zwi-
schen östlichen Eigenangaben und westlichen 
Erkenntnissen bei der bisherigen Datendis-
kussion nicht im mindesten aufgehellt hat, 
kam keine Übereinkunft darüber zustande, 
was Parität konkret bedeutet.

Innerhalb des grundsätzlichen Rahmens, daß 
die Ost-West-Relation in Mitteleuropa an 
Hand der Personalbestände zu bestimmen sei, 
haben die NATO-Staaten selektiv auf einige 
Truppenverbände und Waffensysteme Bezug 
genommen. Im Namen der militärischen Sta-
bilität forderten sie in begrenztem Umfang 
die Zurücknahme sowjetischer Angriffskapa-
zitäten (die als besonders ausgeprägte Bedro-
hung für Westeuropa empfunden werden) auf 
das Gebiet der UdSSR. Konkret ging es dabei 
um eine Armee mit fünf Divisionen und ge-
schätzten 1 400 bis 1 500 (später 1 600 bis 
1 700) Kampfpanzern. Wenn man das Zahlen-
verhältnis zwischen den Kampfverbänden auf 
westlicher und östlicher Seite und den östli-
chen Gesamtbestand von 15 000 (später 
18 000) Kampfpanzern oder mehr bedenkt, 
dann war damit ein relativ geringes Zuge-
ständnis gefordert.

Die Warschauer-Pakt-Staaten lehnten jedoch 
das westliche Verlangen als eine einseitige 
Zumutung rundweg ab. Daraufhin bot die 
NATO im Dezember 1975 als Gegenkonzes-
sion ausnahmsweise und einmalig den Abzug 
von 1 000 amerikanischen Kernsprengköpfen 
samt ihren Trägersystemen — darunter 54 
„Phantom“-Flugzeugen und 36 „Pershing"-Ra- 
keten — an. Dem lag die — nicht unumstrit-
tene — Einschätzung zugrunde, daß die 
NATO in Europa ein unnötig großes (etwa 
zweifaches) Übergewicht an taktischen Ge-
fechtsfeldwaffen besitze. Am 19. April 1978 
ermäßigte die NATO ihre Forderung dahinge-
hend, daß die UdSSR nur noch fünf beliebige 
Divisionen abzuziehen brauchte.



Die östliche Seite bot zwei Monate später 
statt dessen drei Divisionen und einige klei-
nere Verbände mit 1 000 Kampfpanzern — 
also eine weitaus geringere Gegenleistung — 
an. Inzwischen hatte die UdSSR ihre nuklea-
ren Gefechtsfeldkapazitäten stark ausgebaut, 
so daß die Annahme einer westlichen Überle-
genheit in diesem Bereich zunehmend ins 
Wanken geriet. Unter den veränderten Um-
ständen kehrte sich die Aufrechterhaltung 
des NATO-Angebots vom Dezember 1975 ge-
gen dessen Urheber: Eine auf seiner Basis ge-
troffene Regelung mußte nunmehr dazu füh-
ren, daß die nordatlantische Allianz ihre nu-
klearen Gefechtsfeldsysteme einseitig verrin-
gerte und begrenzte, während der sowjetische 
Gegner seine entsprechenden Fähigkeiten un-
gehindert weiter vergrößern konnte.

8. Sowjetische Vorstellungen einer Rüstungs-
begrenzungszone

Die sowjetische Führung macht auch den 
Versuch, die MBFR-Verhandlungen zu ei-
nem Forum der Diskussion über eine Zone 
besonderer Rüstungsüberwachung in Mittel-
europa zu machen. Die geforderte Festlegung 
nationaler Höchststärken (statt der von der 
NATO vorgesehenen kollektiven Höchststär-
ken beider Bündnisse) würde nicht nur in die 
militärischen Dispositionen der westlichen 
Allianz eingreifen und einen verteidigungspo-
litischen Zusammenschluß der westeuropäi-
schen Staaten negativ präjudizieren. Sie wür-
de vor allem die von MBFR betroffenen Län-
der einem Sonderregime unterwerfen, bei 

-dem die andere Seite darüber wachen würde, 
daß die bündnisinterne Verteilung der über-
nommenen Rüstungsbegrenzungspflichten in 
einer bestimmten Weise erfolgt. Eine vertrag-
liche Festlegung der beteiligten Staaten auf 
nationale Reduzierungen könnte überdies na-
tionale Existenzen festschreiben und so Bar-
rieren gegen westeuropäische Integrations-
maßnahmen errichten. Die Ansatzpunkte für 
Eingriffs- und Mitbestimmungsansprüche bei 
dem anderen Bündnis würden sich weiter 
vermehren, wenn, östlichen Vorschlägen fol-
gend, auch die Art der zu reduzierenden Ein-
heiten samt ihrer Waffen spezifiziert würde. 
Wenn dies nämlich funktionieren soll, dann 
muß ergänzend eine Übereinkunft darüber 
zustande kommen, welche Verbände und 
Ausrüstungen danach noch in dem Reduzie-
rungsgebiet verbleiben dürfen. Das aber wür-
de dem Gegner ein Veto hinsichtlich aller 
Strukturveränderungen innerhalb des eigenen 
militärischen Verteidigungssystems einräu-
men.

Man kann natürlich argumentieren, daß dies 
nicht nur auf westlicher, sondern auch auf 
östlicher Seite gelten würde. Die praktischen 
Auswirkungen jedoch wären nicht gleichar-
tig. Militärisch betrachtet besitzt die NATO 
im Gegensatz zum Warschauer Pakt noch ein 
unausgenutztes organisatorisches und waffen-
mäßiges Rationalisierungspotential. Des wei-
teren hat der vorgesehene Reduzierungsraum 
für beide Bündnisse einen höchst unterschied-
lichen Stellenwert: Für die NATO-Militäror- 
ganisation bildet er das allein tragfähige mili-
tärische Glacis auf dem europäischen Konti-
nent, während er für die UdSSR ein bloßes 
Vorfeld darstellt, das zudem bei Bedarf sehr 
rasch mit militärischen Kräften wieder aufzu-
füllen ist. Das bedeutet, daß sich die Nordat-
lantische Allianz — anders als der War-
schauer Pakt — eine durch gegnerische Mit-
sprache geschaffene Schwächezone ihres Ver-
teidigungssystems nicht leisten kann.

Im übrigen ist zweifelhaft, ob die Kontrolle 
in West-Ost-Richtung auch nur annähernd so 
wirksam funktionieren würde wie umgekehrt. 
Das Beispiel der Vier-Mächte-Regierung im 
besetzten Deutschland 1945—1947 spricht da-
gegen: Ganz überwiegend konnte zwar die 
UdSSR ihren Willen in den Westzonen gel-
tend machen, wohingegen die westliche Ein-
flußnahme auf das wenig transparente und 
antipluralistisch ausgerichtete politische Sy-
stem der Sowjetzone sehr eng begrenzt blieb. 
Zu all diesen Gesichtspunkten kommt noch 
hinzu, daß die Begründung eines diskrimi-
nierten Status für einzelne Staaten zwar im 
westlichen Bündnis (das sich grundsätzlich 
partnerschaftlich versteht), nicht aber auf 
östlicher Seite zu weitreichenden politischen 
Problemen führen würde. Die sowjetische 
Führung hält, ungeachtet einiger Modifikatio-
nen in dem letzten östlichen Vorschlag, 
grundsätzlich an ihrem Konzept fest.

9. Das westliche MBFR-Dilemma

Unter diesen Umständen sind die MBFR-Ver- 
handlungen in eine Sackgasse geraten. Das 
entscheidende Problem liegt darin, daß die 
NATO-Staaten aus einer Position der relati-
ven militärischen Schwäche heraus operieren 
und daher der sowjetischen Seite wenig Ge-
genleistungen anbieten können, wenn sie 
nicht das Kräfteverhältnis noch weiter ver-
schlechtern wollen. Die für die westeuropäi-
sche Verteidigung Verantwortlichen sehen 
sich weithin nicht weit von dem Minimum 
dessen entfernt, was sie zur Erfüllung ihres 
Auftrags benötigen. Wie läßt sich da noch 
eine Offerte machen, welche die sowjetische 



Führung davon überzeugen könnte, daß ein 
Arrangement zu ihrem Vorteilwäre? Es deu-
tet manches darauf hin, daß die Behebung 
dieses Dilemmas durch bloße Verhandlungen 
kaum zu erreichen sein wird.

Man kann freilich auch die Gegenfrage stel-
len, wieso denn die sowjetische Führung auf 
eine Regelung nicht eingehen sollte, die ihre 
Sicherheit in keiner Weise vermindern würde. 
Ein MBFR-Abkommen nach westlichen Vor-
stellungen würde

— nur auf eine Abschwächung, nicht aber 
auf eine Beseitigung der östlichen Militär-
überlegenheit in Mitteleuropa hinauslaufen 
und daher den NATO-Streitkräften (deren 
Dislozierung ohnehin nur auf die Bedürfnisse 
der Verteidigung ausgerichtet ist) auch nicht 
theoretisch eine Option des militärischen An-
griffs einräumen und

— von vornherein das militärische Kräftever-
hältnis nur in dem eng begrenzten mitteleu-
ropäischen Raum festlegen, so daß die UdSSR 
im Krisenfall innerhalb kürzester Zeit die frü-
here Stärkekonzentration gegenüber West-
europa wiederherstellen könnte.

Nur zu einem müßte die sowjetische Führung 
allerdings bereit sein: zu einem gewissen Ab-
bau des in Mitteleuropa jederzeit präsenten 
und damit verfügbaren militärischen Drohpo-
tentials, das, wenn sich der Prozeß seines re-
lativen Erstarkens in der bisherigen Weise 
fortsetzt, Moskau die Optionen der politischen 
Pression und des militärischen Vorgehens 

* ohne entspannungsstörende und warnzeit-
trächtige Vorbereitungsphasen verschaffen 
könnte.

10. Gesamtwertung der Verhandlungssituation

Die sowjetische Politik zielt darauf ab, die 
erreichten militärischen Vorteile uneinge-
schränkt zu wahren und nach Möglichkeit 
weiter auszubauen. Diese Machtmaximierung 
dient weder der Erzielung von Krisen-Stabili- 
tat, wie sie westlichen Vorstellungen einer 
wechselseitigen Sicherheit für Ost und West 
entsprechen würde, noch einer Materialisie-
rung des Gewaltverzichts, wie er in zahlrei-
chen Ost-West-Dokumenten als Entspan-
nungsspielregel festgelegt worden ist. Die Si-
tuation wird noch dadurch erschwert, daß die 
sowjetische Seite von verschiedenen Ansatz-
punkten her die Kopplung zwischen den USA 
und Westeuropa und den Zusammenhalt in-
nerhalb der NATO zu lockern sucht. Des 
weiteren soll der Westen die Option eines 
Einverständnisses mit China aufgeben. 
Gleichzeitig beansprucht die UdSSR für sich 

und ihre Gefolgschaftsstaaten die Option, in 
den Ländern der Dritten Welt mit allen Mit-
teln einschließlich kriegerischer Aktionen 
westliche Positionen in Frage zu stellen und 
die eigene politisch-militärische Präsenz aus-
zuweiten. Das sowjetische Beharren auf einer 
derartig selektiven und einseitigen Ent-
spannungspraxis in den entscheidenden si-
cherheitspolitischen Fragen hat zu einer Kri-
sis der Ost-West-Entspannung geführt, d. h. 
zu dem Punkt, an dem sich die Entscheidung 
über Kooperation oder Kompetition beider 
Seiten in den Fragen der Sicherheitspolitik 
nicht mehr länger hinausschieben läßt.

Die Vorschläge und Standpunkte der östli-
chen Seite, die in der Moskauer Deklaration 
sowie bei SALT und MBFR deutlich geworden 
sind, markieren natürlich Ausgangspositionen 
und sind daher nicht als endgültige Festle-
gungen anzusehen. Es wird entscheidend auf 
das westliche Verhalten ankommen, ob und 
inwieweit Moskau von den geäußerten Auffas- 
sungen abrückt. Als zentrale Frage stellt 
sich, mit welchen Anreizen die westlichen 
Regierungen operieren können, um der so-
wjetischen Führung ein Eingehen auf ihre Si-
cherheitsinteressen vorteilhaft erscheinen zu 
lassen. Was gegen die westliche Seite zu 
Buche schlägt, ist seit langem klar in Er-
scheinung getreten: die fortlaufende Ver-
schiebung des militärischen Kräfteverhältnis-
ses durch die sowjetische Rüstung, die 
Schwächen der NATO-Verteidigung auf dem 
europäischen Schauplatz und das Vordringen 
der sowjetischen Macht in Afrika, Mittelost 
und Südostasien. Weniger bewußt ist sich die 
westliche Öffentlichkeit der Positiva, die der 
Westen in die Waagschale zu werfen hat: 
des überlegenen waffentechnischen Know- 
how, das, politsch richtig eingesetzt, die 
UdSSR mit der Aussicht auf eine Verände-
rung des Kräfteverhältnisses zu westlichen 
Gunsten konfrontieren könnte, und der Option 
eines Zusammenwirkens mit China, das die 
sowjetische Führung auf mittlere und lange 
Sicht hin sehr fürchtet. Von selbst versteht 
sich, daß alle Schritte, die einer Überwin-
dung innen- und integrationspolitischer 
Schwierigkeiten im westlichen Lager und 
einem wechselseitig funktionalen Interessen-
ausgleich im Nord-Süd-Verhältnis dienen, die 
westliche Verhandlungsposition zu stärken ge-
eignet sind.
Die westliche Sicherheitspolitik, die auf dem 
Abschreckungskonzept beruht, gibt den glo-
bal-strategischen Kapazitäten der USA die 
zentrale Bedeutung: Die Stabilitätsdefizite der 
darunter liegenden militärischen Ebenen — 
der kontinental-strategischen wie der Ge-



fechtsfeld-Ebene — schließen dort das Ent-
stehen kritischer Situationen nicht aus und 
machen daher den eventuellen Rückgriff auf 
die global-strategische Abschreckung not-
wendig. Eine rüstungsbegrenzende Ost-West- 
Regelung auf kontinental-strategischer Ebene 
läßt sich daher nicht außerhalb des Zusam-
menhangs mit einem entsprechenden global-
strategischen Arrangement aushandeln. Ein 
Gleichgewicht auf der Gefechtsfeld-Ebene 
ohne Rücksicht auf die Rahmenbedingungen 
bei den beiden darüber liegenden Ebenen 
festlegen zu wollen, wäre höchst problema-
tisch. Die Gefahren, denen sich die NATO- 
Staaten während der kommenden Diskussio-
nen und Auseinandersetzungen um Rüstungs-
begrenzung gegenübersehen werden, betref-

1. Zielsetzungen für eine Regelung 
wechselseitiger Sicherheit

Die Regierungen der NATO-Staaten haben 
bislang noch kein umfassendes Konzept für 
eine Sicherheitsregelung von Ost und West 
formuliert. Es gibt bisher nur Teilelemente ei-
nes solchen Konzepts, die insbesondere im 
Rahmen von SALT II und III sowie von 
MBFR zur Diskussion stehen. Grundsätze der 
vorbeugenden Konfliktentschärfung und Ver-
pflichtungen zum Gewaltverzicht sind in 
zahlreichen vertraglichen und anderen inter-
nationalen Dokumenten des letzten Jahr-
zehnts, insbesondere auch in der KSZE-Schluß-
akte vom 1. August 1975, festgelegt worden.

Die Lücken in den bisherigen Bemühungen 
sind offenkundig. Die Versuche, Fragen der 
„militärischen Sicherheit" zu regeln, blieben 
nicht nur hinsichtlich ihrer sachlichen Ergeb-
nisse begrenzt (wie die geringe rüstungs- und 
konfliktdämpfende Wirkung von SALT I 
deutlich gezeigt hat und wie auch die gegen-
über dem Ansatz von 1977 stark reduzierten 
Resultate von SALT II ausweisen). Auch die 
verschiedenen Ebenen des militärischen Kräf-
teverhältnisses sind bisher nur sehr selek-
tiv als mögliche Bereiche von Ost-West-Si-
cherheitsregelungen in Aussicht genommen 
worden: Neben der global-strategischen Ebe-
ne hat nur ein — recht willkürlicher — Aus-
schnitt der europäischen Gefechtsfeld-Dimen-
sion, nämlich die vorderen Bereitstellungs-
räume des Mittelabschnitts von NATO und 
Warschauer Pakt, zur Verhandlung gestan-
den. Die Gefechtsfeld-Situation ist weder im 
Blick auf Europa insgesamt noch für andere 
Schauplätze zwischen Ost und West auch nur 
andiskutiert worden. Die kontinental-strategi- 

fen weniger das globale als vielmehr das 
regionale (kontinental-strategische und ge-
fechtsfeldmäßige) Kräfteverhältnis. Während 
die sowjetische Führung unter den obwalten-
den Umständen kaum ernstlich hoffen kann, 
eine einseitige Erstschlagsfähigkeit gegen-
über den USA zu gewinnen, sieht sie eine re-
ale Chance, die westeuropäischen NATO- 
Staaten durch speziell auf Europa ausgerich-
tete Denuklearisierung-, Rüstungsverringe- 
rungs-, Reichweitenbegrenzungs- und Über-
wachungsübereinkünfte mehr oder minder 
von ihrer amerikanischen Führungsmacht si-
cherheitspolitisch abzukoppeln. Dem muß — 
noch mehr als einer Festschreibung und Aus-
weitung der regionalen Disparitäten — ent-
schlossen entgegengewirkt werden.

III. Optionen der westlichen Politik
sehen Probleme sind aus dem sicherheitspoli-
tischen Dialog der Regierungen völlig ausge-
klammert geblieben.

Das Stück-für-Stück-Herangehen ist vor allem 
durch zwei Überlegungen motiviert. Zum ei-
nen bedarf es eines fühlbaren Entscheidungs-
drucks, wenn sich Politiker zum Handeln be-
wogen sehen sollen. Das führt meistens 
dazu, daß nur diejenigen Probleme aufgegrif-
fen werden, die gerade aktuell und dringlich 
erscheinen, wohingegen längerfristige Erfor-
dernisse außer Betracht bleiben. Zum anderen 
gilt allen Fachleuten die Sicherheitspolitik 
als eine sachlich so komplexe und zwischen-
staatlich so kontroverse Materie, daß die 
gleichzeitige Erörterung aller wesentlichen 
Faktoren zwischen Ost und West als ein von 
vornherein aussichtsloses Unterfangen er-
scheint. Nur stückchenweise, so heißt es, 
könne man hoffen, die bestehenden Schwie-
rigkeiten zu klären und zu überwinden. Die 
Kehrseite ist freilich, daß bei den Teilver-
handlungen beide Seiten durch die Ungewiß-
heiten hinsichtlich der außerhalb der Erörte-
rung liegenden Rahmenbedingungen verunsi-
chert werden und dann ein bindendes Ab-
kommen entweder völlig zu vermeiden oder 
aber mit absichernden Sondervorteilen akzep-
tabel zu machen suchen.

In den Fragen der „politischen Sicherheit" ist 
der Fortschritt dem Augenschein zufolge grö-
ßer. Zahlreiche Spielregeln des friedlichen in-
ternationalen Zusammenlebens sind einver-
nehmlich beschlossen worden; ihre Einhaltung 
kann daher von den beteiligten Staaten 
wechselseitig als Test der Entspannungswil-
ligkeit angesehen und behandelt werden. In 
der Praxis sind freilich Schwierigkeiten da-



durch entstanden, daß die Warschauer-Pakt- 
Staaten bei so wichtigen Prinzipien wie dem 
Einmischungsverbot, dem Selbstbestimmungs-
recht und teilweise auch dem Gewaltverzicht 
eine abweichende Auslegung geltend ma-
chen. Darüber hinaus macht es den unvorein-
genommenen Betrachter nachdenklich, daß 
die Teilnehmerstaaten der KSZE zwar aus-
drücklich auf das Recht des Gewaltge-
brauchs verzichtet haben, daß aber praktisch-
militärische Maßnahmen, welche die Mög-
lichkeit zu erfolgversprechendem politischem 
und militärischem Gewaltgebrauch (d. h. zum 
Ausüben von Druck bzw. zum Vortragen ei-
nes Überraschungsangriffs) in Europa vermin-
dern würden, auf unüberwindlichen Wider-
stand stoßen. Die Herstellung von Krisen- 
Stabilität (oft auch als „Ausgewogenheit" 
oder „Gleichgewicht" bezeichnet) auf allen 
militärischen Ebenen muß jedoch als notwen-
dige, unerläßliche Verwirklichung des verbal 
postulierten Gewaltverzichtsgrundsatzes gel-
ten.
Bei Ost-West-Verhandlungen über einen Zu-
stand wechselseitig gewährleisteter Sicherheit 
kann es, wenn dieses Ziel nicht verfehlt wer-
den soll, nicht um militärische Einzelvorteile 
gehen. Entscheidend ist vielmehr, daß keine 
der beiden Seiten (die jeweils gegeneinander 
als bündnismäßige Einheiten aktionsfähig 
bleiben müssen) gegenüber der anderen 
Optionen einer ungestraften Pression oder 
Aggression gewinnt. Denn solange die macht- 
und ordnungspolitischen Gegensätze zwi-
schen Ost und West fortbestehen (wie sie 
beispielsweise in der östlichen Formel von 
dem sich laufend intensivierenden „ideologi-
schen Kampf" oder in der östlichen Praxis ei-
ner antiwestlichen gesellschaftlichen Ab-
schirmungspolitik ihren sinnfälligen Aus-
druck finden), läßt sich nicht selbstverständ-
lich davon ausgehen, daß ein risikofrei ver-
fügbares überlegenes Gewaltpotential in kei-
ner Reiz- oder Krisenlage zur Durchsetzung 
des eigenen Willens gegenüber der als Wi-
dersacher betrachteten anderen Seite benutzt 
werden könnte. Daher bedarf es einer Struk-
tur der wechselseitigen Beziehungen, bei der 
das drohende Gewaltpotential der einen Seite 
durch das drohende Gewaltpotential der ande-
ren Seite zuverlässig und dauerhaft paralysiert 
wird. Ausgehend von der Gewißheit, daß 
dann die jeweils andere Seite vernünftiger-
weise von ihrem Gewaltpotential keinen Ge-
brauch machen kann, entsteht viel leichter ein 
entspanntes, vielleicht irgendwann einmal so-
gar vertrauensvolles Verhältnis zwischen den 
Gegnern, als wenn die Sorgen wegen mangel-
hafter Sicherheitsgarantien bestimmend blie-
ben.

Unter diesen Umständen kann die Erzielung 
von Rüstungs-Stabilität nur ein nachrangiger 
Gesichtspunkt sein. Das Problem der Krisen- 
Stabilität rührt an die Existenz, während sich 
Rüstungs-Stabilität möglicher-, wenn auch 
nicht notwendigerweise günstig beim Geld-
beutel bemerkbar macht. Ein Rüstungswettlauf 
zwischen Ost und West ist aus vielerlei 
Gründen höchst unerwünscht und sollte da-
her nach Möglichkeit ausgeschlossen werden. 
Militärische Instabilität dagegen droht die 
Krisenbereitschaft der überlegenen Seite zu 
steigern und ihr Verhalten! im Krisenfall hart 
— mithin kriegsträchtig — zu machen. Einer 
derartigen Möglichkeit entgegenzuwirken, 
muß die oberste Priorität des außenpoliti-
schen Handelns sein. Wenn freilich Krisen- 
Stabilität erreicht und dauerhaft gewährleistet 
ist, besteht eine optimale Aussicht auf die Er-
zielung auch von Rüstungs-Stabilität: Wer von 
der eigenen Rüstung keine offensiven und de-
fensiven Vorteile mehr zu erwarten hat, kann 
sich relativ leicht mit der anderen Seite über 
ein Anhalten der militärtechnischen Entwick-
lungen verständigen.

Eine weit verbreitete These besagt, daß Rü-
stungswettläufe um jeden Preis verhindert 
werden müßten, Weil sie andernfalls den 
Krieg entzündeten. Diese Auffassung hat sich 
jedoch in dieser Form empirisch nicht bestä-
tigen lassen. Die Beziehung zwischen Wettrü-
sten und Kriegsausbruch ist komplizierter. In 
einem zwischenstaatlichen System, in dem 
Elemente der Krisen-Stabilität keine Bedeu-
tung haben, erhöht wechselseitiges Wettrü-
sten Spannung und Kriegswahrscheinlichkeit. 
Die Entwicklung vor dem Ersten Weltkrieg 
bietet ein klares Beispiel hierfür. Sobald je-
doch ein Staatensystem durch einen organi-
sierten Dualismus (durch das Gegeneinan-
der zweier permanenter Bündnisse) bestimmt 
ist, zwischen denen Krisen-Stabilität entsteht, 
verliert das Moment des Rüstungswettlaufs 
seinen Einfluß auf den Verlauf der Beziehun-
gen und wird zu einem Faktor von unterge-
ordne 7tem Rang ).

Krisen-Stabilität hat eine „Ausgewogenheit" 
sowohl in politischer als auch in militäri-
scher Hinsicht zur Voraussetzung: Zum einen 
muß ein Nebeneinander von zwei etwa 
gleichwertigen Allianzen vorhanden sein; 
zum anderen müssen die militärischen Mittel,

7) Vgl. Erich Weede, Threats to Detente. Intuitive 
Hopes and Counterintuitive Realities, in: European 
Journal of Political Research, 5 (1977), S. 407—432. 
Zur Erläuterung des Sachzusammenhangs: Ger-
hard Wettig, Kriterien der Friedenssicherung in 
Europa, in; Beiträge zur Konfliktforschung, 3/1974, 
S. 13—40.



deren sich beide Seiten bedienen können, zur 
Verbindung jeder militärischen Option mit 
einer angemessenen „strafenden" Folgewir-
kung führen, damit der positive Anreiz zum 
Gewaltgebrauch durch eine stärkere negative 
Konsequenz gekontert wird. Dies heißt zugleich, 
daß die als „Entspannung" bezeichnete Bezie-
hungsstruktur der Konflikteindämmung und 
Teilzusammenarbeit zwischen Ost und West 
zwar in „normalen" Zeiten ihren Wert be-
sitzt, aber für den Fall einer akuten Krise 
(der sich angesichts der Fortexistenz des 
grundlegenden Ost-West-Konflikts nicht mit 
letzter Sicherheit ausschließen läßt) keine 
Gewähr für Kriegsverhütung und Pressions-
verhinderung bietet. Diese Einsicht findet seit 
dem Harmel-Bericht von 1967 ihren Nieder-
schlag in der NATO-Formel, daß „Entspan-
nung" und „Sicherheit" bei beiden nebenein-
anderstehenden, nicht auseinander abzulei-
tenden Ziele des Bündnisses darstellen.

2. Möglichkeiten der westlichen 
Verhandlungsführung

Die westlichen Möglichkeiten, bei Verhand-
lungen mit den Warschauer-Pakt-Staaten 
über Probleme der wechselseitigen Sicherheit 
Fortschritte im Sinne eigener Ziele zu errei-
chen, bestimmen sich zum einen aus der Re-
lation der wechselseitig einzubringenden mi-
litärischen Trümpfe (wer viel anzubieten hat, 
kann viel verlangen) und zum anderen aus 
dem sowjetischen Interesse an bestimmten 
Tagesordnungspunkten (die abgelehnt oder 
gegen einen angemessenen Preis akzeptiert 
werden können). Außerhalb des SALT-Be  
reichs verfügt die westliche Seite über rela-
tiv wenige militärische Verhandlungsobjekte, 
die sie ohne weiteres zur Disposition stellen 
könnte, um damit der UdSSR bestimmte Ver-
zichte attraktiv zu machen. Anders sieht die 
Lage aus, wenn die USA und ihre Verbünde-
ten auch das militärische Potential einbezie-
hen, das sich im technologischen Stadium des 
Entwurfs und der Entwicklung befindet und 
daher in absehbarer Zeit rüstungstechnische 
Wirklichkeit werden kann. Die sowjetische 
Seite hegt im Blick hierauf ernste Sorgen: 
Die militärische Innovationsfähigkeit des 
Westens gilt in Moskau als überlegen; sie 
soll nicht zur Auswirkung kommen, weil sie 
das derzeit erreichte Kräfteverhältnis mögli-
cherweise entscheidend zu westlichen. Gun-
sten verschieben könnte.

Die sowjetische Politik zielt darauf ab, die 
„technologischen Optionen" der USA und ih-
rer Verbündeten einseitig zu verschließen. 
Die Kampagne gegen die westliche Neutro-

nenwaffe bietet ein eindrückliches Beispiel 
dafür, wie die Männer im Kreml sich der Pro-
paganda und der Diplomatie bedienen, um 
militärische Systeme, die der NATO viel-
leicht einen erheblichen zeitlichen Vorsprung 
vor dem Warschauer Pakt verschaffen könn-
ten, durch das Erregen politischer Widerstän-
de zu Fall zu bringen, ohne daß die UdSSR 
dafür einen Preis zu entrichten hätte. Die 
Moskauer Deklaration vom 23. November 
1978 und das Außenminister-Kommunique vom 
15. Mai 1979 enthalten in gleicher Tendenz meh-
rere Forderungen, die waffentechnische Fort-
schritte auf westlicher Seite von einer Realisie-
rung ausschließen sollen. Für die NATO-Staa-
ten kommt es darauf an, sich die erworbenen 
technologischen Optionen nicht einfach aus 
der Hand schlagen zu lassen, sondern für ei-
nen eventuellen Verzicht in einem Prozeß 
des wechselseitigen Gebens und Nehmens 
östliche Gegenleistungen zu erwirken.

Die sowjetische Führung versucht, einer der-
artigen Nutzung westlicher Stärkemomente 
entgegenzuwirken. Einige der östlichen Abrü-
stungsvorschläge zielen darauf ab, nur die be-
reits eingeführten Waffensysteme (hinsichtlich 
deren die UdSSR quantitativ und teilweise 
auch qualitativ weithin überlegen ist) als Ver- 
handlungsobfjekte gelten zu lassen. Auch in der 
diplomatischen Praxis hat es die sowjetische 
Seite bisher in aller Regel abgelehnt, für 
noch nicht verwirklichte technische Möglich-
keiten einen Preis zu zahlen. Eine Festschrei-
bung der bestehenden Rüstungsrelationen 
soll nach sowjetischer Absicht eine zuverläs-
sige, unveränderliche 'Ausgangsbasis für alle 
künftigen Rüstungsbegrenzungs- und Abrü-
stungsgespräche schaffen.

Unter diesen Umständen erscheint es zweifel-
haft, ob bloßes Drängen auf eine Einbezie-
hung der technologisch entwickelten, aber 
noch nicht serienmäßig produzierten Waffen- 
Systeme Erfolg verspricht. Solange die westli-
chen Regierungen die Herstellung neuer Rü-
stungsgüter in der erklärten Absicht ausset-
zen, von der östlichen Seite für einen vorge-
sehenen Verzicht ein Honorar auszuhandeln, 
können die Leiter der sowjetischen Politik 
eine Regelung endlos hinauszögern und mit 
einiger Gewißheit erwarten, daß sich die Fra-
ge auf diese Weise von selbst in ihrem Sinne 
erledigt. Selbst wenn westliche Unterhändler 
schließlich noch eine Gegenleistung erwirken 
können, werden sie — für eine inzwischen 
entwertete, weil unwahrscheinlicher gewor-
dene Sache — kaum allzu viel herausholen.

Von daher erscheint die Ansicht berechtigt, 
daß die NATO erst einmal „nachrüsten" müs-



daß es widersinnig wäre, Rüstungsmaterial zu 
dem Zweck herzustellen, daß es anschließend 
wieder eingeschmolzen wird. Es läßt sich 
auch darauf verweisen, daß derartige Kalküle 
in den seltensten Fällen aufgehen: Was erst 
einmal fertiggestellt und eingeführt worden 
ist, wird für eine Militärmaschinerie allzu 
leicht zu einem festen Bedürfnis, das sich nur 
unter großen Mühen wieder abtrainieren läßt. 
Beides — das Zur-Disposition-Stellen und das 
Nachholen unausgeführter Rüstung — hat 
also seine Tücken. Dem Dilemma entgeht 
man wohl noch am besten, wenn man das 
eine tut und das andere nicht läßt: Neue Sy-
steme sollten schon in die Verhandlungen ein-
gebracht werden, bevor sie disloziert sind — 
aber zugleich sollte das Bemühen um ihre 
Einführung nicht unterbrochen werden. Auf 
diese Weise sähe sich die sowjetische Füh-
rung genötigt, die technologischen Optionen 
der NATO als etwas anzusehen und zu be-
handeln, was sich nur -durch baldige Ver-
zichts-Gegenleistungen aufhalten läßt.

Die Unteilbarkeit der Sicherheit wirft eine 
Reihe von Verfahrensfragen auf. Kann man 
innerhalb des gegenwärtigen MBFR-Rahmens, 
der geographisch willkürlich begrenzt ist und 
hinsichtlich der einbezogenen militärischen 
Faktoren eine ebensolche Beliebigkeit auf-
weist, überhaupt denkbarerweise eine befrie-
digende Regelung von Problemen der wech-
selseitigen Sicherheit in Ost und West erwar-
ten? Müßte man nicht wenigstens, einem 
französischen Entwurf in der UNO-Sonderge- 
neralversammlung folgend, das gesamte euro-
päische Territorium berücksichtigen? Wäre 
dies nicht zugleich die einzige Möglichkeit, 
wie die geographischen Asymmetrien auf 
beiden Seiten so weit zu reduzieren wären, 
daß die westlichen Bedenken gegen eine vor-
behaltlose Einbeziehung aller Waffen entfal-
len könnten? Ein weiterer Problemkreis, aus 
dem sich vielleicht auch prozedurale Konse-
quenzen ergäben, ist mit dem Kissingerschen 
Stichwort der „linkages" bezeichnet: Es muß 
als höchst fraglich gelten, ob die Ost-West- 
Entspannung in Europa funktionieren kann, 
wenn in überseee, etwa auf afrikanischem 
Boden, Konfrontation mit allen Mitteln bis 
hin zu denen des militärischen Zusammensto-
ßes betrieben wird.

Die wichtigste Verfahrensfrage der vorher-
sehbaren Zukunft ist freilich, wie der Dialog 
über das kontinental-strategische Kräftever-
hältnis (die sogenannte „Grauzonenproblema-

nuklear-„taktischen" Komponente auf dem 
Gefechtsfeld scheint darauf zu verweisen, 
daß die „Grauzonen"-Waffen zusammen mit 
den Streitkräften behandelt werden sollten. 
Das aber wäre aus anderen Gründen höchst 
problematisch. Die wechselseitige Abschrek- 
kung, die der Krisen-Stabilität zugrunde liegt, 
kommt letztlich auf der höchsten militäri-
schen Ebene, also auf der Ebene der global-
strategischen Kapazitäten beider Supermäch-
te, zustande. Auch wenn der Grundsatz gilt, 
daß diese höchste Ebene nicht alle Ungleich-
gewichte auf den unteren Ebenen unbe-
schränkt ausgleichen kann, so ist doch eine 
intakte global-strategische Abschreckung für 
die Wahrung der Sicherheit' im Ost-West- 
Verhältnis entscheidend: Nur auf dieser 
Ebene gibt es für die beiden Supermächte ein 
totales Risiko, das alle sonst zu erwartenden 
Vor- und Nachteile als vergleichsweise unbe-
deutend erscheinen läßt.

Die global-strategische Abschreckung schlägt 
aber nur so weit auf die unteren militäri-
schen Ebenen und die regionalen Konfliktfel-
der durch, wie sicherheitspolitische Kopplun-
gen bestehen. Wegen des unmittelbaren geo-
graphischen Zusammenhangs besteht ein 
Kopplungsproblem zwischen der UdSSR und 
den anderen Warschauer-Pakt-Staaten nicht: 
Ostmitteleuropa ist das unmittelbare Vorfeld 
der Sowjetunion. Dagegen gibt es im Ver-
hältnis der Westeuropäer zu den Nordameri-
kanern die Möglichkeit einer Abkopplung, 
denn erst der „künstliche" Zusammenhalt 
durch das nordatlantische Bündnis hat die Si-
cherheit beider Seiten miteinander verknüpft. 
Daher ist es unerläßlich, daß sich West-
europa und die USA auch im Laufe der Ost- 
West-Verhandlungen über Sicherheit nicht 
auseinanderdividieren lassen. Einen denkbaren 
Ansatzpunkt dafür bilden die nicht voll iden-
tischen Interessen der Nordamerikaner und 
der Westeuropäer in strategischer Hinsicht. 
Sie ständig in wechselseitigem Einvernehmen 
zu koordinieren, wird die grundlegende Vor-
aussetzung für einen erfolgversprechenden 
Dialog zwischen Ost und West sein. Die Ko-
ordination muß in dem abschreckungsent-
scheidenden Bereich der strategischen Rü-
stungen erfolgen — also bei der Abstimmung 
der global-strategischen Erfordernisse mit den 
euro-strategischen Notwendigkeiten. Eine 
Ausweitung von SALT III auf die Mittelstrek- 
kensysteme in und um Europa unter Teilnah-
me der europäischen NATO-Partner wäre die 
logische Konsequenz.



Ernst-Otto Czempiel: Die Bundesrepublik — eine heimliche Großmacht? Zur Dis-
kussion über die Grundlagen bundesrepublikanischer Außenpolitik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/79, S. 3—19

Der Aufsatz überprüft die Grundlagen bundesrepublikanischer Außenpolitik und kommt 
zu dem Schluß, daß sich die Ziele dieser Politik und ihre Grundorientierungen nicht 
geändert haben; andererseits hat sich der Kontext dieser Außenpolitik entscheidend 
gewandelt. Die Bundesrepublik ist von einem „abhängigen Provisorium" zu einer unab-
hängigen mittleren europäischen Macht geworden. Ihr Handlungsspielraum hat sich ver-
größert. Daß die Bundesrepublik diesen Handlungsspielraum ausschöpft, darf nicht 
mit einer Veränderung ihrer Grundeinstellungen und ihrer Ziele verwechselt werden. 
Die NATO und die Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten ist für die Bundes-
republik auf dem Gebiet der Verteidigung und der Entspannung unerläßlich. Ihre Sicher-
heit kann nur atlantisch, nicht europäisch definiert werden, weil die Bundesrepublik sich 
sonst von den Vereinigten Staaten abkoppeln würde. Auf der anderen Seite besitzt die 
Bundesrepublik ein besonderes Interesse an der Entspannung, da sie die Wiedervereini-
gung anstreben muß und unmittelbarer Anrainer Osteuropas, ist. Dieses Interesse wahr-
zunehmen, kann nicht als Alleingang, als „Selbst-Finnlandisierung" oder gar als Neu-
auflage einer Rapallo-Politik verstanden werden. In der Wirtschafts- und Weltpolitik 
ist die Bundesrepublik auf die Europäische Gemeinschaft angewiesen. Der Fortgang der 
Westintegration, die Intensivierung und Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft, 
zählt daher zu den Grundlagen westdeutscher Außenpolitik.

Andererseits zeigt sich, daß die Bundesrepublik keine ausreichenden Mittel entwickelt 
hat, mit denen sie ihre unverändert auf die Zusammenarbeit innerhalb des westlichen 
Lagers gerichteten Ziele besser instrumentalisieren könnte. Aber auch in den anderen 
EG- und NATO-Staaten ist für den gebotenen Multilateralismus bisher kein wirksames 
Konzept entwickelt worden-. Es besteht immer wieder die Gefahr, daß ein pragmatisch-
nationaler Rückzug in den Unilateralismus die eindeutig multilateral orientierten Ziele 
verfehlt. Die Entwicklung eines solchen Konzeptes multilateraler Verfahrensweisen ist 
daher — nicht zuletzt wegen der spezifischen Position der Bundesrepublik innerhalb von 
EG und NATO — von dringlicher Notwendigkeit.

Gerhard Wettig: Das Ringen zwischen Ost und West um Sicherheit. SALT, MBFR 
und die Optionen der westlichen Politik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/79, S. 20—38

Der Abschluß der amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über eine Begrenzung 
der strategischen Rüstungen (SALT) und die Diskussionen um Stand und Chance der 
Verhandlungen über eine wechselseitige, ausgewogene Streitkräfteverringerung in Mit-
teleuropa (MBFR) haben die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf die Sicherheits-
probleme gelenkt, die derzeit zwischen Ost und West zur Regelung anstehen. In beiden 
Lagern wird der Zusammenhang der sicherheitspolitischen Entscheidungen mit der Ent-
spannung hervorgehoben, allerdings auf sehr unterschiedliche Weise gesehen. Es ist 
unter diesen Umständen an der Zeit,

1. das für die Sicherheitslage konstitutive militärische Kräfteverhältnis auf den ver-
schiedenen Ebenen darzustellen,

2. das konzeptionelle Herangehen beider Bündnisse an die Aufgabe der wechselseitigen 
Sicherheitsgewährleistung zu analysieren und schließlich

3. konzeptionelle Überlegungen darüber zu entwickeln, wie eine Ost-West-Regelung 
aussehen sollte und wie ihr Zustandekommen angestrebt werden könnte.

Auf der global-strategischen Ebene des -militärischen Kräfteverhältnisses sind zwar 
Destabilisierungstendenzen zu verzeichnen, doch erscheinen die Befürchtungen der 
amerika’nischen SALT-Gegner unbegründet, daß die sowjetische Seite in kurzer Frist 
die Fähigkeit zum weitgehend ungestraften nuklearen Erstschlag gewinnen könnte. 
Richtig ist allerdings die Vermutung, daß die USA künftig kaum noch überzählige Inter-
kontinentalkapazitäten zum Ausgleich von militärischen Defiziten der NATO in Europa 
verfügbar haben werden. Dieser Umstand muß ernst genommen werden, weil die UdSSR 
auf dem europäischen Schauplatz seit langem ein gewisses militärisches Übergewicht 
sowohl auf kontinental-strategischer Ebene als auch auf der Gefechtsfeld-Ebene besitzt 
und dieses Übergewicht fortlaufend weiter ausbaut. Die Erfahrungen bei den MBFR- 
Verhandlungen deuten darauf hin, daß Moskau an der erreichten günstigen Relation 



festhalten will und sein partielles militärisches Übergewicht in politische Vorteile umzu-
setzen sucht.

An diesem Punkt liegen die Aufgaben, die bei einem künftigen Ost-West-Arrangement 
über wechselseitige Sicherheit gelöst werden müssen, wenn das Unternehmen überhaupt 
Sinn haben soll. Es kann nicht genügen, wenn sich die beiden Supermächte nur — nach 
dem Vorbild von SALT 1 und SALT II — über Regelungen auf der global-strategischen 
Ebene verständigen und damit tendenziell die Probleme auf der darunterliegenden mili-
tärischen Ebene (also die Fragen der Sicherheit für ihre Verbündeten) verschärfen. In 
kontinental-strategischer Hinsicht wie in der Gefechtsfeld-Dimension bestehen gefähr-
liche Ungleichgewichte — hier liegen also die eigentlichen Instabilitätsfaktoren; sie gilt 
es vor allem anderen zu beheben. Das Leitprinzip dabei muß sein, dem abstrakt-politisch 
bereits akzeptierten Grundsatz des Verzichts auf die Anwendung, Androhung u'nd 
Manifestation von Gewalt zwischen den Staaten auch konkret-sicherheitspolitisch Gel-
tung zu verschaffen, indem mittels Krisen-Stabilität die Möglichkeit zu jedwedem 
„ungestraften" Gewaltgebrauch beseitigt, also die Wahrscheinlichkeit, daß irgendeine 
Seite sich zur Anwendung, Androhung oder Manifestation von Gewalt veranlaßt sehen 
könnte, so gering wie möglich gehalten wird.
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